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1. EINLEITUNG 

Die Realisierung nachträglicher Dachbodenausbautengehört zu den 

komplexesten Bauvorhaben im Wohnbau. Neben den bautechnischen 

Problemstellungen bei Adaptierung von bestehender Bausubstanz werden 

derartigen Objekten durch rechtliche und wirtschaftliche 

Rahmenbedingungen enge Grenzen gesetzt. Eine Verkehrswertermittlung ist 

somit für Eigentümer als auch für allfällige Investoren oder Projektentwickler 

von vitalem Interesse.  

1.1. Problemstellung 

Ein Rohdachboden stellt für den Eigentümer eine stille Reserve, für einen 

Projektentwickler einen Bauplatz dar. Sowohl für eine Bilanzerstellung als 

auch bei Entwicklung oder Verkauf stellt sich die Frage nach dem 

Verkehrswert der Flächen im Rohzustand und nach Ausbau. Da eine 

Verwertung von Rohdachböden unabhängig von dem bestehenden Objekt 

erfolgen kann, ist eine Bewertung sowohl im Zusammenhang mit dem 

restlichen Gebäude, als auch als eigenständige Werteinheit möglich1.  

Eine Bewertung unter Prüfung der technischen, rechtlichen und 

wirtschaftlichen Gegebenheiten erscheint im Veräußerungsfall im Verhältnis 

zum Aufwand gesehen sinnvoll. 

1.2. Hypothese, Ziele und Aufbau der Arbeit 

Die vorliegende Arbeit soll zu folgenden zentralen Fragestellungen 

Aufschluss geben:  

a. Wie kann eine derartige Bewertung erfolgen? 

b. Welcher Untersuchungsumfang ist für die Bewertung 

erforderlich? 

c. Welche Daten sind relevant für das Ergebnis der Bewertung? 

Folgende Punkte sollen in der Arbeit untersucht werden:  

- Erhebung der rechtlichen, technischen und wirtschaftlichen 

Grundlagen  

- Bestimmung der erforderlichen Daten zur Bewertung, Ermittlung der 

Entscheidungskriterien bzw. allfälliger KO-Kriterien (Deal-Breaker), 

Ermittlung der wertbeeinflussenden Faktoren  

                                            
1 vgl. u. a. MRG §18c 
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- Prüfung von möglichen Bewertungsverfahren, Erhebung von aktuellen 

Vergleichswerten, Prüfung der Bewertungsverfahren anhand von 

Beispielen (Dachgeschossausbau, Dachgeschosseinbau, 

anonymisiert)  

- Prüfung der Bewertungsverfahren hinsichtlich Sensitivität gegenüber 

den Eingangsparametern 

1.3. Eingrenzung 

Die in der vorliegenden Arbeit behandelten Beispiele beschränken sich auf 

die Bewertung von Dachböden für einfache ein- bis zweigeschossige 

Dachgeschossausbauten.  

Sofern die jeweiligen örtlichen Bebauungsbestimmungen eine 

Überschreitung dieses Bauvolumens oder einen Abbruch des Gebäudes 

zulassen, kann ergänzend neben einer Einzelbewertung des Dachbodens, 

eine Bewertung alternativer Nutzungen im Sinne einer highest- and best-use 

Verwertung(bspw. auch Entkernung, Abbruch und Neubau) erforderlich 

werden. Dies setzt allerdings ein völlig oder zumindest weitestgehend 

leerstehendes Gebäude voraus.  

Im Folgenden ist eine Übersicht des Untersuchungsplanes zur 

Verdeutlichung der Arbeitsschritte angeführt. 
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BEWERTUNGSMÖGLICHKEITEN (Kap 4) 

- Bewertungsrecht (LBG, ÖNorm B1802) 

- Bewertungsverfahren 

1.4. Methodische Vorgehensweise - Untersuchungsplan: 

Der Ablauf der Untersuchung folgt dem folgenden Untersuchungsplan:  

 

 

 

 

 

 

 

ZUSAMMENFASSEN DER EINGANGSPARAMETER  

- Prüfung der Bewertungsverfahren: Sachwert, Ertragswert, Vergleichswert, 

Residualwert 

- Prüfung Relevanz der Eingangsparameter (Sensivitätsanalyse mit 

Beispiele) 

ERMITTLUNG DER BEWERTUNGSRELEVANTEN FAKTOREN (Kap 4) 

- Ermittlung von Vergleichswerten (Rohdachboden, ausgebaute Flächen) 

- Baukostenschätzungen für Ausbau 

- Nebenkosten, Finanzierungskosten 

BEWERTUNG 

TECHNISCHE RAHMENBEDINGUNGEN (Kap 3) 

- Bewertung des Bestandes in technischer Hinsicht 

- technische/wirtschaftliche RND/Abbruchreife 

- Energieeffizienz  

WIRTSCHAFTLICHE RAHMENBEDINGUNGEN (Kap 3) 

- Marktlage 

- Wertentwicklung und Entwicklungspotentiale des Objekts 

- ggf. Finanzierung  

RECHTLICHE + STEUERRECHTLICHE RAHMENBEDINGUNGEN (Kap 3) 

- Baurecht (zul. Bebauung gem. Raum- und Bauordnung, Einschränkungen 

aus DMSG) 

- Bestandsrecht (MRG, WEG) 

- Steuerrecht (EStR, UGB) 

BESTANDSPRÜFUNG - IMMOBILIEN DUE DILLIGENCE 
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2. AUSGANGSLAGE 

Die Bevölkerungsentwicklung in Österreich weist insbesondere in 

Ballungsräume ein starkes Wachstum auf. Neben der Bevölkerungszahl führt 

der größere Bedarf an Wohnfläche pro Kopf zusätzlich zu einem 

wachsenden Bedarf an Wohnraum2.  

Daneben kehrt sich der Trend zur Stadtflucht („Haus im Grünen“) in den 

letzten Jahren wieder um. Objekte in zentraler Lage werden wieder verstärkt 

nachgefragt. Auch ist der Trend zu kleineren Haushaltsgrößen (Stichwort 

Singlehaushalte) bei steigendem Wohnraumbedarf pro Kopf festzustellen.  

Dem erhöhten Wohnraumbedarf wird einerseits mit verstärktem Neubau in 

Stadterweiterungsgebieten begegnet. Der Vorteil der vergleichsweise 

geringen Grund- und Errichtungskosten in Randgebieten bringt allerdings auf 

der anderen Seite verhältnismäßig hohe Kosten für Erschließung und Betrieb 

der Ver- und Entsorgung durch die Kommunen mit sich. Darüber hinaus führt 

dies zu zusätzlichem Verkehrsaufkommen mit negativen Folgen wie Lärm, 

Luftverschmutzung, Energieverbrauch und Bodenversiegelung. Studien in 

diesem Zusammenhang ergaben, dass sich der Endenergieverbrauch für 

Mobilität zwischen städtischen Zentren und ländlichen Gemeinden in 

Abstufungen bis auf den Faktor 4 erhöht3. Der Energieaufwand für Errichtung 

und Erhaltung liegen in kleineren Gebäuden wesentlich über denen von 

entsprechend größeren Einheiten. Verfügbares Bauland in dicht besiedelten 

Agglomerationen mit hoher Wachstumsdynamik ist ein knappes und 

begehrtes Gut, was mit einer entsprechenden Preisentwicklung einhergeht.  

In Zeiten schwindender Energieressourcen und steigender Umweltschäden 

erscheint daher das Nachverdichten und Aufwerten des Bestandes bis zu 

gewissen Grenzen sinnvoll. 

Die Bankenkrise 2008 und die daraus entstehende Schuldenkrise der 

Eurostaatengemeinschaft 2011 haben zudem zu einer anhaltend-starken 

Nachfrage auf dem Immobiliensektor geführt. Insbesondere der Wohnungs- 

und Zinshausmarkt ist von einem daraus resultierenden Preisschub 

betroffen, der steigende Zinshauspreise, sinkende Renditen, ein verringertes 

Angebot bei gleichbleibend hoher Nachfrage hervorruft. Immobilien gelten 

                                            
2vgl. Werte für Wien lt. Statistik Austria: Bevölkerung 2012-2035 +0,5% pro Jahr,  

WFl/Person ca. 43m² (2012) 
3 2113kWh/a + Pers. in Großzentren vs. 8652 kWh/a + Pers.  touristische Gemeinden, aus 

Econcept: Energieaspekte städtischer und ländlicher Siedlungen, Bern 2006 
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allgemein als sichere Werte, „Rgefragt und österreichweit im Trend liegen 

Wohnimmobilien in attraktiven, wachsenden Ballungsräumen45.“ 

Durch steigende Verkaufspreise in Verbindung mit anhaltend niedrigen 

MRG-Mieten ist die durchschnittliche Ertragslage gesunken (z. T. unter 2% 

Bruttoanfangsrenditen in sehr guter Lage), Wertsteigerungspotentiale sind 

gefragt. Der Trend zu hochpreisigen Wohnungen führt dazu, dass in 

Zinshäusern verstärkt WEG-Begründungen stattfinden mit einem 

sukzessiven Abverkauf der Wohnungen in Eigentum6. Daneben kommen 

Rohdachböden in Lagen, die bisher nicht wirtschaftlich nutzbar waren, in den 

Fokus von Bauträgern und Projektentwicklern.  

Wertsteigerungsmöglichkeiten im Hausbestand stellen neben Adaptierung 

und Neuvermietung von leerstehenden Flächen Zubauten oder der Ausbau 

von ungenutzten Flächen - und hier insbesondere der Ausbau von 

Rohdachböden - dar. Neben den größeren Einheiten in Mehrfamilienhäusern 

ergeben - in eingeschränktem Maße - auch derartige Flächen in Einfamilien-

/Reihenhäusern entsprechende Nutzungspotentiale. Die gewonnenen 

Wohnflächen sind im Allgemeinen eher im hochwertigen Bereich angesiedelt 

und unterliegen bei der Mietzinsbildung nur eingeschränkt dem MRG.  

Österreich weist traditionell eine stark mieterfreundliche Gesetzgebung auf. 

Zwingende Rechtsbestimmungen aus dem MRG führen zu einer starken 

Stellung von Mietern hinsichtlich Mietpreisgrenzen sowie einem hohen 

Kündigungsschutz derselben gegenüber den Eigentümern. Diese werden 

zusätzlich für strategischen Leerstand von Wohnungen zur Freimachung 

selbst baufälliger Zinshäuser u.a. steuerrechtlich und hinsichtlich zulässiger 

Mietzinsbildung bestraft7. Die Orts- bzw. Stadtbildkommissionen8oder der 

Denkmalschutz schränken die Möglichkeiten hinsichtlich Neubaus weiter ein, 

eine umfangreiche Instandhaltungspflicht erhält Altbauten oft weit über deren 

wirtschaftliche Nutzungsdauer. Die Abbruch- und Neubauquote im 

innerstädtischen Gebiet ist daher entsprechend gering, der Anteil der 

Sanierung an der Gesamtwertschöpfung des Baugewerbes im 

Wohnbauhochbau übersteigt daher mittlerweile den des Wohnungsneubaues 

erheblich.  

                                            
4 vgl. Pressetext der Präsentation des Immobilienpreisspiegels 2011, ÖVI 
5
vgl. „Sog in Immobilien hält an“ aus ÖVI 16.12.2011, www.oevi.at, abgerufen am 

27.01.2012 
6 keine Beschränkung der Preise, allerdings Dämpfung der Preisentwicklung durch 

beschränkte Mietenhöhe aus dem MRG 
7 vgl. etwa MRG §16 (1) Zi 4, §20(1) lit. d 
8 etwa Schutzzonen Wien, MA19 Fachdienststelle für Architektur und Stadtgestaltung 
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Unter den Landeshauptstädten weist Wien historisch bedingt einen 

überproportional großen Bestand an Althäusern auf. Insbesondere der 

Bestand an Wohnhäusern der stadtbildprägenden Gründerzeitperiode aus 

der Zeit zwischen 1860 und 1914 ist groß. Die Bevölkerungsentwicklung der 

Donaumonarchie führte in dieser Periode zu einem Anstieg der 

Einwohnerzahl auf über 2 Millionen. Ein Wert der nach dem Zerfall der 

Monarchie nicht mehr erreicht wurde. Neben den qualitativ hochwertigen 

Palais und gutbürgerlichen Herrenhäuser wurden hauptsächlich in den 

äußeren Bezirken einfachere Arbeiterhäuser errichtet. Den Bauten 

gemeinsam ist, dass sie hinsichtlich Energieverbrauch und Standsicherheit 

nicht mehr dem Stand der Technik entsprechen, aber insbesondere die 

einfachen Gebäude in technischer Hinsicht i. d. R. in einem mäßigen 

Zustand sind. Die Zerstörungen während des zweiten Weltkrieges blieben im 

Vergleich etwa zu deutschen Städten verhältnismäßig gering. 

Nachfrage und entsprechendes Sanierungspotential wären vorhanden, 

dieses stößt seit Anfang der 80er Jahre auch auf verstärktes Interesse. Trotz 

umfangreicher Entwicklung derartiger Dachböden ist ein Ende des Trends 

nicht abzusehen9. 

Daneben kommen z. T. Dachbodenausbauten der ersten Generation 

aufgrund ihrer einfachen Bauführung und des geringen Ausbauvolumens 

Richtung Ende ihrer wirtschaftlichen Restnutzungsdauer, d.h. eine 

Neuentwicklung kann wirtschaftlich opportun sein.  

                                            
9 vgl. Potential ausbaufähiger Dächer ca. 25.000, Holzbau Austria 2009, www.holzbau-

austria.at 
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3. BESTANDSPRÜFUNG / IMMOBILIEN DUE DILLIGENCE10 

Aufgrund der hohen Investitionssummen sowie der Komplexität dieser 

Projekte ist beim Immobilienkauf besondere Sorgfalt sowohl für den Käufer 

als auch für den Verkäufer geboten. Als Kontrollinstrument kann hier eine 

Due-Diligence-Prüfung als Hilfsmittel unverzichtbar dienen.  

In der Due Diligence (sinngemäß übersetzt als „gebotene Sorgfalt“) wird im 

Vorfeld der Immobilienakquisition das Kaufobjekt nach unterschiedlichen 

Kriterien geprüft und systematisch bewertet, wo die Stärken bzw. Schwächen 

und die damit verbundenen Risiken der Immobilie liegen. Daraus kann ein 

möglichst wahrheitsgetreuer Marktwert für einen potenziellen Investor 

abgeleitet werden. Hinsichtlich der speziellen Zielsetzung wird dabei 

zwischen einer Verkäufer- (Vendor) und Käufer- (Buyer) Due Diligence 

unterschieden, die den Schwerpunkt jeweils auf bestimmte Teilbereiche legt.  

Das Hauptmotiv des Verkäufers (Verkäufer- bzw. Eigentümer-Due-Diligence, 

Identifikation wertbeeinflussender Faktoren) ist die Optimierung des 

Verkaufserlöses bzw. Ermittlung der Werte innerhalb eines Portfolios.  

Demgegenüber ist das Hauptmotiv des Käufers (Käufer-Due-Diligence, 

Ermittlung aller Chancen und Risiken des Objekts) die Ableitung eines 

angemessenen Kaufpreises als Grundlage für Kaufverhandlungen.  

Daneben ist u.a. die Planung des Zeitablaufes, die effiziente Nutzung der 

Ressourcen des Eigentümers und die Abschätzung von Risiken im Bereich 

von Gewährleistungen von Interesse. Der potentielle Käufer muss über alle 

für ihn relevanten Fakten der Immobilie informiert werden, da er andernfalls 

bei Fehlen gewisser Angaben vom für ihn ungünstigsten Fall ausgehen muss 

(worst-case) bzw. bei offenkundigen und vorsätzlichen Fehlinformation 

Gewährleistungs- bzw. Schadenersatzansprüche stellen kann. Eine 

Präsentation derartiger Unterlagen in ansprechender Form bietet dabei auch 

ein „Schaufenster“ für die Immobilie und ist entsprechend verkaufsfördernd. 

Bei Entwicklungsprojekten erfolgt eine Wertermittlung durch Prüfung der 

Objektdaten und Herleitung eines vertretbaren Grundpreises über die 

Bauträgerrechnung (Residualwertverfahren) oder Vergleichswerte. 

Die Erstellung kann je nach Größenordnung neben dem Immobilienbewerter 

zusätzliche Expertise von Sachverständige bzw. Fachleute (Bereiche 

Recht/Steuerrecht, Bautechnik) erfordern.  

  

                                            
10 vgl. Gondrich, Risiko Immobile S105ff 
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Die Prüfung umfasst im Wesentlichen folgende Rahmenbedingungen: 

- Rechtliche Prüfung 

- Technische Prüfung 

- Wirtschaftliche Prüfung  

- Steuer-Rechtliche Prüfung 

Der Prüfumfang umfasst eine Befundaufnahme und Analyse der Objekt- und 

Standorteigenschaften, eine Prognose der Erträge im Verkaufs- oder 

Vermietungsfall, die zu erwartenden Kostender Entwicklung und die damit 

verbundenen Risiken.  

Ablaufschema Immobilien-Due Diligence  

1. Festlegung Ziele und Rahmenbedingungen der Befundung 

- Identifikation der Adressaten (Käufer, Betriebsprüfer, Finanz,R) 

- Festlegung des Anwendungsgebietes und Stichtages 

- Festlegung des Prüfumfanges (DetailierungR) 

2. Zusammenstellung DD-Team  

- Immobilien-Sachverständiger 

- Sachkundige Fachplaner (Architekt, Statiker) 

- Ordnerstruktur, Planung der Arbeiten 

3. Datensammlung (Sammlung Unterlagen, Besichtigung, Bauteilprüfung, 

etc.) 

- Übergeordnete Quellen (Raumpläne, Gesetze, Normen,R)  

- Branchen- und teilmarktbezogene Quellen (Immobilienpreisspiegel, 

Grundbuch,R) 

- Objektbezogene Quellen (Bestandspläne, Bauakt, Aufmaßpläne,R) 

4. Durchführung Qualitative Analyse, Befundung 

- Sichtung der Unterlagen 

- Aufbereitung der Unterlagen  

- Ergebnispräsentation und Abstimmung 

- Implikation und Handlungsempfehlungen 

Im Folgenden ist eine Übersicht der einzelnen Prüfabschnitte angeführt, die 

für eine Bewertung von Dachböden essentiell sind:   
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PRÜFUNG BEREICH EINZELASPEKT 
 

RECHTLICHE 

PRÜFUNG  
Öffentlich-Rechtliche 

Prüfung 

Baurecht: Bau-, Raumordnung, 
Bestimmungen hins. Ausführung, 
Bauverfahrensrecht für 
Bewilligungs-verfahren, zulässige 
Bebauung, Denkmalschutzrecht 

Privatrechtliche 

Prüfung 

Sachenrecht: Eigentumsrechte 
Bestandsrecht: Miet-, Baurechts-, 
WE-Verträge, Lasten/Servitute 
(gem. Grundbuch), Nachbarrechte 
(bspw. ersessene Rechte), 
Baurechte aus BauRG + ABGB 

 

TECHNISCHE 

PRÜFUNG 
Gebäudebestand 

Topographie, Flächen, Geschoss-
anzahl, Bauweise, 
Gebäudetechnik, Aufzug, 
Fassadengliederung 

Gebäudezustand 

Baumängel/-schäden, Reparatur-
rückstau, Zustand allgemeine 
Teile (Fundierung, Aussteifung, 
lastabtragende Wände, Decke zu 
Rohdachboden, 
Fassadenzustand), Abweichung 
von üblichen Bestand 

Technische 

Anforderungen 

OIB-Richtlinien/Normen 
Tragsicherheit/Erdbebensicherheit 
Energieeffizienz 

 

WIRTSCHAFTLICHE 

PRÜFUNG 

Standortanalyse 

Marktanalyse 

Makrolage (Marktzyklus, 
Konjunktur, Käufer-/ Verkäufer-
Markt) 
Mikrolage, ggf. USP, genius loci 

Projektkostenanalyse 
Baukosten, Nebenkosten, 
Synergieeffekte, Erschwernisse, 
best-case/worst-case 

Finanzierung 

EK, FK, L/V, DCR/DSCR, 
ImmoKAG, Mezzaninkap. 
(Beteiligungsmodelle, 
Vorsorgewohnung, Bauherren-
modelle, Verlustbeteiligungen) 

Förderung 
Einzelbauteilsanierung, Aufzüge, 
SOS, TOS/Blocksanierung, 
Dachausbau, Behindertenger. 
Baumaßnahmen  

 

STEUER-

RECHTL.PRÜFUNG 
Steuern/Gebühren 

Abschreibungen (AfA), Verlust-
beteiligung, Liebhaberei, GrEst, 
GEG 

Tabelle 1Prüfbereiche (Quelle: eigene Darstellung) 
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Die zu Anfang hohen Projektentwicklungsrisiken reduzieren sich, je genauer 

die Analyse erfolgt. In diesem Zusammenhang ist zu prüfen, welches Ziel 

und welcher Umfang die jeweilige Prüfung umfassen sollte, um ein optimales 

Ergebnis im Verhältnis zum nötigen Aufwand zu erreichen. Erfolgt die 

Analyse vor dem Verkauf, reduziert sich das Risiko zugunsten der 

Projektentwicklung.  

Eine Verkehrswertermittlung kann – mit steigendem Aufwand gegenüber 

sinkendem Verwertungsrisiko – anhand einer Bebauungsstudie, einer 

vereinfachten Immobilien-Due-Diligence oder eines bewilligten Bauplanes 

erfolgen.  

 

Abbildung 1: Zusammenhang zwischen Aufwand und Erkenntnisgewinn  (Quelle: 

Schalcher et al - Immobilienmanagement, S110) 

Eine Abstufung der Analyse (mit steigender Genauigkeit und erforderlichem 

Zeit- und Kostenaufwand) ist somit wie folgt:  

- Bewertung anhand Bebauungsstudie (zulässige Bebaubarkeit, 

erzielbare BGF, WNFl, u.dgl.) 

- Bewertung über Rohdachbodenflächen  

- Bewertung anhand Immobilien-Due-Diligence (rechtliche, technische 

und wirtschaftliche Prüfung) 

- Bewertung mit gültiger Baubewilligung i.Z.m. Kostenschätzung 
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Bewertung anhand Bebauungsstudie 

Eine Bebauungsstudie dient im ersten Schritt zur Ermittlung des möglichen 

Bauvolumens. Allfällige privatrechtliche und technische Problemstellungen 

bleiben unberücksichtigt, dementsprechend besteht ein verhältnismäßig 

hohes Planungsrisiko hinsichtlich Herstellungskosten und Ausführbarkeit. Die 

Erstellung kann relativ schnell und kostengünstig erfolgen und beschränkt 

sich nur auf bautechnisches und -rechtliches Fachwissen, ohne das Objekt 

im Detail zu prüfen. Es kann unter Zugrundelegung von Vergleichswerten 

oder ggf. einer Bauträgerberechnung zur Vorabschätzung herangezogen 

werden, entsprechende Abweichungen zum Endergebnis sind allerdings 

anzunehmen und einzupreisen (Marktanpassung oder Risikoaufschlag bzw. 

höhere Projektentwicklungsrendite).  

Bewertung anhand Rohdachbodenfläche:  

Sofern die Bebaubarkeit nur im bestehenden Umriss möglich ist 

(eingeschränkte Erschließung der Baustelle, Denkmalschutz, 

Bebauungseinschränkung u.dgl.) kann die Bebauung anhand 

Rohdachbodenflächen erfolgen. Da diese zu keiner relevanten Lasterhöhung 

auf das Bestandsgebäude führen und die äußere Hülle kaum berührt wird, 

kann eine technische Prüfung entfallen. Die Rohdachbodenfläche ergibt die 

bebaubare Fläche und kann entsprechend bewertet werden. Aufgrund der 

geringen Flächenausbeute ist mit höheren Baukosten zu rechnen bzw. legen 

sich zusätzliche Kosten (Aufzug o.dgl.) entsprechend stark um.  

Bewertung anhand Immobilien-Due-Diligence 

Bei Prüfung mittels einer (vereinfachten) Immobilien-Due-Diligence kann das 

Planungsrisiko weiter reduziert werden. Dies ist naturgemäß kosten- und 

zeitintensiver (1-4 Wochen, genauere technische sowie 

rechtliche/steuerrechtliche Prüfung). Die IDD kann etwa einen 

Ingenieurbefund11 als zusätzliche Bewertungsgrundlage erfordern. 

Bewertung anhand bewilligter Baupläne 

In vielen Fällen wird bei Verkaufswunsch des Eigentümers das Projekt bis 

zur Bewilligungsreife entwickelt und einschließlich der Baubewilligung 

veräußert. Dies schafft ein entsprechend hohes Maß an Rechts- und 

Planungssicherheit, ist allerdings mit höheren Planungskosten und 

Zeitaufwand (ca. 6-8 Monate) verbunden und nicht immer im Sinne der 

Projektidee des jeweiligen Käufers. Die Planung muss oft überarbeitet bzw. 

                                            
11 für ein Bewilligungsverfahren in Wien erforderlich 
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ganz verworfen werden, der angelaufene Planungsaufwand geht damit 

verloren.  

Daneben bleibt selbst für den bewilligten Bauplan und allfällige 

Auswechslungsplanungen (Änderung des bewilligten Bauplanes) ein 

gewisses Restrisiko hinsichtlich Bebaubarkeit und technische 

Ausführbarkeit12. 

Die 3 erstgenannten Analysen sind im Normalfall im Zeitrahmen von einigen 

Stunden bis zu 4 Wochen durchführbar. Letztere benötigt einen Zeitrahmen 

von 6-8 Monaten, was allerdings in weiterer Folge zu verkürzter 

Entwicklungszeit führt, sofern sich das Bauvolumen (äußeres 

Erscheinungsbild des Neubaus) nicht wesentlich verändert.  

Eine weitere Unterscheidung der Bewertungsrichtung ist in Hinsicht auf die 

Immobilienstrategie, d.h. das Interesse des Eigentümers, Käufers oder 

Verkäufers zu treffen. Im Wesentlichen sind hier folgende Interessen 

relevant:  

- Käuferstrategien: Buy & Hold (fertiggestellte Objekte), Buy, Build & 

Hold (entwickelte Objekte), Buy, Develop, Build & Hold (rohe Objekte), 

Trading 

- Entwicklerstrategien: Develop & Sell, Develop, Build & Sell, Build & 

Sell, Build & Hold, Build, Operate & Sell 

- Eigentümerstrategien: wie Entwicklerstrategien, zusätzlich 

Anlagevermögen13 

Marktzyklen bleiben in diesem Zusammenhang i.d.R. außer Betracht, auch 

wenn diese für den Entwickler durchaus relevant sein können. Die 

Bewertungen der Verkehrswerte können üblicherweise nur stichtagsbezogen 

erfasst werden. Gegebenenfalls kann am Ende der Bewertung eine 

Anpassung durch Herabsetzung der Erträge oder eine Marktanpassung 

erfolgen.  

3.1. Rechtliche Prüfung 

Die rechtlichen Rahmenbedingungen im Zusammenhang mit der Nutzung 

und Bewertung von Dachgeschossen umfassen im Wesentlichen folgende 

Rechtsfelder:  

  

                                            
12 Eine Bewilligung garantiert nicht eine Rechtskonformität. In der Vergangenheit wurden 

daher mehrfach bestehende Baubewilligungen widerrufen oder Auswechslungsplanungen 

aufgrund geänderter Richtlinien abgelehnt 
13 zur Bilanzerstellung, sofern zulässig 
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Öffentlich rechtliche Bereiche  

- Baurechtliche Gesetze: Raumordnung, Bauordnung, Denkmalschutz, 

Grundbuchsrecht  

Privatrechtliche Bereiche:  

- Baurechte gem. BauRG, Superädifikate 

- Sachenrecht 

- Bestandsrecht, insbesondere Bestimmungen des MRG und WEG: 

Mietzinsbildung, Mieterschutz, Willensbildung, Duldungsverpflichtung, 

etc. 

- Wertermittlungsrecht aus dem LBG 

Die Rechtsbestimmungen für Dachgeschossausbauten werden im folgenden 

Kapitel zusammengefasst, das Bau- und Förderrecht für Wien wird im 

Anhang angeführt.  

3.1.1. Baurechtliche Gesetze 

Das Österreichische Baurecht ist im wesentlichen Landesrecht, das in den 

einzelnen Landesgesetzen und –verordnungen geregelt wird. Versuche zur 

Vereinheitlichung dieser Regelungen reichen bis in das Jahr 1948 zurück. 

Eine Harmonisierung konnte trotz mehrerer Anläufe bis dato aber nicht 

erreicht werden. In den letzten Jahren wurden allerdings die technischen 

Standards in den Richtlinien des OIB14 2008 vereinheitlicht und werden 

derzeit sukzessive in den einzelnen Landesgesetzen verbindlich erklärt. 

Dabei wird nach dem „New Approach“ vorgegangen, d.h. nur zielorientierte 

Anforderungen in der gesetzlichen Ebene zu verankern und die technischen 

Details in Richtlinien bzw. Normen festzulegen.  

Raumordnung 

Die Raumordnungsgesetze legen regionale (der Länder), überörtliche 

(Länderebene) und örtliche (Gemeindeebene) Raumplanung Leitziele fest. 

Auf örtlicher Ebene wird die Raumordnung in örtlichen 

Entwicklungskonzepten15 sowie den Flächenwidmungs- und 

Bebauungsplänen bestimmt. Sie regeln die zulässige Nutzung und 

Bebauung in den jeweiligen Plangebieten. Es besteht ein Vorschlagsrecht an 

die Raumordnungskommissionen, ein Rechtsanspruch auf eine von den 

Plänen abweichende Widmung/Bebauung besteht naturgemäß nicht.  

                                            
14 Österreichisches Institut für Bautechnik 
15 bspw. Wien, Schutzzonen, Assanierungsgebiete 
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Bauordnung  

Die Bauordnungen der Länder regeln im Wesentlichen die 

Bebauungsbestimmungen wie bauliche Ausnützbarkeit (Bauvolumen, 

Abstände, etc.) oder Bauweise, Bauverfahren und technische Anforderung 

an die Bebauung in Übereinstimmung mit den Flächenwidmungs- und 

Bebauungsplänen. Für die technische Ausführung wird zumeist direkt oder 

über andere Verordnungen16 auf die OIB-Richtlinien verwiesen.  

Die Bauvorhaben werden in  

- freie  

- anzeigepflichtige  

- mitteilungspflichtige 

- bewilligungspflichtige Bauvorhaben  

eingeteilt. Die Einteilung erfolgt je nach Umfang und technischer 

Komplexizität und führt zu unterschiedlichen Verpflichtungen des 

Bauwerbers gegenüber den zuständigen Behörden bzw. unterschiedlichen 

Anforderungen an die technische Ausführung der Bauwerke. Aus- und 

Zubauten fallen i.A. in den Bereich der bewilligungspflichtigen Bauvorhaben.  

Bauliche Ausnutzbarkeit, Widmung17 

Die bauliche Ausnutzbarkeit der Dachbodenfläche hängt von den jeweiligen 

Bebauungsbestimmungen des Gebietes ab, in dem das Objekt liegt. Für die 

Ermittlung des zulässigen Bauvolumens ist das Objekt einer sog. 

„Flächenwidmungsperlustrierung“18 zu unterziehen.  

Hierfür sind folgende Punkte zu klären:  

- Flächenwidmung (Bauland, Grünland, Sondergebiet,R?) 

- Zulässige Nutzung (Wohngebiet, Gemischtes Baugebiet, 

Geschäftsviertel,R?) 

- Lage der Baufluchtlinien (Gebäude vollständig/teilweise innerhalb der 

BFl?)  

- Bauweise (offen, gekoppelt, Gruppenbauweise,R?) 

- Zulässige Gebäudehöhe (Gebäude höher/niedriger oder FOK 2.DG 

über/unter zul. Gebäudehöhe) 

                                            
16 vgl. Wien: WBTV 
17 Bestimmungen für Wien s. Anhang 
18 über Flächenwidmungs- und Bebauungsplan 
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Die Bebauungsbestimmungen der Bundesländer unterscheiden sich 

geringfügig voneinander und sind den jeweiligen Bauordnungen zu 

entnehmen. Neben den bereits für Wien beschriebenen Vorschriften 

existieren etwa noch Beschränkungen hinsichtlich der Geschossanzahl19 

oder Geschossflächenzahl (max. GFZ=oberirdische 

BGF/Gesamtgrundstücksfläche). 

Flächenwidmung 

Sofern die Flächenwidmung als Bauland festgelegt ist, ist ein Ausbau bis zur 

zulässigen Höhe erlaubt, in allen anderen Fällen ist nur ein eingeschossiger 

Einbau im Bestand möglich. 

Zulässige Nutzung  

Die zulässige Nutzung ist dem Flächenwidmungsplan zu entnehmen, 

Einschränkungen der Nutzungsart (zumeist Beschränkung auf 

Wohnraumnutzung) sind zu berücksichtigen.  

Lage der Baufluchtlinien 

Das zulässige Bauvolumen ist nur innerhalb der Baufluchtlinien zulässig 

(geringfügige Ausnahmen etwa in Wien im §81 BO). Sofern der Bestand 

bereits die Baufluchtlinie überragt, ist der Ausbau im bestehenden Umriss 

oder zurückversetzt möglich. Bei Erweiterung bis zu den Baufluchtlinien sind 

ggf. zusätzliche technische Bestimmungen einzuhalten20 

Bauweise  

Gekoppelte Gebäudeflächen (Giebelflächen) sind bis an die Grundgrenze 

heranzuführen. In Gebieten mit offener Bauweise ist zu prüfen, ob die 

Mindestabstände lt. geltenden Bestimmungen eingehalten werden. 

Ausnahmen insbesondere für Bestandsgebäude (in Wien etwa i.S.d. §69 

BO) sind grundsätzlich möglich, aber im Zuge der Bewertung ggf. 

abzuklären.  

  

                                            
19vgl. §53 (5) BO Niederösterreich, max. Hauptgeschosse Bauklasse +1 
20 Vgl. Merkblatt der MA 37S für Wien: Überbauung über die Außenwände hinaus max. 5% 

BGF zulässig, sonst maßgebliche Änderung, d.h. Bauvorhaben gilt als massive Aufstockung 

(s. Anh.) 
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Zulässige Gebäudehöhen  

Liegt die bestehende über der zulässigen Gebäudehöhe, ist eine 

Aufklappung der Dachfläche auf die lt. Bebauungsplan zulässige 

Dachneigung möglich, wobei die Gebäudehöhe nicht erhöht werden darf. In 

allen anderen Fällen kann die Traufenkante21 angehoben werden  

 

Abbildung 2: Beispiel für zulässige Gebäudehülle gem. Wiener BO (Quelle: eig. 

Darstellung) 

Denkmalschutzrecht DMSG 

Für den Fall einer bestehenden Unterschutzstellung des Gebäudes sind die 

Vorschriften des Denkmalschutzgesetzes einzuhalten, sofern die Erhaltung 

wegen der Bedeutung als Denkmal im öffentlichen Interesse liegt. Die 

Unterschutzstellung erfolgt zufolge gesetzlicher Vermutung, etwa für 

öffentliche Gebäude oder mittels Bescheid des Bundesdenkmalamtes (BDA). 

Die Unterschutzstellung wird im Grundbuch ersichtlich gemacht.  

Die Aufhebung kann von Amts wegen durch das BDA oder über Antrag des 

(Mit-) Eigentümers erfolgen; dabei wird mittels Bescheid festgestellt, dass 

kein öffentliches Interesse an der Erhaltung mehr besteht.  

Jede Veränderung an oder der Abbruch des unter Denkmalschutz stehenden 

Gebäudes bedarf der Bewilligung seitens des BDA, welches die Gründe für 

die Veränderung mit jenen Gründen abwägt, die für eine unveränderte 

Erhaltung des Bestandes sprechen. Aus diesem Grund ist es bei größeren 

Veränderungen, insbesondere im Zusammenhang mit einem 

Dachgeschossausbau sinnvoll, bereits in der Vorentwurfsphase mit dem 

                                            
21Richtmaß der Gebäudehöhe, Schnitt Dachfläche mit Baufluchtlinie 



 17 

zuständigen Referenten Rücksprache zu halten, um Verzögerungen und 

unnötige Planungskosten zu vermeiden. Der Antrag hat kumulativ zum 

Bewilligungsverfahren der Baubehörden zu erfolgen, es sind hierfür Pläne in 

ausreichendem Umfang beim BDA einzureichen. Dem Antrag kann auch nur 

teilweise stattgegeben werden. Eine Berufung gegen den erlassenen 

Bescheid ist beim Bundesministerium für Unterricht, Kunst und Kultur 

zulässig. Die Bewilligung bleibt für 3 Jahre nach Erlass aufrecht, der 

Baubeginn ist zusätzlich zu den anderen Behörden (MA37, 

Arbeitsinspektorat) auch dem BDA anzuzeigen.  

Die Unterschutzstellung führt zumeist zu einer Einschränkung des zulässigen 

Bauvolumens, da der Charakter des Bauwerkes bzw. auch seiner Bauteile 

(bspw. Dachstuhl) nicht verändert werden kann bzw. auch erhebliche 

kostenintensive restauratorische Arbeiten vorzunehmen sind. 

Zu Kosten, die zur Erzielung eines denkmalgerechten Zustandes oder einer 

denkmalgerechten Erhaltung verursacht werden, können im Rahmen der 

finanzgesetzlichen Möglichkeiten Zuschüsse (auch Zinszuschüsse) gewährt 

werden22. Weiters besteht eine begünstigte Abschreibungsmöglichkeit gem. 

§8 (2) EStG.  

Vor allem im innerstädtischen Bereich besteht bei Bestandsgebäuden ein 

erhöhtes Baugrundrisiko bezüglich Bodendenkmälern (Ruinen, Gräber,R), 

da diese Bereiche eine längere Bebauungsgeschichte aufweisen.  

Energieausweisvorlagegesetz EAVG 2008 

Das EAVG verpflichtet den Verkäufer oder Bestandsgeber bei Verkauf und 

Vermietung dem Vertragspartner einen Energieausweis vorzulegen, der 

angibt, wie viel Energie für die Unterhaltung des Gebäudes aufgewendet 

werden muss. Die Novelle EAVG 2012, die am 01.12.2012 in Kraft treten 

wird, beseitigt einige Mängel der derzeitigen Gesetzeslage. In den einzelnen 

Landesgesetzen sind z. T. Ausnahmen von der Vorlageverpflichtung 

festgelegt.  

Rechtslage Wien: Für folgende Baumaßnahmen ist nur der Nachweis der 

Einhaltung bestimmter Wärmedurchgangskoeffizienten (U-Werte, 

Wärmedämmwert) sowie der Nachweis über den Schallschutz zu erbringen23 

(kein verpflichtender Energieausweis)24. 

                                            
22 vgl. §32 DMSG  
23 vgl. §118 (4) BO i.V.m. §63 (1) lit. e 
24 vgl. Merkblatt der MA37B vom 14.08.2008 bzw. Grafiken vom 08.04.2009 
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- Dachgeschossausbau + Umbau in den Geschossen: sofern 

Denkmalschutz besteht, das Gebäude sich in einer Schutzzone 

befindet bzw. eine erhaltungswürdige gegliederte Fassade aufweist25 

- Um- und Zubauten mit Flächen unter 50m². 

- Dachgeschosseinbauten als bauliche Änderung26 (sofern für den 

Bestand kein Energieausweis gefordert wird)  

- Für geänderte Bestandsflächen an Gebäuden mit weniger als 1000m² 

Gesamtnutzfläche generell sowie bei größeren Gebäuden bei 

baulichen Änderungen von weniger als 25% der Fläche 

Für folgende Baumaßnahmen im Bestand ist somit ein Energieausweis 

einzureichen:  

- Für größere Dachausbauten in nicht ausgenommenen Gebäuden 

(kein Denkmalschutz, Schutzzone, gegliederte Fassade)   

- Für geänderte Bestandsflächen bei anteilig umfassenderen baulichen 

Änderungen an größeren Gebäuden (über 1000m² GNF, über 25% 

Umbau/Instandsetzung/R, nicht ausgenommenes Gebäude)  

Neue Bauteile (Einbau, Ausbau, Zubau) müssen den Anforderungen eines 

Neubaus gem. OIB-RL 6 Pkt. 2.3 und 2.4, sanierte Flächen denen einer 

umfassenden Sanierung gem. OIB-RL 6 Pkt. 2.5 und 2.6 entsprechen 

Für i.S.d. §62a nur anzeigepflichtige Bauvorhaben, die in Gebäuden von 

über 1000m² erfolgen und mehr als 25% der Gesamtnutzfläche umfassen, ist 

ein Energieausweis zu erstellen. Eine Vorlage ist nicht notwendig, da kein 

Behördenverfahren stattfindet.   

3.1.2. Baurecht gem. BauRG + ABGB: Baurechte, Superädifikate 

Für die bauliche Nutzung einer Liegenschaft ist i.d.R. das Eigentum einer 

Liegenschaft erforderlich. Alternativ zur Veräußerung kann die Nutzung über 

Baurechtsverträge gem. Baurechtsgesetz oder Superädifikatsvereinbarungen 

gem. ABGB erfolgen.  

Baurecht  

Mit dem BauRG wurde ab 1912 eine Rechtsgrundlage geschaffen, 

Liegenschaften zeitweilig für Bauzwecke zu nutzen, ohne die 

Eigentumsverhältnisse zu verändern. Dieses Recht kann für Wohn- 

Gewerbe- oder sonstige Nutzung jeweils gemäß Widmung und vereinbartem 
                                            
25 Auskunft, ob erhaltungswürdige gegliederte Fassade vorliegt, gibt auf Antrag (mit Fotos) 

die MA19  
26 Einbau von Wohnungen im Dachgeschoss i.S.d. §60 (1) lit.. a + lit. c  
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Baurechtsvertrag ausgeübt werden. Das Baurecht stellt ein (beschränktes) 

dingliches Recht dar.  

Die Begründung erfolgt durch Abschluss eines schriftlichen 

Baurechtsvertrages und der Eintragung des Baurechts ins Grundbuch27, die 

Dauer kann auf 10 bis 100 Jahre begründet werden. Das Baurecht stellt 

somit ein dingliches, veräußerbares und vererbliches Recht dar, welches 

unbeweglich mit der Liegenschaft verbunden ist. Das Bauwerk stellt einen 

unselbstständigen Bestandteil des Baurechtes dar und ist – im Gegensatz 

zum Superädifikat – somit unbeweglich und pfandrechtlich belehnbar28. An 

bereits bestehenden Objekten kann ebenfalls Baurecht begründet werden, 

eine Aufteilung unter mehreren juristischen und natürlichen Personen ist wie 

im Eigentumsrecht möglich (über Miteigentumsanteile). Weiters besteht eine 

- in der Praxis aber wenig genutzte – Möglichkeit an der Begründung von 

Wohnungseigentum gem. WEG, diese erlischt allerdings gemeinsam mit 

Ablauf des Baurechtes.  

Aus diesem Grund eignet sich eine derartige Konstruktion i.d.R. nur für 

Ertragsobjekte (Vermietung, Bauherrenmodelle, u.dgl.), da eine 

Weiterveräusserung der Wohnungen aufgrund der Befristung derartiger WE-

Objekte nur mit Preisminderung möglich ist.  

Superädifikate  

Neben dem Baurecht ist es aufgrund eines Vertrages mit dem 

Liegenschaftseigentümermöglich, vorübergehend ein Bauwerk auf fremdem 

Grund zu errichten29. Eine gewisse rechtliche Sicherstellung ist durch 

gerichtliche Hinterlegung oder Einreihung von Urkunden in der 

Urkundensammlung des Grundbuches mit Anmerkung im Grundbuch (A2-

Blatt) möglich, aber nicht verpflichtend. Die Rechtsstellung ist somit 

schwächer als das mit der Liegenschaft fix verbundene Baurecht. Da es sich 

im rechtlichen Sinne um eine bewegliche Sache handelt und nicht mit der 

Liegenschaft verbunden ist, kann eine pfandrechtliche Sicherstellung nicht 

exekutiert werden.  

In Dachgeschossen wurden in den letzten Jahrzehnten von den mobilen 

Netzfunkbetreibern verstärkt Funkanlagen in ungenutzten Dachräumen 

aufgestellt, die rechtliche Sicherstellung erfolgte zumeist als Superädifikat. 

Sofern derartige technische Einrichtungen vorhanden sind, sind die Verträge 

                                            
27 erstrangige Eintragung im C-Blatt der Baurechtsliegenschaft, mit Eintragungsgebühren 

verbunden 
28 Pfandrechte können nach Beendigung des Baurechts weiterbestehen und im Rahmen 

einer Liegenschaftsexekution durchgesetzt werden 
29 vgl. §435ABGB 
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hinsichtlich Vertragsdauer und Bauzinshöhe zu prüfen. Sofern diese eine 

sinnvolle Nutzung der Restflächen ausschließen, ist in Absprache mit dem 

Funkbetreiber der Aufwand einer Versetzung der Anlage oder eine Ablöse 

des Vertrages als Ganzes zu prüfen.  

Sofern keine anderen Vereinbarungen getroffen wurden, ist der 

Baurechtsnehmer nach Ablauf des Baurechtes mit einem Viertel des 

vorhandenen Bauwertes zu entschädigen30, wobei sich in diesem 

Zusammenhang die Frage der Bonität des Liegenschaftseigentümers bei 

Baurechtsende stellt. In der Praxis finden sich vom BauRG häufig 

abweichende Regelungen (höhere Entschädigung, entschädigungsloser 

Übergang des Bauwertes, Entfernung des Bauwerkes auf Kosten des 

Baurechtsnehmers, Wahlmöglichkeit für Baurechtsgeber aus den beiden 

vorangegangenen Varianten), die auch für Superädifikate angewandt 

werden.  

In der Praxis wird aufgrund der schwächeren Rechtsstellung und der 

fehlenden pfandrechtlichen Belastbarkeit von Superädifikaten im 

Zusammenhang mit Dachgeschossausbauten i.d.R. nur Eigentumserwerb 

und in Ausnahmen Baurechtserwerb angetroffen. Die Nutzungsüberlassung 

erfolgt sowohl bei Baurechten, als auch Superädifikatsvereinbarungen 

üblicherweise entgeltlich über den vereinbarten Bauzins, der durch Bindung 

an den VPI wertgesichert werden kann.  

3.1.3. Sachenrecht - Eigentumsrecht 

Das Sachenrecht sieht mehrere Möglichkeiten von Beziehungen zwischen 

Rechtsobjekten (in diesem Fall Immobilien) und Rechtssubjekten (den 

Rechtsinhabern) vor. Neben den allgemeinen Bestimmungen des ABGB 

finden sich Bestimmungen in den Nebengesetzen wie dem WEG und GBG  

Im Wesentlichen treten Eigentumsverhältnisse in folgenden Formen auf:  

- Alleineigentum 

- Schlichtes Miteigentum 

- Wohnungseigentum an Wohnungseigentumsobjekt (WEO) 

- Belastungen, Servitute 

Die Sicherstellung erfolgt bei unbeweglichen Objekten i.S.d. 

Publizitätsgrundsatzes durch Eintragung der Rechte im Grundbuch 

(Eigentumserwerb durch Eintragung, i.G.z. beweglichen Sachen, Erwerb 

erfolgt hierbei bei Übergabe).  
                                            
30 vgl. §9 (2) BauRG, für Superädifikate existieren keine gesetzlich fixierten Entschädigungs-

bestimmungen 
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Eigentumsrechte können beschränkt werden. Dies kann durch eine 

Pfandeintragung, Dienstbarkeit oder Einräumen bestimmter Rechte oder 

Beschränkungen (Vorkaufsrecht, Belastungs- und Veräußerungsverbot, 

Leibrenten, etc.) erfolgen (s.  

Weitere beschränkt dingliche Rechte). Anstelle von Eigentumsrechten aus 

dem Sachenrecht bestehen noch Bestimmungen i.Z.m. Nutzungsrechten aus 

dem Bestandsrecht sowie dem Baurechtsgesetz (MRG, BauRG, s. Kap. 

3.1.1). 

Alleineigentum31 

Eigentum und Verfügungsrechte an der Liegenschaft besitzt eine einzelne 

natürliche oder juristische Person. Es besteht somit keine Anforderung an 

einen Miteigentumsanteil oder Benützungsvereinbarung für den 

Dachausbau.  

Schlichtes Miteigentum  

Besitzen mehrere natürliche und/oder juristische Personen Anteile an einer 

Liegenschaft, spricht man von schlichtem oder ideellem Miteigentum. 

Eigentums- und Verfügungsrechte bestehen gemäß ihrer jeweiligen Anteile, 

wobei diese hierbei nicht an spezielle Verfügungsrechte an Teilen der 

Liegenschaft (Flächen, Wohnungen, allgemeine Teile) verbunden sind. Eine 

Sicherstellung der Verfügungsrechte über den Dachraum kann durch 

Vereinbarung einer Benützungsregelung erfolgen. Bei Erwerb des 

Dachbodens vom ideellen Miteigentümer ist die Verfügungsberechtigung und 

Benützungsvereinbarung im Detail zu prüfen. Andernfalls sind die übrigen 

Miteigentümer in die Vertragserrichtung einzubeziehen.   

Aus dem Miteigentum ergeben sich verschiedene Rechte und Pflichten, etwa 

bei Aufteilung der Aufwände und Erträge oder bei der Entscheidungsfindung 

im Rahmen der Verwaltung (s. Kap. 3.1.1).  

Wohnungseigentum am WEO, Zubehör zum WEO 

Wohnungseigentum ist das einem Miteigentümer eingeräumte Recht, ein 

wohnungseigentumsfähiges Objekt (WEO) ausschließlich zu nutzen und 

allein darüber zu verfügen32. Eine nachträgliche 

Wohnungseigentumsbegründung („Parifizierung“) ist nur am gesamten Haus 

möglich. Dieses Wohnungseigentum ist untrennbar mit einem Mindestanteil 

an der Liegenschaft verbunden, eine Teilung ist nur im Rahmen einer 

                                            
31 vgl. §361ff ABGB 
32 vgl. §2 (1) WEG 
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Eigentümerpartnerschaft33 möglich. Wohnungseigentumsfähige Objekte sind 

u. a. Wohnungen, Garagenplätze, sonstige Räumlichkeiten34.  

Sofern der Verkauf der Rechte am Dachboden durch den ursprünglichen 

Alleineigentümer erfolgt und die Miteigentümer Wohnungseigentümer vor 

Nutzwertfestsetzung sind, ist zu prüfen, ob dieser Vorbehalt an der Nutzung 

des Dachbodens gegen §38 WEG verstößt (Übermacht des WE-

Organisators) und derartige Verzichtserklärungen durch die WE-Bewerber 

ggf. nichtig sind3536.  

Eine rechtlich abgesicherte Vereinbarung wäre die Widmung des 

Dachbodens im Zuge einer Nutzwertfeststellung des Gebäudes als 

eigenständiges WEO37 oder als WE-Zubehör zu einem WEO 

(Nutzwertgutachten als Grundlage der WE-Verträge). Unter Zubehör zu 

einem WEO ist ein Alleinnutzungsrecht über baulich nicht verbundene Teile 

einer Liegenschaft (etwa Keller- oder Dachbodenräume, Hausgärten u.dgl.) 

zu verstehen, diese müssen über das WEO oder öffentlich zugänglich sein.  

Bei späteren baulichen Änderungen -wie etwa der Ausbau des Dachbodens-, 

die zu einer Änderung der Nutzwertanteile führen, ist erneut ein 

Nutzwertgutachten zu erstellen und die jeweiligen Hausanteile 

grundbücherlich entsprechend anzupassen. Dies kann ggf durch 

gerichtlichen Antrag an die Schlichtungsstelle erfolgen38.  

3.1.4. Bestandsrecht 

Die bestandrechtlichen Bestimmungen werden hauptsächlich im MRG sowie 

WEG festgelegt. Pachtverträge i.S.d. §1091 ABGB werden nur bei selten 

anzutreffender gewerblicher Nutzung, bspw. Boardinghouse oder 

Heimnutzung, schlagend39. 

  

                                            
33 unter Eheleuten, eingetragene Lebensgemeinschaft u.ä. 
34„Rbaulich abgeschlossener, nach der Verkehrsauffassung selbständiger Teil eines 

Gebäudes, dem nach seiner Art und Größe eine erhebliche wirtschaftliche Bedeutung 

zukommt, wie etwa ein selbständiger Geschäftsraum oder eine Garage“ 
35vgl. §38 (1) Zi 1 WEG i.V.m. §2 (3) bzw. §3 (3) WEG 
36 OGH 5 Ob 223/05 p = 11 R 118/04k 
37 setzt ein vorhandensein einer „sonstige selbständige Räumlichkeiten“ voraus, d.h. 

raumbildendes Objekt vorhanden, vgl. 5 Ob 160/01t 
38 vgl. §9 (2) Zi 4 WEG 
39 für diese im §1 (2) MRG taxativ angeführten Mietobjekte gilt das generell nicht. WGG hat 

in diesem Zusammenhang eine unbedeutende Stellung und wird hier nicht weiter behandelt. 
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Bestimmungen aus dem Mietrechtsgesetz MRG  

Für alle Mietobjekte im Bereich der Wohn- und Büronutzung gelten die 

Kündigungsbestimmungen, Befristungsmöglichkeiten sowie Eintrittsrechte 

Dritter.  

Anwendungsbereiche MRG:  

Vollanwendung MRG: 

- Alle Mietobjekte in Gebäuden/Ausbauten mit Baubewilligungen vor 

den  zuvor angeführten Stichtagen 

- Geförderte Neubauten (sofern diese nicht unter das WGG fallen).   

Teilausnahme §1 (4) MRG (u.a. Bestimmungen zur zulässigen 

Mietzinshöhe): 

- Mietgegenstände in Gebäuden mit Baubewilligung nach dem 30. Juni 

1953  (frei finanzierter Neubau) 

- Mietgegenstände, die im Wohnungseigentum stehen, in einem 

Gebäude  mit Baubewilligung nach dem 8. Mai 1945 (Neubau-

Eigentumswohnung) 

- Dachbodenausbau, mit Baubewilligung nach dem 31.12.2001  

- Rohdachböden mit Ausbauverpflichtung, vermietet nach dem 

31.12.2001  

Mietzinsbildung: 

Bei Mietobjekten im Teilanwendungsbereich des MRG kann die 

Mietzinsbildung unter Anwendung eines angemessenen Mietzinses40 

erfolgen. Bei Mietobjekten im Vollanwendungsbereich des MRG (im 

Dachgeschoss im wesentlichen Ausbauten mit Bewilligungen vor 2002 in 

Vorkriegsbauten) ist der Richtwertmietzins anzuwenden.  

Für Mietobjekte, die nach teilweiser oder vollständiger Zerstörung mit 

Förderungsmitteln wiedererrichtet wurden, gelten Ausnahmen auf Basis 

förderungsrechtlicher Bestimmungen Für diese können je nach geltender 

Bestimmung angemessene oder auch freie Mietzinse vereinbart werden41. 

  

                                            
40 ortüblicher Mietzins, bspw. Mietenspiegel der Bundesinnung der Immobilientreuhänder. 

Dieser kann durch Antrag des Mieters überprüft und ggf. abgeändert werden  
41 vgl. RBG 1971 und RBG 1987 i.V.m. WWG 1948, nicht durch Schlichtungsstelle prüfbar, 

Grenze bildet Mietwucher i.S.d. ABGB 
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Bestimmungen aus dem Wohnungseigentumsgesetz WEG  

Eigentümer von wohnungseigentumstauglichen Objekten (Wohnungen, 

Stellplätze,R) haben im Zusammenhang mit Rohdachböden eine eigene 

Rechtsstellung. Sofern keine gesonderte Berücksichtigung des Dachbodens 

festgelegt wurde, gilt dieser als allgemeiner Teil des Hauses. Für die 

Nutzung von oder Begründung von Wohnungseigentum an allgemeinen 

Teilen des Hauses ist die Zustimmung aller Eigentümer erforderlich42. 

Rechtliche Sicherstellung der Eigentumsrechte bei WEG-Objekten:  

Der Rohdachboden kann bei WE-Begründung  

- als sonstige selbständige Räumlichkeiten i.S.d. §2(2) WEG als WE-

Objekt begründet werden.  

- anderen WE-Objekten als Zubehör zur Nutzung gewidmet werden, 

sofern er über allgemeine Teile oder das betroffene WE-Objekt direkt 

zugänglich ist43 

- aus den WE-Objekten ausgenommen werden (in allen WE-Verträgen 

festzulegen, schwache Rechtsstellung)  

Beschlussfassung bei baulichen Veränderungen, erforderliche Stimmanteile:  

Im Baubewilligungsverfahren ist die Zustimmung aller Miteigentümer 

zwingend erforderlich44. Außerdem kommt ihnen Parteienstellung bei der 

Bauverhandlung zu. Dies führt i.d.R. vor allem bei WEG mit einer großen 

Anzahl an Eigentümern zu einer erheblichen Zeitverzögerung und Aufwand 

zur Willensbildung, sofern nicht in den WE-Verträgen speziellen 

Vereinbarungen getroffen wurden.  

Für Erhaltungsarbeiten45 i.S.d. §28 WEG i.V.m. §3 MRG ist die Zustimmung 

der Mehrheit der Wohnungseigentümer erforderlich. Für nützliche 

Verbesserungsarbeiten oder sonstige über die Erhaltung hinausgehende 

bauliche Veränderungen (Veränderungen an allgemeinen Teilen der 

Liegenschaft) ist ebenfalls ein Mehrheitsbeschluss ausreichend, allerdings 

                                            
42 vgl. §17 (1) WEG, in begründeten Fällen gerichtliche Entscheidung gem. §17 (2) WEG 

möglich 
43 vgl. §2 (3) WEG, ausgenommen bei Vorliegen einer Einschränkung i.S.d. §3 WEG 
44 Prüfung seitens Baubehörde über Unterfertigung der Einreichpläne, Mehrheitsbeschluss 

gem. §29 (2) WEG im Rahmen der ao Verwaltung möglich, Unterfertigung der Einreichpläne 

durch mindestens 50% Eigentümer+ gerichtliche Bestätigung über Präklusion der nicht 

unterfertigenden Eigentümer. Das Gericht hat bei Vorliegen von unter §29 (2) WEG 

angeführten Tatbeständen den Mehrheitsbeschluss aufzuheben. 
45 unter diese fallen auch thermische Verbesserung der Fassade im Sanierungsfall, vgl. §3 

(2) Zi 5 MRG 
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kann jeder überstimmte Eigentümer eine gerichtliche Aufhebung des 

Mehrheitsbeschlusses beantragen46. 

Duldungsverpflichtungen der Mieter und Wohnungseigentümer47  

Betreten der Wohnung:  

Die Mieter und Wohnungseigentümer sind bei Erhaltungsarbeiten an 

allgemeinen Teilen des Hauses gem. §8 (2) MRG bzw. §16 (3) WEG 

verpflichtet, den Zutritt zu den Wohnungen zu gewähren.  

Baumaßnahmen, Minderungen von Benützungsrechte: 

Die Herstellung eines Dachgeschossausbaues und Aufzuges stellt eine 

Verbesserungsarbeit i.S.d. §8 (2) Zi 1 MRG dar. Der Hauptmieter hat die 

Veränderung seines Mietgegenstandes zuzulassen, soweit ein solcher 

Eingriff an allgemeinen Teilen des Hauses notwendig oder zweckmäßig ist. 

Dies kann auch zur Duldungsverpflichtung etwa einer unwesentlichen 

Verkleinerung der Nutzflächen des Mietobjekts, dem Zumauern von Fenstern 

oder dem Versetzen von Wohnungseingangstüren u.dgl. führen (unter 

Einhaltung des Schonungsprinzips). Minderungen von Benützungsrechten 

allgemeiner Teile der Liegenschaft, wie etwa von Dachboden- oder 

Kellerräumen, Grünanlagen oder Hofflächen sind durch den Hauptmieter zu 

dulden. Für den Verlust ist gleichwertiger Ersatz einzuräumen oder diese 

entsprechend abzugelten48. 

Unzulässige wesentliche Veränderungen am Mietobjekt:  

Sofern durch den Mieter wesentliche Veränderungen am Mietobjekt 

vorgenommen wurden, die nicht den Bestimmungen des §9 MRG 

entsprechen (etwa Wandab- oder –durchbrüche) trifft diesen die Pflicht zur 

Wiederherstellung des früheren Zustandes.  

Übernahme von Kosten für Erhaltungs- und Verbesserungsmaßnahmen:  

Kosten von Baumaßnahmen im Zuge eines Dachausbaus können in der 

Hauptmietzinsabrechnung nach §4 MRG als Ausgaben ausgewiesen 

werden, sofern diese Baumaßnahmen in absehbarer Zeit notwendig 

werdende Erhaltungsarbeiten ersetzen oder nützliche Verbesserungen sind. 

Reicht die Mietzinsreserve zur Deckung der Kosten nicht aus, können die 

                                            
46 Antragsfrist 3 Monate, sofern alle Eigentümer verständigt wurden, andernfalls 6 Monate, 

jeweils ab Anschlag des Beschlusses im Haus, siehe auch §835 ABGB  
47 Behandlung im Außerstreitverfahren gem. §37 MRG 
48 §18c (2) MRG, OGH 5 Ob26/89 iBm 5 Msch 33/87-11 Reduktion der Nutzfläche einer 

Küche 
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Fehlbeträge auf Antrag des Vermieters im Zuge eines §18 MRG Verfahrens 

durch Anhebung des Hauptmietzinses gedeckt werden49.  

Erhaltungs- und Sanierungspflichten des Eigentümers 

Erhaltungs- und Sanierungsverpflichtung:  

Den Eigentümer einer Liegenschaft trifft eine Erhaltungs- und 

Sanierungsverpflichtung sowohl aus dem §3 MRG als auch etwaiger 

Landesgesetze50. Darüberhinaus sind nützliche Verbesserungen im Rahmen 

des §4 MRG z. T. zwingend auszuführen.  

Wiederherstellungsverpflichtung 

Sofern ein Mietgegenstand durch Zufall unbrauchbar wird, ist die 

Wiederherstellung gem. §7 (1) MRG verpflichtend, sofern die Leistungen der 

Versicherung ausreichen. Die Grenze einer derartigen 

Wiederherstellungsverpflichtung bildet der Untergang einer Sache, sofern 

kein Verschulden vorliegt. Beispiele wäre etwa eine völlige Zerstörung durch 

Feuer oder durch unmittelbar auftretende schwere Setzungsschäden. In 

derartigen Fällen besteht keine Wiederherstellungsverpflichtung, die 

Bestandsverträge gehen gemeinsam mit dem Objekt ersatzlos unter51. 

3.1.5. Weitere beschränkt dingliche Rechte 

Neben dem Baurecht gehören Pfandrecht, Dienstbarkeit, Servitut sowie 

Reallast zu den beschränkt dinglichen Rechten. 

Pfandrecht 

Das Pfandrecht stellt eine dingliche Besicherung einer Forderung dar 

(Sachhaftung, Hypothek). Es herrscht Prioritätsprinzip, die Tilgung der 

Forderungen erfolgt entsprechend der Rangordnung der Eintragung der 

Pfandrechte. Im Zuge einer Bewertung werden Pfandrechte nicht 

berücksichtigt, es wird von einer Bedienung der Forderungen ausgegangen.  

Servitut/Dienstbarkeit  

Bei Servituten wird zwischen Real- und persönlichen Servituten 

(Dienstbarkeiten) unterschieden, die Nutzungsrechte an fremden Sachen 

festlegen. Ein Realservitut bestimmt ein Recht einer (herrschenden) 

Liegenschaft an einer anderen (dienenden) Liegenschaft. Die häufigsten 

Formen sind Wege- oder Leitungsführungsrechte, im innerstädtischen 

                                            
49 §18 (3)+(4) MRG 
50 vgl. §129 (2) BO, Überwachungsverpflichtung des Gebäudezustandes aus §129 (5) BO 
51 vgl. §1004 +  §1112 ABGB – Untergang der Sache 
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Bereich bestehen auch Servitute durch öffentliche Energieversorger für 

Traforäume u.dgl. Neben den dauerhaft an die Liegenschaft gebundenen 

Realservituten existieren die an Personen gebundenen Personalservitute, die 

im Normalfall mit deren Tod erlöschen. Unter diese fallen etwa Nutzungs-, 

Fruchtgenuss- und Wohnrechte. Servitute erlöschen durch Untergang der 

dienenden Sache, Verzicht, Enteignung, Zeitablauf oder Verjährung in Folge 

von Nichtausübung. Servitute sind in der Bewertung zu berücksichtigen, da 

sie in vielen Fällen zu einer Einschränkung der Nutzbarkeit führen. 

Reallasten 

Unter dem Begriff Reallasten werden dingliche Belastungen eines 

Grundstückes mit bestimmten, meist wiederkehrenden Leistungspflichten 

des Grundeigentümers zusammengefasst. I.V.m. Gebäuden werden diese in 

den meisten Fällen als Geldleistungen erbracht (Leibrenten u.dgl.). 

Eigentumsbeschränkungen  

Neben den beschränkt dinglichen Rechten gibt es weitere 

Eigentumsbeschränkungen, die mit keinen Leistungen verbunden sind. Diese 

sind i.d.R. personenbezogen und nicht übertragbar, Beispiele hierfür sind 

etwa Belastungs- und Veräußerungsverbote oder Vorkaufsrechte. Sie üben 

nach vorherrschender Meinung keinen Einfluss auf den Verkehrswert aus, da 

sie keinen Einfluss auf den Verkaufspreis ausüben (allerdings ev. höher 

Vermarktungszeitraum)52 

Sowohl Eigentumsbeschränkungen als auch Servitute (insbesondere 

Pfandrechte, Servitute, Reallasten, Belastungs- und Veräußerungsverbote) 

sind mit einer Eintragung im Grundbuch verbundenen Belastungen und 

scheinen im C-Blatt (Lastenblatt dienende Liegenschaft) bzw. B-Blatt 

(Besitzblatt beherrschende Liegenschaft) auf. 

3.1.6. Wertermittlungsrecht 

Für die Bewertung im Zuge von Gerichtsverfahren - etwa bei gerichtlich 

angeordneten Versteigerungen - ist das Liegenschaftsbewertungsgesetz 

LBG und die darin angeführten Wertermittlungsverfahren verpflichtend 

anzuwenden. Im privaten Bereich (auch in der Beleihungswertermittlung) ist 

das Bewertungsverfahren dem Sachverständigen freigestellt, es können 

auch andere Bewertungsverfahren –etwa nach ÖNorm B1802, deutsche 

BelWertV u.dgl. - angewendet werden.  

                                            
52 vgl. Bienert, Immobilienbewertung Österreich, S. 434 
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3.1.7. Förderrecht 

Das Förderrecht fällt wie das Baurecht grundsätzlich in die Kompetenz der 

Länder und ist dementsprechend länderspezifisch unterschiedlich geregelt. 

Im Anhang wird ein Überblick über die Situation in Wien für den Bereich der 

Altbausanierung - insbesondere der Förderung von 

Dachgeschossausbauten– gegeben.  

3.1.8. Grundbuchsrecht 

Zur Sicherstellung werden Eigentumsrechte, Baurechte, Nutzungs- und 

Pfandrechte und andere - in Verbindung zur Liegenschaft stehende - 

Besitzrechte in das öffentliche Grundbuch eingetragen. Das Grundbuch 

besitzt öffentlichen Glauben, es gilt „was nicht in den Akten steht, gibt es 

nicht“ (bzw. vice-versa). 

In Verbindung mit der Einverleibung von dinglichen Rechten im Grundbuch 

wird eine Grundbucheintragungsgebühr (GEG) von 1,0% fällig.  

3.1.9. Stadterneuerungsgesetz StadtEG 

Das Stadterneuerungsgesetz53 betrifft die Assanierung von Wohngebieten 

und hat insbesondere in den städtischen Ballungsgebieten Bedeutung. Die 

jeweilige Landesregierung kann Gemeindegebiet durch Verordnung zum 

Assanierungsgebiet erklärt werden. Konsequenzen aus dieser Verordnung 

sind:  

- Anbotsverpflichtung von Liegenschaften vor ihrem Verkauf 

(Vorkaufsrecht durch Gemeinde zum „angemessenen Preis“, 

ausgenommen Verkäufe unter Angehörigen und Miteigentümer) 

- Genehmigung von Rechtsgeschäften: Rechtsgeschäfte mit 

Grundstücken und Grundstücksteilen (somit auch Wohnungen) sind 

durch die Bezirksverwaltungsbehörde zu genehmigen (ausgenommen 

Verkäufe unter Angehörigen und Miteigentümer)  

- Enteignung: Enteignungsanträge durch Gebietsköperschaften oder 

gemeinnützige Bauvereinigung sind möglich 

- Förderung: zusätzliche Förderungen im Rahmen der 

Förderungsrichtlinien der Länder (etwa Wien – 

Blocksanierungsmaßnahmen)sind möglich 

                                            
53 Bundesgesetz 1974 
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3.2. Technische Prüfung 

Die technische Prüfung eines Gebäudes für eine Verkehrswertermittlung des 

Rohdachbodens ist abhängig von Art, Alter und Zustand des Objektes. Zu 

bewerten ist einerseits der Zustand der allgemeinen Teile eines Hauses wie 

Fundierung, tragendes Mauerwerk, Fassaden, Zustand der Queraussteifung, 

etc. Andererseits sind unmittelbar von der Bauführung betroffene Teile wie 

bestehende Deckenkonstruktion, Gesimse- und Kaminmauerwerk, 

Giebelwände und Dachkonstruktion zu prüfen.  

3.2.1. Formen von Rohdachböden 

Als Dachgeschoss wird das Geschoss bezeichnet, das über dem letzten 

Hauptgeschoss54 liegt. Je nach Dachprofil unterscheidet man zwischen 

Sattel-(Pfetten-), Walm-, Krüppelwalm- oder Mansarddach, die – sofern sie 

erhalten bleiben (insbesondere bei bestehendem Denkmalschutz) - eine 

unterschiedliche Kubatur erlauben. Sofern eine bauliche Abänderung 

zulässig ist, kann die Dachform im Rahmen der Bebauungsbestimmungen 

abgeändert werden.  

Es kann zwischen Dachgeschossen kleineren Volumens in Einfamilien-

/Reihenhäusern oder größeren Dachgeschossen in Mehrfamilienhäusern 

unterschieden werden: 

Rohdachböden in Einfamilienhäuser 

Dachstühle in Einfamilienhäusern weisen geringe Spannweiten auf und sind 

zumeist als Sattel- oder Pfettendächer ausgebildet, die Größe der 

Dachbodenflächen liegt ca. bei 50-150m² BGF. Eine Bewertung erfolgt nur in 

Verbindung mit den Hauptgeschossen, i. d. R. angelehnt an den 

Verkehrswert der übrigen Flächen.  

Rohdachböden in Zinshäuser (bis 1918) 

Die häufigsten Bauformen der Zinshäuser stammen aus der Gründerzeit (ca. 

1840-1918). Es gibt einfache Gebäude mit einer Länge von 20-30m und 

einer Tiefe von 11-12m, H-Trakter mit zwei über ein gemeinsames 

Stiegenhaus verbundenen Trakten selber Größe oder Eckgebäude mit 

jeweils 20-30m Schenkellänge und ebenfalls 11-12m Tiefe. Die Grundflächen 

liegen im Bereich von 200-300m² BGF für einfache Gebäude oder Trakte und 

300-500m² BGF für Eckhäuser.  

                                            
54 bspw. Definition gem. §87 (8) BO, Hauptgeschoss ist mind. mit halbem Umfang über 

anschließendem Gelände, mit keinem Raumteil innerhalb des zulässigen Dachumrisses 
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Die Dächer wurden zumeist als zweifach stehendes Pfettendach („Alt-Wiener 

Dachstuhl“) mit Ziegeldeckung ausgebildet. Repräsentativere Bauten weisen 

oft ein Mansarddach mit komplexeren Dachstuhlformen auf. Gemeinsam ist 

diesen, dass i.d.R. ein Unterdach fehlt und die tragenden Holzquerschnitte 

für die zusätzlichen Lasten wie Unterdach und Gipskarton-Untersicht nicht 

ausreichen und daher verstärkt werden müssen. Da zumeist die Dachform 

ebenfalls geändert wird und ein zusätzliches Galeriegeschoß errichtet wird, 

müssen die bestehenden Konstruktionen abgebrochen und erneuert werden.  

Die tragenden und aussteifenden Wände bestehen aus Vollziegel-

Mauerwerk, ebenso wie die Fundierung sowie die Kellerdecken 

(Platzldecken oder Gewölbedecken). Die Geschossdecken wurden bis 1860 

durchwegs als Dippelbaumdecken (Mann an Mann verlegte, bearbeitete 

Baumstämme) hergestellt. In späterer Zeit wurden die Decken der 

Hauptgeschosse - mit Ausnahme desObersten - als Tramdecken 

(Holzbalkendecke mit oberer und unterer Verschalung) errichtet. Ab der 

Jahrhundertwende wurden z. T. auch Eisenbetondecken und Stützen gebaut.  

Daneben gibt es noch eine Vielzahl älterer Bauten, etwa aus der Zeit des 

Biedermeiers, die ähnliche Bauweisen, allerdings i.d.R. eine schlechtere 

Substanz aufweisen (Mischmauerwerk im KG, einfachere 

Dachkonstruktionen u.dgl.) und oft die jeweilige zulässige Gebäudehöhe lt. 

Bauklasse stark unterschreiten.  

Rohdachböden in Mehrfamilienhäuser (ab 1918) 

Die Wohnbausteuer und die Bevölkerungsentwicklung der 

Zwischenkriegszeit führte zu einem erheblichen Rückgang der privaten 

Bautätigkeit, wohingegen der öffentliche Wohnbau (Gemeindebau, „Rotes 

Wien“) stark zunahm. Nach Ende des 2. Weltkrieges folgte eine Periode mit 

erhöhter Bautätigkeit im Zuge des Wiederaufbaues. Wurden bis Ende der 

60er Jahre die Dachräume wie bisher noch als Nebenräume errichtet, 

änderte sich dies in Folge bereits in Richtung Wohnraumnutzung. Da die 

Gebäude zumeist bereits entsprechend der geänderten Flächenwidmungs- 

und Bebauungspläne errichtet wurden, ist eine Anhebung des Daches bzw. 

Aufstockung in diesen Fällen nicht möglich, ein Ansteilen der Dachflächen 

und/oder Einbau im bestehenden Umriss aber zulässig. 

Die ausbaufähigen Gebäude weisen Dachstühle in vergleichbarer Form wie 

Zinshäuser auf, die Decken wurden aber zumeist bereits als Massivdecken 

ausgebildet.  

  



 31 

Bestehende Dachgeschossausbauten 

Dachgeschossausbauten werden in Wien seit Ende der 70er Jahre verstärkt 

durchgeführt. Anfangs wurden noch Dachböden mit einfachen Maßnahmen 

im bestehenden Umriss ausgebaut, d.h. der Dachstuhl als Tragwerk erhalten 

und nur einzelne Dachflächenfenster oder Gauben eingebaut. Eine 

weitergehende Ausnutzung der zulässigen Gebäudehöhe unter Ausnutzung 

der Bauklasse erfolgte dabei oft nicht, zum Teil sind hier die Schaffung 

großer zusätzlicher Nutzflächen möglich. Eine Neuerrichtung kann unter 

Berücksichtigung des Restwertes wirtschaftlich sinnvoll sein 

Der Trend entwickelte sich in weiterer Folge Richtung Abbruch und Neubau 

des gesamten Dachgeschosses, um größere Flächen zu schaffen. Dabei 

wurden unabhängig von der Situation des darunterliegenden 

Bestandsgebäudes schwere Aufstockungen bis zur zulässigen 

Bebaubarkeitsgrenze ausgeführt. Zumeist wurde dabei nur die vertikale 

Ableitung der Lasten berücksichtigt, die Aufstockungen erfolgten oft in 

Massivbauweise, teilweise war die Geschossanzahl der Aufstockungen 

gleich oder sogar grösser als die des Bestandes. .  

3.2.2. Bautechnischer Zustand des Bestandes 

Bauten verlieren im Laufe der Zeit an Wert zufolge Alterung, Abnützung und 

Verschleiß. Das Bestandsgebäude ist vor baulichen Änderungen 

entsprechend des Erhaltungszustandes zu prüfen und zu beurteilen. Dies ist 

eingeschränkt auch im Bewertungsfall sinnvoll, da ein Reparaturrückstau 

bzw. allfällig erforderliche Sanierungsmaßnahmen im Falle eines Ausbaues 

kostenmäßig berücksichtigt werden müssten.  

Gebäude mit Baumängeln sind bei einer allfälligen Sanierung auf 

wirtschaftliche Vertretbarkeit der Kosten zu untersuchen. In diesem 

Zusammenhang kann eine Prüfung der wirtschaftlichen bzw. technischen 

Restnutzungsdauer bzw. bei Objekten in einem schlechten 

Erhaltungszustand eine Prüfung auf Abbruchreife55 erfolgen. Eine 

Feststellung der technischen Abbruchreife ist für Abbrüche von Gebäuden in 

Schutzzonen, die im öffentlichen Interesse stehen (i.d.R. Gebäude mit 

gegliederte Fassaden), erforderlich56.  

                                            
55 Restnutzungsdauer: Anzahl an Jahren, in denen ein Gebäude bei ordnungsgemäßerer 

Instandhaltung voraussichtlich noch wirtschaftlich genutzt werden kann. 

Technische Abbruchreife: Gebäude entspricht nach Sanierung aller Baumängel in mehr als 

50% der wesentlichen tragenden Bauteilen einem Neubau   
56 vgl. Merkblatt der MA 37 vom 18.01.2007: Beurteilung der technischen Abbruchreife von 

Gebäuden in Schutzzonen 
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Darüberhinaus ist der Bestand insbesondere bei Parifizierung und 

Wohnungsverkauf57 sowie in Wien bei Einreichungen zur Baubewilligung58 

sachverständig zu prüfen (durch Ziviltechniker oder beeidete 

Sachverständige). 

3.2.3. Technische Anforderungen 

Rechtmäßig bestehende Gebäude genießen gem. derzeitige Rechtslage im 

Wesentlichen Konsensschutz, d.h. dass sofern sie den technischen 

Bestimmungen zum Zeitpunkt ihrer Bewilligung entsprechen, sie nicht dem 

aktuellen Stand der Technik entsprechen oder nachgerüstet werden müssen. 

Bei wesentlichen Veränderungen wird allerdings der aktuelle 

Sicherheitsanspruch schlagend, was ab 2005 insbesondere in Wien 

Aufgrund der Erdbebennormung zu erheblichen Einschränkungen und 

Diskussionen zwischen der Baubehörde und der Bauwirtschaft führte, da die 

Bestandsgebäude den neuen technischen Normen und Anforderungen nicht 

mehr gerecht wurden. Sofern wesentliche Baumaßnahmen an ihnen 

vorgenommen werden, sind sie im Rahmen der Gesetze auf den jeweiligen 

Stand zu bringen59. 

Richtlinien/OIB-Richtlinien 

Die OIB-RL 1-6 regeln die technischen Ausführungsanforderungen an neue 

Bauwerke. Sie verweisen z. T. auf technische Normen (etwa auf den EC 0-

Zuverlässigkeit von Tragwerken), die damit verbindlich erklärt werden. Von 

den Richtlinien kann - sofern die gesetzliche Regelung es vorsieht - auch 

abgewichen werden60. Die Richtlinien regeln folgende Bereiche:  

- OIB-RL 1: Mechanische Festigkeit und Standsicherheit 

- OIB-RL 2: Brandschutz 

- OIB-RL 3: Hygiene, Gesundheit und Umweltschutz 

- OIB-RL 4: Nutzungssicherheit 

- OIB-RL 5: Schallschutz 

                                            
57vgl. §37 (4) WEG, Gutachten über den Erhaltungszustand für Häuser, deren 

Baubewilligung über 20 Jahre alt sind. Bei Fehlen eines derartigen Gutachtens wird von 

einem Erhaltungszustand ausgegangen, der in den - dem Vertragserrichtungszeitpunkt - 

folgenden 10 Jahren keine größeren Erhaltungsarbeiten erfordert.  
58 gem. Merkblatt der MA 37S ist in Wien ein Ingenieurbefund erforderlich (Richtlinien s. 

Anhang) 
59 neu errichtete Gebäude- und Bauteile in jedem Fall, der Bestand eingeschränkt, vgl. 68 (1) 

BO 
60 vgl. §2 WBTV „Rkann abgewichen werden, wenn der Bauwerber nachweist, dass das 

gleiche Schutzniveau wie bei Anwendung der Richtlinie erreicht wird.“ 
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- OIB-RL 6: Energieeinsparung und Wärmeschutz 

Die Richtlinien sind insbesondere hinsichtlich Statik, Aufbauten und 

Erschließung (Gangbreiten, Stiegen, Aufzüge u.dgl.) in der Planung zu 

berücksichtigen.  

Ihre Gültigkeit ist länderspezifisch verschieden und laufend Veränderungen 

unterworfen. Die derzeitigen Regelungen für Dachgeschossausbauten in 

Wien sind im Anhang zusammengefasst. 

Tragsicherheit/Erdbebensicherheit 

Im Zuge der Vereinheitlichung der Europäischen Normenlage wurden 

wesentliche Teile der österreichischen Normung für Tragwerksplanung durch 

harmonisierte Eurocodes ersetzt(u. a. EC 8 - Einwirkungen aus Erdbeben)61. 

Durch die Novelle der Bauordnungen wurden etwa in Wien gem. der 

Bestimmung des §1 WBTV 2008 diese Eurocodes gesetzlich verpflichtend, 

und sind für die Tragsicherheit verpflichtend einzuhalten.  

Schon die Erdbebennorm ÖNorm B 4015 - insbesondere ab der Ausgabe 

1997 - legte Regeln für die Behandlung von Bestandsgebäuden hinsichtlich 

der Erdbebensicherheit fest. Eine Verschlechterung des Bestandes sollte 

ausgeschlossen werden.  

Die neuen Regelungen führten aufgrund von höheren Anforderungen zu 

erheblichen Unstimmigkeiten bei der Auslegung der Rechts- und 

Normenlage zwischen der Wiener Baupolizei und den Bauträgern bzw. 

Tragwerksplanern. In diversen Merkblättern wurde daher bis 2008 die 

Auslegung der Rechtslage für Wien durch die MA37 in Zusammenarbeit mit 

den Interessensvertretern aus Baugewerbe und -industrie entwickelt und in 

Form eines Merkblattes für Bauten in Wien festgelegt62. 

Darüberhinaus wird seitens der Behörde bei baulichen Maßnahmen, welche 

tragende Teile von Bestandsgebäude betreffen, eine Befundung durch einen 

Sachkundigen gefordert (sogen. „Ingenieurbefund“).  

Eine ausführliche Darstellung der Bestimmungen für Wien zur Einteilung der 

Bauführungen („Dachgeschossausbau leicht/Dachgeschossausbau schwer“) 

und zum Ingenieurbefund befindet sich im Anhang.  
                                            
61Normen sind Richtlinien für die Herstellung von Erzeugnissen und bestimmen etwa 

Gebrauchstauglichkeit, Aussehen, Abmessungen, Formen, Eigenschaften oder 

Qualitätsmerkmale. Sofern keine Verbindlicherklärung durch den Gesetzgeber oder durch 

vertragliche Vereinbarung vorliegt, ist ihre Anwendung nicht verbindlich. I.d.R. gehören sie 

allerdings zum Handelsbrauch oder zur Verkehrssitte und stellen den jeweiligen Stand der 

Technik dar.  
62 vgl. Merkblatt der MA 37S vom 31.3.2008 bezüglich statischer Vorbemessung sowie 

ergänzende Erläuterungen lt. Kammer für Architekten und Ingenieurkonsulenten 



 34 

Energieeffizienz  

Die Energieeffizienz der bestehenden Bauwerke entspricht zumeist nicht 

mehr dem Stand der Technik. Insbesondere nicht sanierte Bauten aus der 

Zeit des Wiederaufbaues bis Ende der 70er Jahre des letzten Jahrhunderts 

weisen einen Heizwärmebedarf zwischen 150-300kWh/m²+a auf gegenüber 

derzeit angepeilten Bedarfsrechnungen mit 50kWh/m²+a und darunter63. 

Auch Gründerzeithäuser erreichen trotz großer Außenwandstärken von 45-

75cm nur Werte von 100-150kWh/m²+a.  

Bei Neuerrichtung oder durchgreifender Sanierung ist die Erstellung eines 

Energieausweis gem. EAVG verpflichtend64. Dieser soll dahingehend Abhilfe 

schaffen, dass die Betriebskosten der jeweiligen Objekte transparenter 

werden, um eine Vergleichsmöglichkeit der laufenden Betriebskosten bei 

Verkauf oder Neuvermietung zu ermöglichen. 

In diesem Zusammenhang besteht allerdings - insbesondere bei 

Bestandsobjekten, die dem MRG voll unterliegen - ein Eigentümer-Nutzer-

Dilemma. Die Einsparungen werden von den Mietern lukriert, die Eigentümer 

können bzw. dürfen die Kosten aber nicht überwälzen65. Dies gilt sowohl bei 

bestehenden als auch bei neu abzuschließenden Mietverträgen 

(Mietpreisregelungen gem. MRG). 

Neben der Energieeffizienz bestehen weitere Nachhaltigkeitskriterien wie 

Ressourcenschonung, Senkung der Lebenszykluskosten, Erhaltung sozialer 

und kultureller Werte. Das verstärktes Interesse der letzten Jahre an diesen 

Kriterien hat zur Entwicklung diverser Zertifizierungsprogramme geführt (vgl. 

BREEAM, LEED, DGNB, Klima-aktiv, ÖGNI, TQB, IBO-Ökopass, etc.), die 

allerdings nur bei großvolumigen Objekten bzw. im Gewerbebau zur 

Anwendung kommen. 

3.3. Wirtschaftliche Prüfung 

Investments in Immobilien sind aufgrund ihrer Höhe und Langfristigkeit auf 

die jeweiligen Marktbedingungen abzustimmen. Die Prüfung der 

Wirtschaftlichkeit eines Projektes erfordert einerseits die Analyse der 

allgemeinen Marktbedingungen, andererseits die Analyse der 

objektspezifischen Bedingungen. Dabei können allgemeine wirtschaftliche 

                                            
63 gem. Energieeffizienzrichtlinie der EU sollen ab 2020 Alle neuen Gebäude „nahezu 

energieautark“ sein (Fast-Nullenergie-Gebäude auf Basis des Primärenenergieeinsatzes); 

durch entsprechend hohe Energieeffizienzstandards und Einsatz dezentraler erneuerbarer 

Energieträger 
64 vgl. Kap. 3.1.1Baurechtliche Gesetze - Energieausweisvorlagegesetz 
65 keine Berücksichtigung in Kategorie bzw. Richtwertmietzins lt. MRG möglich 
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Rahmenbedingungen des Entwicklers bzw. des Entwicklungsobjektes selbst, 

darüber hinaus bei einer Käufer-Due-Diligence auch Bedingungen im 

Finanzierungs- und Steuerbereich in die Betrachtung miteinbezogen werden.  

3.3.1. Standortanalyse 

Die klassische Antwort nach den 3 wesentlichen wertbestimmenden 

Faktoren einer Immobilie lautet: Lage, Lage, Lage, Die Standortanalyse ist 

daher ein wesentlicher Punkte der Bewertung, sie wird unterteilt in Mikro- 

und Makroanalyse. 

Makroanalyse  

Diese umfasst eine Analyse der übergeordneten Marktbedingungen. Angebot 

und Nachfrage bestimmen hier den Preis und damit die Erfolgsaussichten, 

das eingesetzte Kapital und einen dem Risiko entsprechenden Gewinn zu 

lukrieren.  

Die klassische Makro- bzw. Marktanalyse eines Immobilienprojekts umfasst 

die folgenden Punkte66:  

- Bevölkerungsentwicklung: im Wohnbereich damit einhergehende 

Entwicklung des jeweiligen Wohnraumbedarfes  

- Entwicklung der Gesamtwirtschaft: Trends des Kapitalmarktes, 

Entwicklung von Produktion und Einkommen 

- Trends und zukünftige Nachfrager: Nachfrage nach neuen Produkten 

(bspw. Boardinghouses, Dachgärten u.dgl.)  

- Entwicklung des Immobilienmarktes, Angebots- und 

Wettbewerbsanalyse Prognose über Kaufpreisentwicklungen der 

Immobilien (Käufermarkt?, Verkäufermarkt?) 

Da der Wohnungsmarkt verhältnismäßig risikoarm und gering volatil ist 

können die Marktbedingungen mittelfristig gut abgeleitet werden. Im Bereich 

Büro- und Gewerbeimmobilien ist dies eingeschränkter möglich, was 

zwangsläufig entsprechend höhere Risikoaufschlägen bzw. Renditen 

erfordert.  

Eine derartige Standortanalyse kann auch in Form einer Stärken-

/Schwächenanalyse oder SWOT-Analyse vorgenommen werden, um 

Potentiale und Risiken abzuklären. Das Ergebnis der Analyse dient zur 

Festlegung des Produktes und des Zielpublikums. 

Mikroanalyse  

                                            
66 vgl. Schalcher et al, Immobilienmanagement, S. 105ff 
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In der Mikroanalyse wird zwischen harten und weichen Standortfaktoren 

unterschieden. Erstere sind messbar und z. T. auch veränderbar, dies trifft 

auf letzter nur eingeschränkt zu. 

Harte Standortfaktoren:  

- Objektlage, Qualität des Bezirks, Siedlungsstruktur, 

Einkaufsmöglichkeiten 

- Erschließung: Verkehrsanbindung (MIV, ÖV), Energie (Gas, 

Fernwärme,...) 

- Nachbarschaft: Nutzungsstruktur (Wohnen, Arbeiten), 

Mietzinsen/Verkaufspreise, Kaufkraft der Bewohner. 

- Objekt selbst: Hauszustand, Orientierung, baurechtliche 

Möglichkeiten, Immissionen von nahegelegenen Straßen oder 

Produktions- und Gewerbestätten 

Weiche Standortfaktoren:  

Wesentlicher weicher Standortfaktor ist das Image. Dieses wird aus der 

Wohn- und Freizeitqualität, evtl. negativer vergangener Nutzung (Altlasten), 

kulturellem Angebot, Bevölkerungsstruktur oder Wirtschaftsklima bestimmt. 

3.3.2. Nutzung/Widmungsarten 

Nicht ausgebaute Dachgeschossflächen sind zumeist als Trockenräume oder 

als Waschküchen gewidmet. Die Nutzung als Lagerräume ist aufgrund der 

eingeschränkten Belastbarkeit der Decken (Nutzlast 150kg/m²), der 

Entfernung zum Hauseingang und der Brandgefahr nur eingeschränkt 

möglich. In den letzten Jahren wurden in einigen Objekten Funkanlagen 

mobiler Netzbetreiber aufgestellt, die geringe Flächen beanspruchen, aber 

für eine Umnutzung der übrigen Flächen erhebliche 

Planungseinschränkungen mit sich bringen (s. Kap. 3.1.1).  

Eine Umwidmung und Ausbau der Dachgeschossfläche erfolgt i.d.R. zu 

Aufenthaltsräumen67, die Nutzung erfolgt in den meisten Fällen als 

Wohnräume. Daneben werden größere Flächen auch als Büro oder 

Beherbergungsstätten (Hotel, Boardinghouse, o.dgl.) genutzt.  

                                            
67 vgl. §87 BO „Rsind Räume, die zum länger dauernden Aufenthalt von Personen bestimmt 

sindR“ 
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3.3.3. Flächenermittlung 

Die Flächenermittlung kann gem. ÖNorm B1800 (Ermittlung von Flächen und 

Rauminhalten von Bauwerken) oder GIF68 aufbauend auf die baurechtlichen 

und technischen Bestimmungen erfolgen. Weitere Regelungen sind im MRG 

und WEG angeführt.  

Unterteilt wird in69 

- BGF: Brutto-Grundfläche (Außenmaße, BGFa – überdeckt und 

allseitig umschlossen, BGF b – überdeckt, BGF c – nicht überdeckt) 

- NGF: Netto-Grundfläche (Innenmaße)  

- KGF: Konstruktionsgrundfläche 

Die NGF wird weiter in  

- NF: Nutzfläche (HNF-Hauptnutzfläche wie Aufenthaltsräume, NNF-

Nebennutzfläche wie Sanitärräume oder Abstellräume),  

- FF: Funktionsflächen (etwa Haustechnikräume und –schächte) 

- VF: Verkehrsfläche  

Nicht zur Nutzfläche zählen öffentliche Verkehrsflächen (VF), 

Konstruktionsflächen (KGF) und Funktionsflächen (FF). Verbindungsflächen 

(Podeste ausgenommen Stufen) zwischen Geschossen wie Treppen, 

Rampen, u.dgl. werden jeweils zum oberen Geschoss dazugezählt. 

Durchbrüche im Verlauf von Wänden zählen nicht zur Nutzfläche70. 

Wandnischen zählen, soweit die Breite der Nische grösser als die Summe 

der Breiten der anschließenden Wände ist, zur Nutzfläche. Balkone, 

Terrassen, Einlagerungsräume u.dgl. sind in der Nutzflächenaufstellung zu 

berücksichtigen. Bei Objekte, die nach 1985 bewilligt wurden, können die 

Flächen den Einreichplänen entnommen werden. Abweichungen unter 3%. 

bleiben unberücksichtigt.  

Die BGF für das 1. und allfällige 2. DG kann über zulässige Gebäudehöhe 

und Dachschräge abgeleitet werden. Für eine Abschätzung kann von einem 

Verhältnis von NGF/BGF (netto zu brutto) von 0,70-0,85 bzw. 70-85% 

ausgegangen werden. Für eine genauere Abschätzung ist eine 

Bebauungsstudie oder gegebenenfalls ein Einreichplan heranzuziehen.  

                                            
68 deutsche Gesellschaft für Immobilienwirtschaftliche Forschung e. V. 
69 Begriffe gem. ÖNorm B 1800 
70 vgl. §17 (2) MRG und §2 (7) WEG 
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3.3.4. Ertragsermittlung 

Dachgeschossausbauten können einerseits zur Verbesserung der 

Ertragslage eines (Zins-) Hauses als Vermietungsobjekte (build& hold), 

andererseits zur späteren Verwertung im Abverkauf als Eigentumsobjekte 

(build&sell)errichtet werden. Für die Ermittlung der jeweiligen Ertragswerte im 

Vermietungs- und Verkaufsfall sind Vergleichswerte heranzuziehen, sofern 

die Mietpreisbildung nicht durch gesetzliche Regelung beschränkt wird71.  

Als Quellen können hierfür Kaufverträge aus dem Grundbuch, 

Maklerauskünfte, Mietpreisspiegel/Wohnungspreisspiegel der 

WKÖ/Fachverband der Immobilien- und Vermögenstreuhänder bzw. 

Immobilienpreisspiegel des ÖVI herangezogen werden.  

Marktsituation in Wien 

Dachgeschosswohnungen werden im Allgemeinen in die Kategorie guter bis 

sehr guter Wohnwert eingeteilt. Für neu errichtete Dachgeschosswohnungen 

werden dzt. innerhalb des Gürtels Werte von 4000-5000€/m² WFl erzielt, 

wobei es je nach Lage durchaus auch Preisausschläge auf 6500€/m² WFl 

und darüber gibt. Außerhalb des Gürtels kann von einem Preisniveau von 

3000-4000€/m² ausgegangen werden, wobei in den Bezirken 13, 18 und 19 

sowie einigen hochwerteigen Gegenden der übrigen Bezirke auch höhere 

Verkaufspreise erzielt werden können. Objekte im 1. Bezirk sind 

Mangelware, bezugsfähige Wohnungen werden hier mittlerweile um 10000€ 

und darüber gehandelt72. 

 

[€/m²] mittlerer 

Wohnwert 

guter Wohnwert sehr guter 

Wohnwert 

Wien 

Wien 1.  

Wien 8.  

Wien 15.  

Wien 23. 

 

4457,1 

2380,0 

1650,0 

2250,0 

 

5742,9 

2850,0 

2150,0 

2625,0 

 

7533,3 

3375,0 

2250,0 

3185,0 

 

Abbildung 3: Vergleichswerte für Eigentumswohnungen, Wien- Erstbezug (Quelle: 

Fachverband der Immobilien- und Vermögenstreuhänder 2011) 
 

                                            
71 vgl. §16 MRG zur Mietpreisbildung, i.d.R. „angemessener“, d.h. durchschnittlicher 

ortsüblicher Mietzins für Dachgeschossausbauten mit Baubewilligung nach dem 31.12.2001 
72 vgl. „Stolze Preise im Dachgeschossausbau“, Die Presse - 28.09.2007, angebotene 

Verkaufspreise Palais Principe/JPI 27.500€/m² WFl 
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Abbildung 4: Kaufpreisniveau für neu errichtete/sanierte Eigentumswohnungen in 

Wien (Quelle: EHL Market Research 2010/2011) 

 
 

[€/m²+Monat] mittlerer 

Wohnwert 

guter Wohnwert sehr guter 

Wohnwert 

Wien 

Wien 1.  

Wien 8.  

Wien 15.  

Wien 23. 

 

10,3 

7,4 

6,2 

6,5 

 

14,6 

9,9 

8,3 

9,1 

 

20,0 

14,0 

11,7 

11,0 

 

Abbildung 5: Mietenspiegel für Wohnungen mit frei vereinbartem Mietzins, Wien-

Erstbezug (Quelle: Verband der Immobilien- und Vermögenstreuhänder 2011) 

3.3.5. Kostenermittlung 

Für die Bewertung ist eine Ermittlung der Entwicklungskosten erforderlich, 

diese erfolgt in Form einer Kostenschätzung nach der Grundlagenermittlung 

(Bauvolumen, Ausstattungsniveau, ggf. Erschwernisse). Der Streubereich 

liegt bei Rohdachböden im Bereich von +/- 15%, bei Objekten mit 

Vorentwürfen +/- 10%, bei bewilligten Objekten +/-5%73.  

Errichtungskosten 

Die Errichtungskosten sind für die ökonomische Bewertung entscheidend 

und sollten alle zu erwartenden Baumaßnahmen abdecken. Für den 

Bewertungsfall sind in Verbindung zu einer Bebauungsstudie naturgemäß 

nur Kostenschätzungen (Vorentwurfsphase, Baugliederung der 2. Ebene) 

möglich. Die Sicherheit des Berechnungsergebnisses ist abhängig von der 

Planungssicherheit und Kostensicherheit, das Ergebnis der Bewertung 

reagiert entsprechend sensibel. Aus diesem Grund ist eine Prüfung des 

                                            
73 vgl. Mathoi, Thomas: Durchgängiges Baukostenmanagement, 2005 
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Bestandes hinsichtlich allfällig erforderlicher Sanierungsmaßnahmen74 

sinnvoll, andernfalls sind sämtliche voraussichtlich notwendigen Maßnahmen 

einzupreisen (worst-case).  

Die vier Grundregeln der Kostenplanung sind:  

- Kostenermittlung nur so genau, wie Planung fortgeschritten ist:   

Da sich das Bauvolumen und die damit verbundenen Flächen 

verhältnismäßig genau ableiten lassen, kann eine Bebauungsstudie i.S.e. 

Vorentwurfes für eine Kostenschätzung herangezogen werden 

(Baugliederung 2.Ebene, Kostengenauigkeit +/- 10%). Bei bewilligten 

Ausbauten kann bereits von einer Kostengenauigkeit von +/- 5% 

ausgegangen werden.  

- Je feiner die Aufgliederung, desto eher gleichen sich Fehler aus und umso 

detaillierter können die Hauptpositionen geprüft werden: Kostenkennwerte 

1. Ebene sind kaum prüfbar) 

- Kostenermittlung muss vollständig sein :  

Vergessene Faktoren wirken sich stärker aus als Abweichungen innerhalb 

einzelner Kostenfaktoren 

- Kostenermittlung muss Reserven enthalten:   

Reserven für unbekanntes (etwa Baugrundrisiko, Mängel am Bestand) 

gemäß deren Eintrittswahrscheinlichkeit und für Unvorhergesehenes 

(Leistungsänderung, Ausschreibungsfehler, u.dgl.) 

Die Errichtungskosten können für den Dachausbau auf folgende Gruppen 

aufgegliedert werden:  

- Aufschließungskosten 

- Bauwerkskosten: alle in Verbindung mit der Herstellung des Bauwerks 

verbundene Kosten 

- Honorare 

- Nebenkosten 

- Reserven 

                                            
74 etwa Fundamentsanierung, Sanierung in den Geschossen 
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Abbildung 6: Kostengruppen (Quelle: B1801-1, eig. Darst. für Residualwert ) 

Als Grundlage für die Termin- und Baukostengliederung kann die B 1801-

1(Bauprojekt- und Objektmanagement, Objekterrichtung) für die 

Vorentwurfsphase zur Anwendung kommen.   

Aufschließungskosten 

Unter die Aufschließungskosten fallen alle Kosten, die mit der 

Baureifmachung und Erschließung der Ausbauflächen, wie etwa 

Abbrucharbeiten und ggf. Erneuerung der Anschlussleitungen in Verbindung 

stehen. Daneben werden Kosten für Baustelleneinrichtung und –sicherung 

einkalkuliert. 

Baukosten  

Die Herstellungskosten des Ausbaues können pauschal über grobe 

Vergleichswerte (Kostenkennwerte in €/m² errichteter WNFl) überschlägig 

berechnet werden, dies kann allerdings zu größeren Abweichungen zu den 

tatsächlichen Baukosten führen. Da für die Errichtung nur eine 

verhältnismäßig geringe Anzahl an Leistungspositionen erforderlich ist, kann 

mit geringem Aufwand eine auf das jeweilige Objekt abgestimmte 

Kostenschätzung mittels Elementkosten erfolgen. Sofern eine Bewertung 

eines bewilligten Ausbaues erfolgt, kann eine Baukostenschätzung aufgrund 

der Einreichpläne erfolgen.  

Als Quellen für Baukosten existieren eine Reihe von Kostendatenbanken, die 

für eine Bewertung oder Wirtschaftlichkeitsberechnung herangezogen 

werden können. Beispiele hierfür sind Onlinedatenbanken75, AVA-

                                            
75www.baupreise.de, www.baupreislexikon.de 
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Programme76  oder die deutsche Baukosteninformation (BKI).Darüberhinaus 

haben Planer und Ausschreiber oft eigene, funktional und regional 

angepasste Baukosteninformationen und Kostensammlungen77.Die 

zugrunde gelegten Kostenkennwerte sind jeweils durch Indexe anzupassen 

bzw. unterschiedliche Steuersätze zu bereinigen78. 

Als Richtwerte für die Bewertungsbeispiele wurde eine Umfrage bei 5 

örtlichen Bauträgern vorgenommen. Die valorisierten Mittelwerte ergaben 

folgende derzeit üblichen Baukosten:  

  

                                            
76 Ausschreibung-Vergabe-Abrechnung: bspw. Auer/Nemetschek, Avaplan, sirAdos, Orca, 

Heitker, mair pro, RIB, Dr. Schiller und Partner, Beuth AVA-plus 
77vgl. Arbeitskreis des Landesverbandes für Steiermark und Kärnten - Kostenverteilung der 

einzelnen Gewerke in Dachraumausbauten  
78 bspw. Baupreisindex-Baukostenindex lt. Statistik Austria, Umsatzteueranpassung für 

Werte aus Deutschland (D:19%, A:20%). 
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Pauschalkosten DA, Leistungsgruppen 1-4, Aufschließung, Bauwerk-

Rohbau/Ausbau/Technik 

Quelle: Umfrage (n=5), Stand, Anzahl Info, excl. USt 
P

o
s 

Beschreibung 

E
h
 Einheitspreis 

von  bis Mittel 

1 Dachbodenausbau 

Herstellungskosten gesamt inkl. aller 

Abbrucharbeiten und Nebenleistungen 

a: Dacheinbau, Erhalt Dachkonstruktion, 

Eindeckung/Unterdach neu 
m² 

(WN

Fl 

DG) 

 

 

1400 

 

 

2000 

 

 

1800 

b: Dachausbau, einfache Ausstattung   

 

1600 2200 2000 

c: Dachausbau, gute bis sehr gute Ausstattung 

 

2000 3000 2200 

d:Aufpreis für Ausführung REI90-A2 (Stahl 40kg/m², 

3xGKF, zusätzliche Brandschutzmaßnahmen) 

 

50 

 

200 

 

100 

2 Sanierung Fundierung im KG 

Herstellung Fundamentverstärkung  

a: Flachgründung: 25cm Bodenplatte auf Bestand 

bzw. abschnittsweise hergestellt 

m² 

(BG

F 

KG) 

 

 

150 

 

 

300 

 

 

200 

b: Tiefgründung mittels Düsenstrahl, Mikropfähle 

u.dgl. 
Ausschreibung erf.  

3 Herstellung Aufzug 

Herstellung Schacht Massiv oder Stahl-Glas, 

Aufzugseinbau 

 

PA 

 

50000 

 

90000 

 

65000 

4 Sanierung Erdbebensicherheit 

a: Herstellen Stahlrahmen a 600kg, inkl. aller 

Anschlussarbeiten (Brandschutz, Spachteln, 

Malerei, Wiederherstellen 30m² Fußboden) 

 

Stk 

 

5000 

 

10000 
 

6000 

a: Mauerwerksverpressung mittels Epoxidharz auf 

M10 m³ 600 1000 750 

5 Herstellung Stellplatz 

Herstellung Rohbaumaßnahmen, PKW-Aufzug, 

Einfahrt, mind. 4 Stk 

 

Stk 1000

0 

2500

0 

1500

0 

Tabelle 2: Baukosten DA, Pauschalkosten Raum Wien (Quelle: Umfrage, Grafik eigene 

Darstellung, Werte excl. USt) 
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Reparaturrückstau an allgemeinen Teilen des Hauses 

Bei Baumängeln oder –schäden79 an allgemeinen Teilen wird zwischen 

disponiblen oder zwingend notwendigen Maßnahmen unterschieden. Nur 

Erhaltungsarbeiten, die auch ohne Ausbau und Zubau notwendig gewesen 

wären, sind von allen bisherigen Mietern bzw. Eigentümer zu tragen80. 

Allerdings führt ein optisch desolates Objekt zu Vermarktungsproblemen und 

zwangsläufig zu einer Wertminderung für die Dachbodenflächen. 

Sofern ein derartiger Rückstau vorliegt, ist zu prüfen ob die Deckung der 

Baukosten durch die Reparaturrücklage (WEG-Objekte) bzw. 

Mietzinsreserve (MRG-Objekte) gegeben ist. Andernfalls ist zu prüfen, 

welche Arbeiten im Zuge des Dachausbaus zusätzlich erforderlich sind. 

Diese kann durch eine entsprechende Wertberichtigung berücksichtigt 

werden.  

Sofern eine Sanierung von allgemeinen Teilen des Hauses erfolgt (im Falle 

des Dachausbaues etwa die Erneuerung der Dachhaut, Erneuerung der 

Stiegenhaus Malerei, u.dgl.), können diese abzüglich der jeweiligen 

technischen RND (i.S.e. Restwertes) auf die gesamten Nutzflächen umgelegt 

werden. 

Honorare  

Die Kostengruppe Honorare fasst sämtliche Kosten für Planungs- und 

Überwachungsleistungen wie Projektentwicklung, Architekt, Fachplaner 

(Statik, Bauphysik, HKLS, BauKG, Prüfingenieurleistungen), bei größeren 

Projekten ggf. auch Projektsteuerung zusammen. Die Honorarordnungen 

(HO-A, HO-B, HO-PS, etc.) für Planungsleistungen, welche Mindestsätze 

vorgab, wurden wegen ihrer Nichtkonformität mit EU-Recht in den letzten 

Jahren sukzessive zurückgezogen. Diese werden aber als Richtlinie zumeist 

mit Abschlägen von 30-60% weiterverwendet bzw. wurden unverbindliche 

Honorarinformationen herausgegeben81.  

Folgende Richtwerte werden für die Schätzung angenommen (ca.-Werte in 

% der Baukosten):  

Projektentwicklung: 5%  

                                            
79 Baumangel: seit Baubeginn vorhanden und auf Fehler im Zuge der Errichtung 

zurückzuführen (bei älteren Gebäuden i.d.R. nicht gegeben. Bauschaden: Resultat aus 

Baumangel/Ergebnis äußerer Einwirkungen  
80vgl. §18 c MRG, kann sinngemäß bei WEG-Objekte vertraglich festgelegt werden, siehe 

auch Kap 3.1.1 
81 bspw. HIA „Honorarinformation Architektur”, Ersatz für HO-A Honorarordnung für 

Architektur 
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Architektur: Einreichplanung 3%, Ausführungsplanung, ÖBA, 

Fertigstellungsanzeige gem. §128 BO 5% 

Fachplaner: Statik 2,5%, Bauphysik 0,5%, HKLS-Planung 0,5% 

Baustellenüberwachung: BauKG 0,5%, Prüfingenieur gem. §127 BO 0,5% 

Gesamt ca. 15-20% BK 

Nebenkosten  

Unter Nebenkosten werden alle Kosten und Gebühren zusammengefasst, 

die nicht in den Hauptpositionen enthalten sind. Beispiele hierfür wären 

Kosten für Vergebührungen wie Baubewilligungen, Anschlußkosten, 

Baustellenbewachung, Richtfeste, Versicherung u.dgl. Als Richtwert können 

2-3% BK angenommen werden.   

Reserven  

Für die Bewertung empfiehlt sich eine Reserve von 10% der 

Errichtungskosten (ERK) vorzusehen (Abweichung der Kostenschätzung in 

Vorentwurfsphase).   

Neben den Errichtungskosten lt. Aufstellung ÖNorm B 1801 fallen noch 

folgende Kostengruppen an:  

- Finanzierungskosten 

- Nebengebühren  

- Vertriebs- und Vermarktungskosten  

Bewirtschaftungskosten 

Für die Bewertung von Ertragsobjekten sind Bewirtschaftungskosten zu 

berücksichtigen und vom Rohertrag abzuziehen. Unter diese fallen:  

- AfA: im Rahmen des EStG (s. Kap 3.4, Entfällt bei 

Entwicklungsobjekten) 

- Mietausfallswagnis: ca. 2% Rohertrag (aufgrund hoher Nachfrage sehr 

geringe Leerstandsraten im Bereich Dachgeschosswohnungen) 

- Instandhaltungskosten: ca. 0,5-1% Herstellungskosten für 

Wohnhäuser neu82 

- nicht umlagefähige Verwaltungskosten: 3,25€/m²+a, nur für 

Mietausfall. Bei geringem Mietausfallswagnis kann dieser Wert 

vernachlässigt werden. 

                                            
82vgl. Kranewitter S91 
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Nebengebühren  

Als wesentliche Nebengebühren sind zu berücksichtigen: 

- 3,5% GrESt vom Verkaufspreis Dachboden 

- 1,1% Eintragungsgebühr Grundbuch GEG vom Verkaufspreis 

Dachboden 

Vertriebs- und Vermarktungskosten 

Maklerkosten: ca. 3% Verkaufspreis/3 Bruttomonatsmieten entwickelter 

Flächen + USt 

3.3.6. Finanzierung/Rendite 

Finanzierung  

Die grundlegende Einteilung der Finanzierung erfolgt in Fremd- und 

Eigenkapital sowie Zwischenformen (sog. Mezzaninkapital). Fremdkapital 

stellt eine Forderung dar und ist vorrangig gegenüber Eigenkapital, das eine 

Beteiligung darstellt, zu bedienen. Seitens der Fremdkapitalgeber werden 

neben dem Investitionsrisiko z. T. auch die Gesamtfremdkapitalquote 

(LTV/Loan-To-Value), die Fremdkaptialquote im Verhältnis zu den 

Errichtungskosten (LTC/Loan-To-Cost) sowie bei Mietobjekten die erwartete 

Tilgungsrate (DSCR/Debt-Service-Coverage-Ratio) geprüft. 

Am Markt haben sich neben der klassischen Immobilienfinanzierung in den 

letzten Jahren Beteiligungsmodelle etabliert, die einerseits auf Steuervorteile 

aus Immobilienkäufen abzielen (Bauherrenmodelle, 

Verlustbeteiligungsmodelle) andererseits private 

Pensionsvorsorgemaßnahmen(Vorsorgewohnungen) betreffen. 

Zusätzlich können Vorverkäufe der Objekte im Entwicklungszeitraum 

kostendämpfend auf die Finanzierung wirken83. 

Rendite/Verzinsung 

Unter Rendite ist das Verhältnis des Gewinns zum eingesetzten Kapital zu 

verstehen, wobei diese in Abhängigkeit zum Risiko steht (höhere Rendite ist 

„Preis des Risikos“). Die Rendite einer Immobilieninvestition setzt sich i.d.Z. 

aus zwei Teilelementen zusammen: Erstens aus einer aus Mieteinnahmen 

erzielten, laufenden Rendite (Yield Rate, Netto-Cash-Flow), darüberhinaus 

aus einer Wertänderungsrendite (Change in Value), die sich als Verhältnis 

vom Verkehrswert zum eingesetzten Kapitalwert ergibt. Bei Objekten, die 

                                            
83 unter Berücksichtigung des BTVG 
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entwickelt und verkauft werden (develop, build&sell) spricht man hier von der 

sog. Developerrendite (Gewinn des Entwicklers).  

Je nach Investor und Investitionsart gehen unterschiedliche 

Renditenerwartungen einher. Wesentliches Unterscheidungsmerkmal ist:  

- Die Rechtsstellung des Kapitalgebers: Hier ist zwischen Eigenkapital 

und Fremdkapital zu unterscheiden.  

- Das Risiko des Investments: Je nach Immobilienart und Lage ist mit 

unterschiedlichen Zinssätzen, den sog. Liegenschaftszinssätzen zu 

rechnen.  

Diese spiegeln die von den Marktteilnehmern erwarteten Renditen dar 

Für den Vermietungsfall (buy, build & hold) können die derzeitigen Zinssätze 

wie folgt angenommen werden:  

 

 

Abbildung 7: empfohlene Liegenschaftszinsätze (Quelle: Der Sachverständige 

01/2010) 

 

Die Bruttoanfangsrendite (Rohertrag/Verkehrswert) sind i. d. R. um 0,5-1,0% 

Punkte höher anzusetzen.  

Bei Entwicklungsobjekten, die nach der Errichtung wieder veräußert werden 

sollen (buy, build&sell) sind je nach Höhe des verbundenen Risikos 

Eigenkapitalrenditen (EKR/ROE) von ca. 15-20% ERK (Mezzaninkapital 

geringfügig darunter) üblich.  

Für die Fremdfinanzierungskosten können marktübliche Hypothekarzinssätze 

bei mittlerer Bonität herangezogen werden.  
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Finanzierungskosten  

Für die Baufinanzierung sind folgenden Faktoren zu berücksichtigen:  

- Finanzierungszeitraum 

- Zinssatz 

- Anteil Eigenkapital-Mezzaninkapital-Fremdkapital 

Eine Abschätzung des Entwicklungszeitraum für Dachgeschossausbauten 

ergibt einen Zeitraum von 24 - 48 Monaten ab Projektstart (= Kauf der 

Immobilie/Projektstart Entwicklung)  

- Kauf bis Baubewilligung: 9-18 Monate 

- Baubewilligung bis Vergabe: 2-4 Monate 

- Baubeginn bis Bauende: 12-18 Monate 

- Bauende bis Verwertungsende: 2-6 Monate 

Gesamtbauzeit: ca. 24-48 Monate (bei Forcierung und einfachen Objekten 

auch Unterschreitung möglich) 

Eine Kapitalisierung erfolgt überschlägig mit dem halben Zinssatz über den 

gesamten oder mit dem vollen Zinssatz über den halben 

Entwicklungszeitraum (Annahme für Bewertung: 36 Monate für Grundkosten, 

18 Monate für Bau- und Entwicklungskosten). Zinseszinseffekte bleiben 

dabei unberücksichtigt.  

3.4. Steuerrechtliche Prüfung 

Für die steuerrechtliche Prüfung sind folgende Bestimmungen relevant:  

- Grunderwerbssteuer gem. GrEStG 

- Einkommenssteuer bei Mietobjekten gem. EStG  

- Begünstigte Abschreibungsregelungen bei vorangegangenen 

Sanierungen (ggf. steuerliche Nachforderungen)gem. EStG 

- Spekulationsgewinne gem. EStG 

Insbesondere bei Bewertung eines investorspezifischen Wertes (Investor-

Value, Worth) im Zuge einer Käufer-Due-Diligence können darüberhinaus 

Regelungen aus dem EStG, etwa für Mezzaninkapitalgeber, geprüft 

werden84.  

                                            
84 Bauherrnmodelle, Verlustbeteiligungsmodelle, vergünstigte Abschreibungsfristen u.dgl. 
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3.4.1. Grunderwerbssteuer GrEStG 

Bei Eigentumsübertragung von Liegenschaften fällt eine Grunderwerbssteuer 

von 3,5% der Anschaffungskosten an (2% bei Begünstigten)  

3.4.2. Einkommenssteuer gem. EStG 

Einnahmen  

Als Einnahmen werden Entgelte für Nutzungsüberlassung (Mieten) sowie 

Entgelte für Sonderleistungen (Garagenplätze, Zentralheizung, Einräumung 

eines Weitergaberechts, u.dgl.) angesehen.  

Grundsätzlich wird bei Einkunftsarten zwischen Vermögensverwaltung durch 

Einzelpersonen oder Miteigentümergemeinschaften85 (Einkünfte aus 

Vermietung und Verpachtung) und betriebliche Vermietung86 (Einkünfte aus 

gewerblicher Vermietung, i.d.R. mit Nebenleistungen verbunden) 

unterschieden. Die Unterscheidung betrifft u.a. Bestimmungen der 

Verlustausgleichs- oder Verlustvortragsfähigkeit, die Gewinnermittlung erfolgt 

je nach Einkunftsart gemäß Bestimmungen des §4 + 5 EStG.  

Werbungskosten 

Als Werbungskosten können folgende Kosten als AfA abgeschrieben 

werden:  

- Anschaffungskosten: Darunter fallen Kaufpreis, GrESt, GEG, Notar-, 

Rechtsanwalts-, Maklerkosten, Gutachten (Finanzierungskosten nicht 

zul.) 

- Herstellungsaufwand87:  

Herstellungskosten einschließlich anschaffungsnaher 

Erhaltungsaufwand (Zeitraum der Aufwände etwa 3 Jahre nach 

Anschaffung, Neuerrichtung von Nutzflächen88). 

- Erhaltungsaufwand gem. §4 (7) und §28 (2) EStG:   

Erhaltungsaufwände werden in Instandhaltungsaufwand (laufende 

Wartungsarbeiten, Austausch von bis zu 25% eines Gebäudeteiles) 

und Instandsetzungsaufwand (Sanierungsaufwände größeren 

Umfanges) eingeteilt. Instandhaltungsaufwände und 

Instandsetzungsaufwände bei Mietgebäuden, die nicht Wohnzwecken 

dienen, können sofort abgesetzt werden (wahlweise auch auf 10 

                                            
85 Natürliche Personen oder z.T. Personengesellschaften, die nur Vermögen verwalten 
86 Gewerbebetriebe, Aktiengesellschaften 
87 vgl. EStR Rz 6476 ff und §203 (3) UGB 
88 Errichtung von Dachgeschossausbauten Herstellungsaufwand i.S.d. EStG und UGB 
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Jahre), Instandsetzungsaufwände bei Mietgebäuden für Wohnzwecke 

auf 10 Jahre. 

Abschreibungszeitraum89:  

- Anschaffungskosten im außerbetriebliches Vermögen 

(Privatvermögen): 67 Jahre (1,5% der Bemessungsgrundlage), 

Gebäude mit Baubewilligung vor 1915 50 Jahre (2%).  

- Anschaffungskosten im Betriebsvermögen: 50Jahre (2%, 40 Jahre 

bzw. 2,5% bei Banken und Versicherungsunternehmen) 

- Herstellungskosten90wie Anschaffungskosten 

Auf Antrag kürzere Abschreibungszeiträume in folgenden Fällen:  

- Herstellungskosten im außerbetrieblichen Vermögen:15 Jahren   

für Erhaltungs- und Verbesserungsmaßnahmen gem. §3-5 MRG, 

geförderte Herstellungsaufwände91 (Dachgeschossausbauten, 

Blocksanierung), Sanierungsaufwand im Zusammenhang mit 

Denkmalschutz nach §19 DMSG 

- Herstellungskosten im außerbetrieblichen Vermögen:10 Jahre   

bei erhöhten Zwangsmieten gem. §18 MRG92:  

- Herstellungskosten im Betriebsvermögen: 10 Jahre   

Anschaffungskosten und Herstellungskosten für denkmalgeschützte 

Betriebsgebäude, die im Interesse der Denkmalpflege aufgewendet 

werden93:  

Bei Verkäufen innerhalb der verkürzten Abschreibungszeiträume kann es für 

den Verkäufer zu Nachforderungen kommen (Entfall der verkürzten 

Abschreibungsberechtigung).  

Spekulation gem. §30 EStG 

Spekulationsgewinne sind zu versteuern. Ausgenommen hiervon sind 

Hauptwohnsitze gem. §30 (2) Zi 1 EStG sowie selbst hergestellte Gebäude 

gem. §30 (2) Zi 2 EStG. Bei Anschaffung eines „Rohbaus“ müssen die 

Anschaffungskosten die Fertigstellungskosten unterschreiten94. 

                                            
89 vgl. §16 (1) Zi 8 lit. e und §8 (1) EStG, Fristen lt. gesetzlicher Vermutung. Bei reduzierter 

Abschreibungsdauer ist diese durch ein Gutachten zu belegen 
90 vgl. §16 (1) Zi 8 lit. e und §8 (1) EStG, Fristen lt. gesetzlicher Vermutung. Bei reduzierter 

Abschreibungsdauer ist diese durch ein Gutachten zu belegen 
91 etwa für Dachausbauten gem. Wohnhaussanierungsgesetze 
92 vgl. §28 (3) 
93 vgl. §8 (2) DMSG + §28 (3) EStG 
94 vgl. EStr Rz6646, Befreiung nur bei erstmaliger Errichtung 
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Liebhaberei gem. LVO  

Liebhaberei liegt vor, wenn in einem absehbaren Zeitraum kein 

Gesamtüberschuss der Einnahmen über die Ausgaben erreicht wird. Hierfür 

ist ein Nachweis der Gesamtüberschusserzielungsabsicht95 vorzulegen. 

Werden die Kriterien nicht erfüllt besteht Liebhabereivermutung, der zufolge 

Aufwendungen nicht als Werbungskosten abzugsfähig und erzielte Verluste 

nicht abzugs- bzw. ausgleichsfähig sind. Unterschieden wird i.d.Z. zwischen 

kleiner Vermietung und großer Vermietung: 

- Kleine Vermietung96: absehbarer Zeitraum 20 Jahre ab Fertigstellung 

bzw. 23 Jahre ab Anfall von Werbungskosten, Änderung der 

Bewirtschaftung kann zu Steuerberichtigung (Nachzahlung) und 

Beginn eines neuen Prognosezeitraums führen, sofern keine 

Unabwägbarkeiten oder ungewöhnliche Vermietungsrisiken vorliegen 

- Große Vermietung97: Zeitraum 25 Jahre ab Fertigstellung bzw. 28 

Jahre ab Anfall von Werbungskosten, marktgerechtes Verhalten 

(bspw. Änderung der Bewirtschaftung zur Verbesserung der 

Ertragslage, Umschuldung, Umbauarbeiten) erforderlich, andernfalls 

Liebhabereivermutung.  

3.5. Risiken 

Risiken werden grundsätzlich in systematische (bspw. Markt-) und 

unsystematische (Objekt-, Marktteilnehmer-) Risiken unterteilt. Die Risiken 

können wirtschaftlicher, technischer oder rechtlicher Natur sein wobei die 

systematischen, exogenen Risiken kaum beeinflussbar sind, während die 

unsystematischen Risiken bis zu einem gewissen Grad steuerbar sind.  

Folgende Risiken können mittels Immobilien-Due-Diligence geprüft und ggf. 

valorisiert werden:  

- Bausubstanzrisiken, Grundstücksrisiken (bedingt durch Mängel oder 

Schäden am Bestand, Nichtbeachtung von Altlasten oder 

Denkmalschutzproblematiken) 

- Kaufpreisrisiken (Prüfung eines angemessenen Kaufpreise) 

- Ertragsausfallsrisiken, Wertänderungsrisken (bedingt durch 

Fehleinschätzung des Marktes) 

                                            
95 Prognoserechnung: Erträge abzüglich AfA, Kosten, Aufwände etc. im Prognosezeitraum 

positiv 
96 Bewirtschaftung von Eigenheimen, Eigentumswohnungen, Mietwohngrundstücken (gem. 

UFS RV/0451-G/04 liegt die Grenze zur großen Vermietung bei 9 Wohnungen  
97 Gewinnabsicht, geschäftliche Vermietung 
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- Standortrisiken (bedingt durch Fehleinschätzung bzw. fehlende 

Analyse des Standortes auf Mikro- bzw. Makroebene) 

- Haftungsrisiken (bedingt durch unterlassene Informationspflicht des 

Verkäufers über Mängel) 

3.6. KO-Kriterien/Dealbreaker 

Teil der Prüfung ist die Untersuchung des Bewertungsobjektes auf Bestehen 

von sogenannten KO-Kriterien oder Dealbreakern. Diese verhindern oder 

beeinflussen eine spätere Verwertung der Immobilien entscheidend und 

wirken entsprechend preismindernd bzw. verkaufshindernd.  

Im Zusammenhang mit Dachböden sind im Wesentlichen folgende KO-

Kriterien zu prüfen:  

Rechtliche KO-Kriterien  

- Fehlende Verfügungsgewalt/Eigentumsrechte: Verkäufer 

verfügt/verfügen nicht über alleiniges Verfügungsrecht98. 

Insbesondere bei WEG-Objekten kritisch, wenn nicht rechtswirksam in 

den WE-Verträgen festgeschrieben.  

- Servitute, Baurechte, Superädifikate: Diese können Verwertung 

verzögern oder verhindern 

Technische KO-Kriterien99  

- Mängel am Gebäudezustand (s. Kap. Gebäudezustand): Zumeist 

Unterschreitung der geforderten Mauerwerksfestigkeit (Forderung von 

Mindestwerten, etwa in Wien), bestehen von Fundamentschäden, bis 

zu technischer Abbruchreife  

- Abbruch von tragenden/aussteifenden Wänden in den Geschossen: 

Neben Sanierungskosten kommt es auch zu Bauzeitverzögerung für 

rechtliche Durchsetzung der Sanierungsarbeiten (bspw. bei 

Mietobjekten, s. Kap. Bestandsrecht) bzw. sind diese ohne 

Einverständnis der Betroffenen Parteien rechtlich nicht möglich (etwa 

bei WE-Objekten).  

Wirtschaftliche KO-Kriterien  

- Mangelnde Marktgängigkeit/negativer Residualwert (Verwertungsergebnis 

gering bzw. unter Entwicklungskosten) 

                                            
98 nemo plus iuris transferre potest quam ipse habet: „Niemand kann mehr Recht 

übertragen, als er selbst hat“ 
99 Prüfung bspw. in Wien über „Ingenieurbefund“ 
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4. BEWERTUNG 

Das Dachgeschoss kann als eigenständige wirtschaftliche Einheit 

abgegrenzt und bewertet werden100. Die Daten aus der im vorangegangenen 

Kapitel beschriebenen Befundaufnahme sind zu bewerten, dies erfolgt in 

Form eines Wertermittlungsgutachtens101. Hierfür sind sowohl der 

Rohdachboden, als auch die zu entwickelnden Flächen einzubeziehen.  

4.1. Wertdefinition 

Für diese Bewertung ist ausschlaggebend, für welchen Zweck diese erfolgt. 

In Abhängigkeit zu diesem kann die Wertdefinition festgelegt werden, wobei 

zwischen folgenden Begriffen zu unterscheiden ist102:  

Verkehrswert 

Als Definition des Verkehrswertes legt u.a. das 

Liegenschaftbewertungsgesetz (LBG) den Preis fest, „Rder bei einer 

Veräußerung der Sache üblicherweise im redlichen Geschäftsverkehr für sie 

erzielt werden kann.“ Vorlieben oder andere ideellen Wertzumessungen 

bleiben außeracht. Dieser Wert ist stichtagsbezogen.  

Beleihungswert  

Dieser dient bei Fremdfinanzierung als Riskowertansatz für die 

hypothekarische Besicherung und schließt die „Rzukünftige Marktgängigkeit 

der Immobilie unter Berücksichtigung ihrer langfristig unveränderlichen 

MerkmaleR“103 ein, spekulative Elemente sind auszuschließen.  

Worth - Investment Value  

Ein Investor kann derselben Immobilie einen unterschiedlichen Wert 

beimessen, der vom Verkehrswert abweicht. Dies erfolgt i.V.m. einer Käufer-

Due-Diligence und kann auch spekulative Elemente beinhalten.  

  

                                            
100 siehe auch Kapitel 3 
101vgl. Bienert, Immobilienbewertung Österreich, Aufbau eines 

Liegenschaftsbewertungsgutachtens, S 119f 
102vgl. Bienert, Immobilienbewertung Österreich S44ff 
103vgl. §103 (10) lit.............................................................. f BWG 
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4.2. Wahl des Bewertungsverfahren 

Je nach Eigenschaft der Immobilie normiert das LBG und die ÖNorm B1802 

folgende Verfahren:  

- Vergleichswertverfahren (VWV), marktpreisorientiertes Verfahren   

- Sachwertverfahren (SWV), baukostenorientiertes Verfahren  

- Ertragswertverfahren (EWV), renditeorientiertes Verfahren   

Das in der B1802-2 festgelegte DCF-Verfahren (Discount-Cash-Flow) sowie 

andere Bewertungsmöglichkeiten (etwa profits-method für die Bewertung von 

Sonderimmobilien wie Hotels oder Gewerbebetrieben) erscheinen hier nicht 

von Relevanz.  

Im Folgenden werden die jeweiligen Verfahren kurz zusammengefasst und 

deren Anwendungsbereiche abgegrenzt:   

4.2.1. Vergleichswertverfahren (VWV)104 

Das VWV ist sowohl im LBG gesetzlich geregelt als auch in der ÖNorm B 

1802 normiert. Hierbei wird der Wert durch Vergleich mit tatsächlich erzielten 

Kaufpreisen vergleichbarer Objekte, sog. Vergleichswerte, ermittelt.  

Voraussetzung für eine Anwendung ist, dass eine ausreichende Anzahl von 

Transaktionen vergleichbarer Objekte vorhanden ist (zeitnahe Transaktion, 

vergleichbare Lage, Größe, Bebaubarkeit) und diese im redlichen 

Geschäftsverkehr105 erzielt worden sind. Die erste Voraussetzung ist oft 

aufgrund der eingeschränkten Vergleichbarkeit, die letzte aufgrund von 

eventueller besonderer Vorliebe oder einer Schwarzgeldproblematik 

schwierig. Unterschiede einzelner wertbeeinflussender Faktoren müssen 

ermittel- und ausgleichbar sein. Ist sowohl die Anzahl der Vergleichswerte 

ausreichend groß, als auch die Vergleichbarkeit gegeben, führt das 

Verfahren am sichersten zum Verkehrswert, es wird dann „marketbased“ 

genannt106 

  

                                            
104vgl. §4 LBG, ÖNorm B 1802 Pkt. 5.2, Bienert , Immobilienbewertung Österreich, S158 ff 
105vgl. §2 (2) + (3) LBG 
106vgl. Bienert, Immobilienbewertung Österreich, S160 
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Ablauf des Verfahrens:  

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Abbildung 8: Ablauf Vergleichswertverfahren  (Quelle: eigene Darstellung, nach 

ÖNorm B 1802)  

Ermittlung der Lage- und Nutzungsmerkmale  

Suche nach Kaufpreisen bzw. Bestandsentgelten 
Prüfung auf ausreichende Anzahl, valide Kauf- bzw. Mietpreissammlung (Grundbuch u.dgl.), 

redlicher Geschäftsverkehr, vergleichbare Gebiete 

Qualitätssicherung der Vergleichswerte 
Prüfung auf ungewöhnliche Verhältnisse, persönliche Umstände 

Zu- und Abschläge 
Prüfung Berücksichtigung abweichender Eigenschaften, zeitlicher Schwankungen 

 

Statistische Auswertung 
Ermittlung arithmetisches Mittel/Standardabweichung/Konfidenzintervall/Variationskoeffizienten 

Durchführung Regressionsanalyse/Korrelationsanalyse 

 

Berücksichtigung sonst. wertbeeinflussender Umstände  

Anpassung an Marktlage 

Vergleichswert des Objektes 
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Anwendungsbereiche 

- Unbebaute Grundstücke 

- Eigentumswohnungen 

Das Vergleichswertverfahren kann für die Bewertung von Rohdachböden 

i.S.e. „unbebauten Grundstückes“ herangezogen werden, die abweichenden 

Eigenschaften (Hauszustand, Fundierung, erzielbare Flächen, u.dgl.) sind 

hierbei im Detail zu berücksichtigen. Daneben kommt es auch für die 

Bewertung der entwickelten Flächen zur Anwendung.  

4.2.2. Sachwertverfahren (SWV)107 

Das Sachwertverfahren dient in erster Linie zur Ermittlung von 

Verkehrswerten bebauter Liegenschaften, sofern eine Eigennutzung (keine 

Ertragsobjekte) die Regel ist und die Beschaffungskosten für die Gebäude 

und baulichen Anlagen für die in Betracht kommenden Kaufinteressenten im 

Vordergrund stehen. Das Verfahren orientiert sich am Substanzwert der 

Liegenschaft, d.h. Bodenwert und dem Zeitwert der darauf befindlichen 

Baulichkeiten sowie des Zubehöres.  

Verfahrensablauf: Ermittlung des Bodenwertes (über Vergleichswerte), 

Ermittlung des Bauzeitwertes der Gebäude und Außenanlagen (Neubauwert 

abzüglich Alterswertminderung und Baumängel/Reparaturrückstau sowie - je 

nach Ausnutzung des Baugrundes - Bebauungszu- oder –abschläge).  

Der Neubauwert wird auf Grundlage gewöhnlicher Herstellungskosten 

bemessen (Baukosten inkl. üblicher Baunebenkosten), es handelt sich dabei 

um sog. Ersatzbeschaffungskosten. Dieser wird insbesondere von 

Nutzungsart, Bauweise, Ausführungsqualität und Baustoffen bestimmt, eine 

Ermittlung kann mittels tatsächlich entstandener Herstellungskosten (ggf. 

bereinigt um ungewöhnliche Umstände), einer Kostenschätzung oder 

Normalherstellungskosten auf Basis von Erfahrungssätzen erfolgen. Sofern 

eine Schätzung mithilfe älterer Bezugspreise erfolgt, sind die Kosten gem. 

dem Baupreisindex an den Bewertungsstichtag anzupassen.  

Die gewöhnliche Gesamtnutzungsdauer kann aus Nutzungsdauerkatalogen 

abgeleitet werden108. Für Einfamilienhäuser liegt diese je nach Bauweise 

zwischen 50-70Jahre (Fertigteilhäuser in Leichtbauweise) und 100-120 Jahre 

(repräsentative Gebäude, Villen). Sofern durchgreifende Sanierungen 

vorgenommen wurden, geht man von einer Verlängerung der RND aus, bei 

                                            
107 vgl. §6 LBG und ÖNorm B 1802, Pkt 5.4.1 
108 vgl. Nutzungsdauerkatalog für bauliche Anlagen und Anlagenteile des LV Steiermark und 

Kärnten 
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Bauschäden und –mängeln von einer Verkürzung. Verlorener Bauaufwand 

(unwirtschaftlicher Aufbau u.dgl.) bleibt unberücksichtigt.  

Die Zeitwertermittlung erfolgt über eine Alterswertminderung zufolge RND im 

Verhältnis zu GND. Für den Verlauf der Wertminderung existieren 

verschiedene Ansätze wie lineare, progressive (Ross) oder parabolische 

Wertminderung109. Darüberhinaus fließt eine Zustandsermittlung, etwa nach 

Heideck, in die Bewertung ein.  

Als vereinfachte Formel ausgedrückt:  

SW = Bodenwert + Bauzeitwert Gebäude/baulicher Anlagen + Zu-/Abschläge 

für Grundstücksausnutzung bzw. verlorener Bauaufwand  

Anwendungsbereiche 

- Ein- und Zweifamilienhäuser 

- eingeschränkt bei Eigentumswohnungen und eigengenutzten 

Gewerbe- und Fabrikgebäuden 

Für Rohdachböden eignet sich das Verfahren nur eingeschränkt auf Flächen 

in den oben angeführten Objekten. I.d.R. werden diese als Nebenräume mit 

10-20%110 des Verkehrswertes der Hauptnutzflächen berücksichtigt.  

4.2.3. Ertragswertverfahren (EWV) 

Können mit einer Immobilie tatsächliche oder nachhaltig erzielbare Erträge 

generiert werden, ist das Ertragswertverfahren das geeignete Verfahren. Der 

Verkehrswert wird ermittelt, indem der Jahresertrag durch einen 

Vervielfältiger kapitalisiert wird111. Es kann hierbei zwischen einem 

vereinfachten und einem umfassenden EWV unterschieden werden.  

Verfahrensablauf vereinfachtes EWV (Maklerverfahren): Bei Immobilien mit 

einer hohen RND (mind. 40-50 Jahre) kann für das vereinfachte EWV der 

Jahresrohertrag über einen ARY (All-Risk-Yield/ Bruttoanfangsrendite) 

kapitalisiert werden (ewige Rente). Ein Bodenwert wird nicht gesondert 

ausgewiesen oder verzinst. Insbesondere bei Gebäuden, die eine kurze RND 

oder eine stark schwankende Ertragslage aufweisen, führt diese Berechnung 

zu stark verfälschten Ergebnissen.  

                                            
109 Minderung: linear =RND/GND, Ross=0,5*(Alter²/GND²+Alter/GND), 

parabolisch=Alter²/GND² 
110 je nach vorhandener Dachkonstruktion und möglichem Ausbau von innen (vorausgesetzt 

Unterdach vorhanden) 
111 Ertragsschwankungen des Jahresertrags über die RND werden ggf. über Over-

/Underrent berücksichtigt, Vervielfältiger über abgeleiteten Liegenschaftszinssatzes, 

abhängig von jeweiliger Immobilie, Risiko + RND 
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Als vereinfachte Formel ausgedrückt:  

EW = Rohertrag x 100 / ARY 

Das umfassende EWV erfolgt mittels Reinertrag, dabei erfolgt eine Spaltung 

auf Bodenwert (Wert über VWV, i.d.R. ca. 20-25% der gesamten 

Liegenschaft) und Erträge aus baulichen Anlagen. Das Verfahren 

berücksichtigt Bodenwert, Leerstand und Bewirtschaftungskosten, die 

Kapitalisierung erfolgt mittels Liegenschaftszinssatz auf die RND.  

Als vereinfachte Formel ausgedrückt:  

EW = (Reinertrag – Bodenwertverzinsung) x Vervielfältiger + Bodenwert 

Anwendungsbereiche 

- Miethäuser 

- Büro-, Verwaltungsobjekte 

- Gemischte Objekte 

- Hotels, Gastronomie, Entertainmentobjekte (altern. profits-method) 

Sonderformen des Ertragswertverfahrens sind  

- DCF-Verfahren, hierbei werden die zukünftig (i.d.R. 10 Jahre) zu 

erwartenden Erträge und Aufwände diskontiert 

(Diskontierungszinssatz), und der ebenfalls diskontierte Barwert der 

Liegenschaft am Ende des Betrachtungszeitraumes hinzugerechnet. 

Das Verfahren eignet sich vor allem in Objekten, in denen eine starke 

Schwankung der Erträge und Aufwände zu erwarten ist 

- Residualwertverfahren: Das Residualwertverfahren (auch 

Bauträgermethode) als Variante des EWV dient im Rahmen der 

Projektentwicklung eines unbebauten oder neu zu entwickelnden 

Grundstückes zur Ermittlung des tragbaren Bodenwertes. Bestehende 

aber grundlegend neu zu bebauende oder zu entwickelnde Flächen 

können ebenfalls mit diesem Verfahren bewertet werden112.  

Zur Feststellung, ob eine Investition in einen Ausbau gerechtfertigt ist, 

können fiktive Erträge für die neu gewonnenen Ausbaufläche kapitalisiert und 

den  erforderlichen Herstellungskosten für einen Ausbau gegenübergestellt 

werden (front-door-approach). Das in die Gegenrichtung verlaufende voran 

beschriebene Residualwertverfahren zieht von einem fiktiven Ertragswert 

einer Liegenschaft die Herstellungskosten ab, um auf den tragfähigen 

Bodenwert - das Residuum - zu kommen (back-door-approach). 

                                            
112 vgl. Peterson – Verkehrswertermittlung von Immobilien S292ff 
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Ablauf des umfassenden EWV:  

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Abbildung 9: Ablauf Ertragswertverfahren (Quelle: eigene Darstellung, nach ÖNorm  

B 1802) 

Jahresrohertrag 
nachhaltige Erträge, i.d.R. Hauptmietzinse  

- Bewirtschaftungskosten 
Mietausfall, Instandhaltung, nicht umlegbare Betriebs- und Verwaltungskosten  

= Jahresreinertrag 
Grund und bauliche Anlage 

- Bodenwertverzinsung 
aus Bodenwert (über VWV) und Kapitalisierungszinsfuss 

= Reinertrag der baulichen Anlage 
Ertrag der durch Gebäude erwirtschaftet wird 

x Vervielfältiger 
Rentenbarwert über RND und Kapitalisierungszinsfuss 

Ertragswert des Objektes 

= Ertragswert der baulichen Anlage 
ggf. zuzüglich sonstige wertbeeinflussende Umstände 

+ Bodenwert 
VWV aus Bodenwert unbebautes Grundstück 
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4.2.4. Residualwertverfahren (RWV) 

Im ersten Schritt wird der Verkehrswert des neu errichteten Bauwerkes 

mittels EWV oder VWV ermittelt, wobei die in Frage kommenden 

Projektvarianten überschlägig zu bewerten sind (bspw. Vollausbau, 

Dachgeschossausbau, Abbruch und Neubau). 

Ausgehend von dem bewerteten fiktiven Verkehrswert (EWV oder VWV) 

eines fertig gestellten Objektes werden sämtliche Bau-, Planungs-, 

Entwicklungs- und Zwischenfinanzierungskosten von diesem Wert 

abgezogen (back-door-approach, deduktives Verfahren).  

Die Bau-, Planungs-, und Entwicklungskosten können über Vergleichswerte 

aus Kostendatenbanken oder über eigene, funktional und regional 

angepasste Kostensammlungen von Planern/Ausschreibern ermittelt 

werden113. Die Zwischenfinanzierungskosten für die sukzessive während der 

Bauzeit anfallenden Baukosten werden überschlägig berechnet, indem die 

vollen Kosten mit dem halben Zinssatz über die gesamte Bauzeit bzw. die 

halben Kosten mit dem vollen Zinssatz über die halbe Bauzeit verzinst 

werden.  

Das abgeleitete „Residuum“ (Brutto-Residualwert) wird dann für den 

Zeitraum der Projektentwicklung mit einem marktüblichen Zinssatz diskontiert 

und stellt den größten akzeptablen Bodenwert dar, der von einem Investor 

gezahlt werden kann (Netto-Residualwert, Grenzwert).  

  

                                            
113 Grundlage für die Termin- und Baukostengliederung z. B. B1801-1 (Bauprojekt- und 

Objektmanagement, Objekterrichtung)  
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Ablauf des umfassenden RWV:  

 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Abbildung 10: Ablauf Residualwertverfahren  (Quelle: eigene Darstellung) 

  

Verkehrswert nach Fertigstellung 
EWV bei Vermietung, VWV bei Verkauf 

- Herstellungkosten 
zzgl. Honorare u.dgl. 

- ggf. Sanierungskosten 
Prüfung bei Reparaturrückstau oder Sanierungsbedarf 

- Kosten für Erschließung 
Anschlusskosten, Steigleitungen u.dgl. 

- Baunebenkosten 
Gebühren, Abgaben, u.dgl. 

 = Residuum 

- Bauzeitzins 

- kalkulatorischer Gewinn der Projektentwicklung 

= Tragbarer Bodenwert/Bauzins 

- Bodenfinanzierungskosten 
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Als vereinfachte Formel ausgedrückt:  

Residualwert = Verkehrswert/Ertragswert - Errichtungskosten - 

Bodenfinanzierungskosten 

Die Ermittlung der Eingangsparameter fiktiver Verkehrswert und vor allem die 

Bestimmung der fiktiven Herstellungskosten stellen erhebliche 

Unsicherheitsfaktoren dar, die das Ergebnis jeweils stark beeinflussen 

können. Aus diesem Grund weist das Verfahren eine hohe Sensitivität auf, 

die Daten müssen marktmäßig abgesichert werden, um einen geeigneten 

Bodenwert der Liegenschaft zu erhalten. 

Sinkt der Residualwert unter Null bzw. einen niederschwelligen Grenzwert, 

der für eine Alternativnutzung (Lager, Trockenraum) erzielbar wäre, ist ein 

Ausbau zu den aktuellen Marktbedingungen wirtschaftlich nicht zielführend. 

Der Verkehrswert ist in diesem Fall mittels vereinfachter Ertrags- oder 

Sachwertermittlung zielführender.  
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4.4. Ablauf der Bewertung 

Der Ablauf einer idealtypischen Immobilienbewertung erfolgt wie folgt114:  
 

1. Festlegung der Bewertungsbedingungen (Ziele und Rahmen):  

- Definition des Wertbegriffes und Gegenstandes 

- Identifikation der Adressaten  

- Definition Anwendungsgebiet, Stichtag, Bewertungsumfang 

2. Festlegung der Bewertungsmethodik und -verfahren 

- Normierte / nicht normierte Verfahren 

- Implikation der Nutzungsart und Lebenszyklusstand 

- Ordnerstruktur, Planung der Arbeiten 

3. Festlegung der Bewertungsprämissen und Datenquellen 

- Herleitung zentraler Stellgrössen 

- Übergeordnete Quellen  

- Branchen- und teilmarktbezogene Quellen 

- Projektbezogene Quellen 

4. Durchführung Datenerhebung und –analyse der Bewertung  

- Objektbesichtigung und –analyse 

- Desk-Research 

- Teilmarktresearch 

- Datenaufbereitung und –wertung 

5. Erstellung Gutachterliche Expertise und Wertfestsetzung 

- Bewertungsergebnisse generieren 

- Wertplausibilisierung und Qualitätssicherung 

- Ergebnispräsentation und Abstimmung 

- Implikation und Handlungsempfehlungen 

 

Abbildung 11: Ablauf Immobilienbewertung (Quelle: eigene Darstellung, nach Bienert, 

Immobilienbewertung Österreich S138) 

 
                                            
114vgl. Bienert, Immobilienbewertung Österreich, S 138 
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Auf die Bewertung eines Entwicklungsobjektes (Grundstück/Bauplatz hier 

Rohdachboden) umgelegt kann der Ablauf ab Pkt. 4 auf folgende Punkte 

reduziert werden:  
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Abbildung 12: vereinfachter Ablauf Immobilenbewertung für Entwicklungsobjekt 

(Quelle: eigene Darstellung) 

Unterlagenbedarf:  

Der Unterlagenbedarf richtet sich sowohl nach dem Bewertungsgegenstand, 

als auch nach dem Bewertungszweck. Von Relevanz sind allgemeine 

Informationen zum Standort/Region, spezifische Angaben zum Objekt, 

Angaben zu Herstellungskosten, Vergleichswerte in Bezug auf laufende 

Erlöse oder Verkehrswerte der einzelnen Einheiten.  
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Zusammengefasst sollten folgende Unterlagen eingeholt werden:   

- Bestandspläne, Umbaupläne 

- Bescheide, Bewilligungen 

- Flächenwidmungs-, Bebauungsplan 

- Geografische Informationen: Lage/Orientierung, Gefahrenzone, 

Lärmschutzkarte, u.dgl. 

- Angaben zur Gebäudegeschichte 

- Bestandsverträge: WEG-Verträge, Baurechtsverträge, Mietverträge 

(nur soweit Bewertungsgegenstand betroffen ist) 

- Servitutsverträge (bspw. Sendeanlagen) 

- Grundbuchsauszug, ev. Verträge  

- Herstellungskostentabelle (NHK oder sonstige Baupreistabellen)  

- Mietenspiegel, Protokolle der Eigentümerversammlungen (WEG), 

Rücklagenhöhe 

- Nutzwertgutachten 

- Eigene Befundaufnahme 

Sofern vorhanden:  

- Bauaufträge 

- Ingenieurbefund, Gutachten über Erhaltungszustand des Hauses 

gem. 37§ WEG 

- Denkmalschutzangaben 

Die Beschaffung der erforderlichen Informationen kann durch Markterhebung 

bzw. öffentlich zugängliche Quellen erfolgen. Wesentliche Quellen hierbei 

sind: 

- jeweilige Baubehörde (Vermessungsamt, Grundbuchsamt) 

- Fachplaner 

- eigene Befundaufnahme 

- amtliche Statistik 

- Spezifische Datenbanken bzw. –quellen (zu Vergleichspreisen, 

Kostendaten, Preisspiegel der WKÖ, u.dgl.),Internetquellen, 

Fachpresse (Marktberichte, RIS-Rechtsinformationssystem, GIS – 

geografisches Informationssystem) 

- Eigentümer  
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Die Verwendung der Unterlagen sollte immer unter Verweis auf die jeweilige 

Quelle erfolgen. Insbesondere Quellen, die in direkter Verbindung zum 

Auftraggeber stehen, sind einer erhöhten Plausibilitätskontrolle zu 

unterziehen. 

Für die Bewertung in gerichtlichen Verfahren ist die Anwendung des LBG 

verpflichtend. Es wird im § 1 LBG die Anwendung von 

Wertermittlungsverfahren gefordert, die sowohl dem Stand der Wissenschaft, 

als auch den bestehenden Gepflogenheiten im redlichen Geschäftsverkehr 

entsprechen. Im privaten Bereich ist die Wahl des Bewertungsverfahrens 

dem Sachverständigen freigestellt115. Die Verfahren folgen zumeist einem 

ähnlichen Schema, wobei im angelsächsischen Raum i.d.R. die Bewertung in 

einem vereinfachten Verfahren erfolgt116.  

Die Wahl des Bewertungsverfahrens obliegt, dem Sachverständen soweit 

dies nicht durch den Auftraggeber angeordnet oder der gerichtliche Auftrag 

dies mittels LBG festlegt, dem Sachverständigen. Soweit es zur vollständigen 

Berücksichtigung aller Bewertungsumstände erforderlich ist, können auch 

mehrere Verfahren zur Anwendung kommen. Im Gerichtsverfahren hat der 

Sachverständige hierbei zuerst zu prüfen, ob die im LBG anerkannten 

Verfahren (Sach-,Vergleichs-,Ertragswertverfahren) verwendet werden 

können, andernfalls kann er sich anderer anerkannter Verfahren bedienen. 

Die Anwendungsgebiete der jeweiligen Verfahren werden in den 

Verfahrensbeschreibungen angeführt.  

Wesentliche bewertungsrelevante Faktoren:  

Für die Bewertung sind folgende Faktoren zu erheben und zu quantifizieren:  

- Bauliche Ausnützbarkeit, Widmung: Feststellung des möglichen 

Bauvolumens, der erzielbaren Flächen und der zulässigen Nutzung. 

Abschätzung Flächenanteil am Gesamtbestand zur Kostenumlegung 

- Reparaturrückstau: Prüfung des Hausbestandes auf bestehende 

Baumängel, Ermittlung aller mit der Sanierung des Hausbestandes 

verbundenen erforderlichen Kapitalmittel 

- Bewertung von Denkmalschutz: I. d. R. ist die Einbeziehung des 

Denkmalamtes erforderlich  

- Bewertung von Einschränkungen durch bestehender Baurechte/ 

Superädifikatsrechte (Sendeanlagen u.dgl.) und Servitute 

                                            
115 etwa internationale Normen und Verordnungen: deutsche ImmoVertV bzw. BelVertV 

(Beleihungsfall), europäische Bewertungsstandards TEGoVA  
116Bewertung mittels Income-Method (ARY „All-Risk-Yield“) 
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Für eine Bauträgerberechnung/Residualwertverfahren zusätzlich noch:  

- Ertragswerte/Vergleichswerte der entwickelten baulichen Anlage: über 

Vergleichswerte  

- Baukosten: Ermittlung aller mit der Errichtung verbundenen 

erforderlichen Kapitalmittel für Baukosten, Nebenkosten, 

Finanzierung, Reserven etc. 

- Bewirtschaftungskosten: Nicht umlegbare Bewirtschaftungskosten (bei 

Ertragswertverfahren für Mietobjekten, nur bei Objekten mit hohem 

Leerstehungsrisiko) 

4.5. Sensitivitätsanalyse117 

Bei Entwicklungsprojekten sind die Eingangsdaten der Wertermittlung wie 

Herstellungskosten, Finanzierungskosten oder Verwertungserlöse nicht 

hinreichend genau zu erfassen. Zur Darstellung der Risiken (Abweichen der 

Eingangsdaten) wird oftmals eine Sensivitätsanalyse vorgenommen 

(einfaches Praktikerverfahren), um eine Schwankungsbreite der 

Ausgabedaten zu erhalten. Hierfür werden einzelne Eingangsdaten jeweils in 

Intervallen von etwa 10% variiert, wobei die übrigen Daten gleich bleiben118, 

die Methode dient dabei zur Bewertung von Gefahrenpotentialen. Durch 

diese systematische Variation sollen folgende beide Fragestellungen 

beantwortet werden:  

1. Welcher der untersuchten Faktoren beeinflusst das prognostizierte 

 Ergebnis außerordentlich stark? 

2. Welche Bandbreiten an Schwankungen sind möglich, ohne dass sich 

diese zu negativ auf die zuvor getroffenen Vorteilhaftigkeitsentscheidung 

(etwa  Reserven + EKR) auswirken und diese neu bewertet werden muss?  

Beispiele für derartige Eingangsdaten bei einem Entwicklungsprojekt im 

Bestand wären  

- Erzielbare Ausbauflächen 

- Baukosten Ausbaukosten 

- Baukosten Sanierung Bestandshaus (best case/worst case) 

- Kapitalisierungszinssatz 

- Erträge (Mieterträge/Verkaufserlös)  

Eine Analyse wird im Kapitel 5.2 für die Bewertungsbeispiele durchgeführt.  

                                            
117 Kritische Werte-Berechnung vgl. Gondrich, Risiko Immobile S91ff 
118 ceteris-paribis-Annahme � „unter sonst gleichen Bedingungen“ 
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5. ZUSAMMENFASSUNG DER EINGANGSPARAMETER 

Die erhobenen Grundlagen werden anhand einer beispielhaften Bewertung 

eines anonymisierten Objektes in Wien (Gründerzeithaus) 

zusammengefasst. Im Folgenden wird eine Bewertung im Detail durchgeführt 

und einer Sensitivitätsanalyse unterzogen. Zusätzlich werden 

Modellbeispiele bewertet (s. Kap. 5.2.2 Sensitivitätsanalyse verschiedener 

Projektarten).  

Geprüft werden soll - wie in Kap 1.2 Hypothese, Ziele und Aufbau der Arbeit 

angeführt- welcher Untersuchungsumfang für die Bewertung erforderlich 

bzw. welche Daten kritisch für das Ergebnis der Bewertung sind. Die 

ermittelten Werte werden einer Prüfung hinsichtlich Sensitivität gegenüber 

der Eingangsparameter unterzogen um zu beurteilen, welche hiervon zu 

wesentlichen Abweichungen des Verkaufswertes führen. 

Bewertungsbedingungen 

Für das folgende sowie die im Anhang angeführten Beispiele werden 

Verkehrswertermittlungen für den Verkaufs- oder Bilanzierungsfall 

angenommen.  

Für alle Objekte wird Bestandsfreiheit (keine Servitute o.dgl.), keine 

Einschränkung aus WE-Verträgen und keine offenen Bauaufträge 

angenommen. Denkmalschutz, Förderrecht und Steuerrecht bleiben 

unberücksichtigt. 

Bewertungsmethodik und –verfahren  

Als Verfahren kommen Vergleichswertverfahren (Vergleich anderer 

Verkaufsergebnisse) und Residualwertverfahren (Gegenüberstellung der 

Erträge bei Verkauf oder Vermietung nach Ausbau und der Ausbaukosten) 

zum Einsatz. 

Zentrale Stellgrössen, Unterlagenbedarf, Datenquellen  

Es erfolgt eine Erhebung der wesentlichen bewertungsrelevanten Faktoren lt. 

Kap. 4.4.  

Als Unterlagen werden geprüft: Bestandspläne, Grundbuchauszüge, 

Flächenwidmungs- und Bebauungspläne sowie die technischen Berichte 

(Ingenieurbefund) der Objekte. Diese spiegeln die üblichen für eine 

Bewertung zugänglichen Unterlagen wieder. Als Vergleichswerte werden 

Faktoren lt. Kap. 3.3 und der im Anhang befindlichen Baukostentabellen 

herangezogen.   
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5.1. Durchführung des Bewertungsbeispiels 

Als Bewertungsbeispiel wird im Folgenden ein Objekt im 9.Bezirk behandelt.  

5.1.1. Objektbeschreibung 

Makrostandort/Lage  

Die Liegenschaft befindet sich in einer Wohngegend und liegt relativ zentral 

innerhalb des Gürtels. Die verkehrstechnische Erschließung mit ÖV ist sehr 

gut, U-Bahn (U6, U4, jeweils ca. 10min), mehrere Straßenbahn- und 

Buslinien (jeweils ca. 2-3min) sind fußläufig erreichbar. 

Infrastruktureinrichtungen, Schulen, Einkaufsmöglichkeiten, Grünanlagen 

und Freizeitangebote sind in unmittelbarer Umgebung ausreichend 

vorhanden. 
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Eigentumsverhältnisse 

Alleineigentum, teilvermietet, Wohnungseigentum in Vorbereitung, unbelastet 

Gebäude 

Bei dem Objekt handelt es sich um ein gepflegtes Gründerzeit-Haus mit 

gegliederter Fassade. Der Grundriss entspricht einem typischen H-Trakter 

mit zentralem Stiegenhaus, das Gebäude ist in Ost-West Richtung orientiert.  

 

 

Abbildung 13 Foto Straßenseite (Quelle: eigenes Foto) 

Das Gebäude ist fünfgeschossig (Keller, Erdgeschoss, Mezzanin, 3 

Obergeschosse, nicht ausgebauter Dachboden) und in geschlossener 

Bauweise massiv errichtet. Die Bebauung überschreitet den Bebauungsplan 

wesentlich. Die Bauteile entsprechen im Wesentlichen einem typischen 

Gründerzeithaus (Ziegelfundierung, Ziegelmauerwerk, Gewölbe-/ Tram-/ 

Dippelbaumdecken, 2-fach stehender Wiener Dachstuhl, Ziegeleindeckung, 

Holztüren). Die Fassade wurde bereits saniert. Der Hauszustand ist 

allgemein gut, ein Reparaturrückstau ist nicht ersichtlich.  
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Abbildung14 +15: Bestandsschnitt, Grundriss Rohdachboden (Quelle: Bauakte MA 37) 
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5.1.2. Zulässiges Bauvolumen 

Ermittlung der zulässigen Geschossanzahl, zul. BGF bei Vollausbau 

(Aufstockung). Aufgrund der nicht gegebenen Bestandsfreiheit und der 

deutlich niedrigeren zulässigen Gebäudehöhe entfällt eine Prüfung des 

Neubauvolumens 

Widmungs- und Bebauungsbestimmungen  

Es gilt Bauklasse W IVg, 18m. Widmung Wohngebiet, geschlossene 

Bauweise, zul. Gebäudehöhe 18m über Gelände, zulässige Dachhöhe 4,5m 

über Gebäudehöhe. Keine zusätzlichen Festlegungen oder Einschränkungen 

wie Schutzzone, Wohnzone, Bausperre, Denkmalschutz o.dgl. Keine 

Einschränkung der Trakttiefe oder bebaubaren Fläche.  

 

Abbildung 16: Auszug Flächenwidmungs- und Bebauungsplan   

(Quelle: http://www.wien.gv.at/flaechenwidmung/public/, Abfrage 7.11.2012) 

Gebäudehöhe  

Bestand: Trakt Liechtensteinstr. +23,85 ü. Gelände, Trakt Salzergasse 

+21,95 über Gelände. Bei beiden Trakten ist keine Anhebung der 

Traufenkante zulässig, Ansteilen der Dachhaut auf 45°, max. 2 zusätzliche 

Geschosse (DG 1, DG 2) möglich. 

Fußbodenniveau 

Bestand Trakt Liechtensteinstr +22,15, Trakt Salzergasse +20,42 

Ausbau: DG 1 +22,25 bzw. +20,52 (ca. +0,10 über Bestand), DG 2 +25,15 

bzw. +23,42 (ca. +3,0 über Bestand, GH=2,90m), Höhe DG 2 ü. FOK 

Bestand: Trakt Liechtensteinstr. 1,30m, Trakt Salzergasse 1,47m 
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Zulässige Flächen119  

Untere Geschosse + DG 1: BGF243,0 m² 

DG 2: BGF 186,1 m² 

2-geschossiger Ausbau entsprechend Richtlinien lt. Merkblatt der MA 37 für 

Dachgeschossausbau 

WNFl + Terrassen: 0,775 x BGF  = 332,5m² 

Als Freiflächen (Terrassen, Balkone, u.dgl.) werden 10% der 

Gesamtnutzfläche angenommen. 

   

Abbildung 17: Objektdaten (Quelle: eigene Darstellung)   

                                            
119 DG 1 abzüglich Stiegenhaus, DG 2, inkl. Stiegenhaus, hineinrücken der umbaubaren 

Linie, Dachneigung 45°: BGF DG1 – Gebäudebreiten x Niveauunterschied DG 2 zur 

Traufenkante 243-13,5x2x(1,30+1,47) 
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Erforderlicher Brandschutzmaßnahmen120 

Fluchtniveau Trakt Liechtensteinstraße über 22,0 m ü. Gelände, 2 

Geschosse  

Druckbelüftungsanlage, Trockensteigleitung, Rauchmelder, 

Brandschutzordnung/ Brandschutzpläne, Trakt Liechtensteinstraße 

Konstruktion der unteren Ebene   

REI 90 – A (keine Holzbauteile zulässig), 2. Fluchtweg aus DG 2 in DG 1.  

Nutzungsbeschränkungen  

Servitute, Superädifikate, etc.: nein 

KO-Kriterien/Dealbreaker  

Rechtliche Kriterien: keine  

Technische Kriterien: keine 

Wirtschaftliche Kriterien: zu prüfen 

5.1.3. Kostenschätzung 

Erforderliche Sanierungsmaßnahmen Bestandsobjekt 

neue Steigleitungen, Einbau Aufzug, Einbau Stellplätze, 

Fundamentverstärkung (Bodenplatte o.dgl., gem. Ausführungsstatik) 

Fassadensanierung, Erdbebenmaßnahmen: nicht erforderlich 

Erschwernisse 

- Keine 

  

                                            
120 vgl. Brandschutzvorschriften für Wien im Anhang 
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Kostenkennwerte 

  

Entwicklungszeit:  

Kauf bis Bewilligung: 12 Monate  

Bewilligung bis Verkauf: 12 Monate 

Finanzierungskosten  

Finanzierungszeitraum Errichtungskosten: Halbe Entwicklungszeit (12 

Monate) 

Finanzierungszeitraum Grundstückskosten: Volle Entwicklungszeit (24 

Monate, Diskontierung des sich ergebenden Residuums) 

Kapitalrenditen: 5% FK, 15% EK 
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Verkehrswert nach Ausbau 

Die Verkehrswertermittlung der entwickelten Liegenschaft ist für den 

Verkaufsfall (buy, build&sell, VVW) oder den Entwicklungsfall (buy, build& 

hold, EWV) durchzuführen.  

Für die Eingangswerte Verkehrswert/m² WFl bzw. Netto-Mietertrag/m² WFl 

sind Vergleichswerte heranzuziehen (s. Kap. 3.3.4)121.  

  
 
Für die Bewertung wird der höhere Wert herangezogen (highest- and best-
use). 
  

                                            
121 nicht umlegbare Betriebskosten und gesonderter Bodenwert bleiben unberücksichtigt 
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Ermittlung des zulässigen Bodenwertes/Residuum 

  

 

5.2. Sensivitätsanalyse auf die ermittelten Verkehrswerte 

Neben der beschriebenen Liegenschaft werden weitere im Anhang 
angefügten Objekte einer Sensivitätsanalyse unterzogen.  
 
Als bewertungsrelevant werden folgende Eingangswerte angenommen 

(angesetzte Schwankungsbreite in Klammer):  

- Erzielbare Ausbauflächen (+/- 10%) 

- Baukosten Ausbaukosten (+/- 10%) 

- Baukosten Sanierung Bestandshaus (best-case/worst-case) 

- Kapitalisierungszinssatz (+/- 0,5%) 

- Erträge (Mieterträge/Verkaufserlös, +/- 10%)  

Für die einzelnen Objekttypen werden in weiterer Folge die beiden 

Einflussfaktoren mit der höchsten Abweichung analytisch geprüft. 
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5.2.1. Sensitivitätsanalyse Bewertungsbeispiel 

Für die in Kap. 5.1 Durchführung des Bewertungsbeispiels angeführte 

Berechnung ergeben sich bei Durchführung einer Sensitivitätsanalyse 

folgende Werte:  
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Das Ergebnis zeigt, dass für das angeführte Beispiel die höchsten 

Abweichungen zum Verkehrswert in positiver Richtung die Faktoren 

Verkaufswertes bzw. Baukosten, in negativer Richtung Verkaufswert und 

Sanierungskostenliegen. Diese Parameter sind hier für den Verkehrswert 

entscheidend und sollten entsprechend abgesichert werden. Abweichungen 

bei der Flächenermittlung wirken sich nur geringfügig aus, d.h. auch bei 

genauerer Planung bleibt die Streuung der Ergebnisse gering.  

Die Abweichungen sollten weiterden Kostenkennwerten „Reserve“ und 

„Eigenkapitalrendite“ als Grenzwerte zu einem positiver Projektentwicklung 

gegenübergestellt werden und diese keinesfalls überschreiten. In diesen 

Fällen wäre eine genauere Absicherung der Werte bzw. eine Neubewertung 

erforderlich (Erzielung geringerer Schwankungsbreiten).  

5.2.2. Sensitivitätsanalyse verschiedener Projektarten 

Zu folgenden Modellprojekten wurden beispielhaft vergleichbare 

Verkehrswert-berechnungen und Sensitivitätsanalysen durchgeführt:  

Analysierte Objekte 

Rohdachboden 

- mit üblichem Ausbauvolumen: 500m² BGF  

- mit geringem Ausbauvolumen: 200m² BGF 

jeweils in sehr guter, guter und mäßiger Lage. 

Wertparameter 

Folgende Werte wurden für die Analyse angenommen:  

Für alle Objekte: Sanierungskosten-Grundwert ist Mittelwert (50% Eintritts-

wahrscheinlichkeit); RND 50 a; Mietausfallwagnis 2% / 

Instandhaltungskosten 1%.  

Sehr gute Lage: Kapitalisierungszins 2%, Verkaufspreis 10.000€/m² WNFl, 

50.000€ Stellplatz, Mietpreis 20€/m² WNFl + Monat, 250€/Stellplatz + Monat, 

Finanzierungskosten 4% FK, 8% EKR, Ausbau guter Standard 

Gute Lage: Kapitalisierungszins 3%, Verkaufspreis 4.500€/m² WNFl, 20.000€ 

Stellplatz, Mietpreis 12€/m² WNFl + Monat, 120€/Stellplatz + Monat, 

Finanzierungskosten 5% FK, 10% EKR, Ausbau normaler Standard 

Mäßige Lage: Kapitalisierungszins 4%, Verkaufspreis 3.500€/m² WNFl, 

15.000€ Stellplatz, Mietpreis 11€/m² WNFl + Monat, 100€/Stellplatz + Monat, 

Finanzierungskosten 6% FK, 12% EKR, Ausbau einfacher Standard 
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Tabelle 1: Abweichungen bei üblichem Ausbauvolumen, sehr gute Lage 

 

Tabelle 2: Abweichungen bei üblichem Ausbauvolumen, gute Lage 

 

Tabelle 3: Abweichungen bei üblichem Ausbauvolumen, mäßige Lage 
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Tabelle 4: Abweichungen bei geringem Ausbauvolumen, sehr gute Lage 

 

Tabelle 5: Abweichungen bei geringem Ausbauvolumen, gute Lage 

 

Tabelle 6: Abweichungen bei geringem Ausbauvolumen, mäßige Lage 
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5.3. Ergebnisse der Sensitivitätsprüfung 

Ergebnis für Objekte nach Lage 

Der Wertschwankungsbereich erhöht sich von guter zu mäßiger Lage stark. 

Dies spiegelt auch die übliche Risikoeinordnung und Renditenerwartungen 

wieder, für Objekte in sehr guter Lage kann der Verkehrswert mit geringen 

Mitteln relativ zuverlässig ermittelt werden. Für Objekte in mäßiger Lage trifft 

das Gegenteil zu, insbesondere Schwankungen im Baukostenbereich oder 

erforderliche Sanierungsmaßnahmen beeinflussen den Verkehrswert stark, 

der durchaus auch negativ werden.  

Ergebnis für Objekte nach Größe 

Die Relevanz der Abweichfakoren verschiebt sich bei allen Objekten bei 

Verringerung der Projektgröße von den Ertragswerten hin zu den 

Kostenwerten, d.h. dass bei kleinen Objekten insbesondere die Bau- und 

Sanierungskosten genauer zu prüfen sind, wohingegen bei großen Objekten 

das Hauptaugenmerk bei der Ertragslage liegen muss. Weiters kann 

angemerkt werden, dass Baukosten bei geringem Ausbauvolumen 

tendenziell im oberen Bereich der Baukostenbandbreite (bspw. Sensitivität 

+10% Baukosten) liegen.  

Ergebnis nach Abweichfaktor  

Ausbauflächen: 

Für alle Objekte gilt, dass eine Änderung der Flächenausbeute in der 

geprüften Bandbreite von untergeordneter Bedeutung ist. Eine Erhöhung der 

Genauigkeit (etwa Einreichplanung statt Bebauungsstudie) führt zu keiner 

relevanten Verbesserung der Ergebnisgenauigkeit.  

Ertragswerte: 

Die Ertragswerte sind bei üblichen Objektgrößen der Faktor mit dem größten 

Schwankungsbereich. Da allerdings i. d. R. eine verhältnismäßig große 

Anzahl an gesicherten Verkaufswerten für Dachgeschossausbauten 

ermittelbar ist, kann der Wert entsprechend abgesichert werden.  

Kostenwerte:  

Die Abhängigkeit des Verkehrswertes hinsichtlich Bau- und 

Sanierungskosten ist bei Objekten in guter bis mäßiger Lage ähnlich zu den 

Ertragswerten. Bei Verringerung der Projektgröße nimmt deren Relevanz - 

insbesondere im Bereich der Sanierungskosten – zu. Die Baukosten können 

mittels Kostenkennwerte ähnlich den Ertragswerten entsprechend gut 

abgesichert werden, die Sanierungskosten nur mittels genauerer 

bautechnischer Bestandsprüfung.  
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6. SCHLUSSFOLGERUNG 

Folgende Ergebnisse können zusammengefasst werden:  

Relevanz der Bewertungsverfahren 

Aus Sicht des Verfassers ist zur Verkehrswertermittlung von Entwicklungsobjekten 

das Residualwertverfahren das Verfahren mit der größten Zuverlässigkeit. Es 

existiert sowohl auf der Ertrags- als auch auf der Kostenseite eine ausreichende 

Anzahl an Vergleichswerten für fertiggestellte Objekte. Daneben können die 

Gebäude mittels einer technischen Prüfung mit vergleichsweise geringen Mitteln 

auf versteckte Sanierungskosten geprüft werden.  

Das Sachwertverfahren kann nur beschränkt auf Gebäude, die von ihrer 

Grundbeschaffenheit für diese Verfahren geeignet sind, angewendet werden.  

Das Vergleichswertverfahren kann nur unter Berücksichtigung der 

wertbeeinflussenden Umstände angewendet werden. Dies betrifft speziell Objekte 

mit hoher Wertsensitivität hinsichtlich Sanierungskosten wie Objekte in mäßigen 

Lagen oder geringen Ausbauflächen (s. Kap. 5.3 Ergebnisse der 

Sensitivitätsprüfung). Da aber i. d. R. die Umstände der verglichenen Objekte nicht 

oder nur eingeschränkt bekannt sind, können diese oft nicht hinreichend 

quantifiziert werden.  

Erforderlicher Untersuchungsumfang 

Der Bewertungsumfang ist je nach Aufgabenstellung festzulegen. Folgende 

Prüfungen sind grundsätzlich für alle Objektbewertungen vorzunehmen:   

- Bebauungsstudie/zulässiges Bauvolumen  

Eine genaue Flächenermittlung ist von untergeordneter Bedeutung, ein 

Wertvorteil von bewilligten Objekten gegenüber Objekten mit einfacher 

Bebauungsstudie somit nicht gegeben 

- technische Bestandsprüfung   

Feststellung der erforderlichen Sanierungsmaßnahmen, etwa mittels 

Ingenieurbefund 

- rechtliche Bestandsprüfung  

Grundbuch, Prüfung der Bestandsverträge, rechtliche Auflagen, u.dgl. 

- Ertrags- und Kostenwerte  

Als relevante Stellgrößen zur Wertermittlung sind diese abhängig von 

Objektart und Objektgröße zu analysieren 
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Reihung der wichtigsten Stellgrößen in der Bewertung, nach Objektart und 

Größe 

Zur Abschätzung, welche Stellgrößen erhöhten Augenmerk erhalten sollten kann 

anlehnend an die Sensitivitätsanalyse folgende Reihung vorgenommen werden 

(werte, die zu den größten Ergebnisabweichungen führen:  

 

Übliche Objektgröße:   

Sehr gute Lagen: 1. Ertragswerte, 2. Bau-/Sanierungkosten, 3. Erzielbare Flächen 

Gute Lagen: 1. Ertragswerte + Bau-/Sanierungkosten, 2. Erzielbare Flächen 

Mäßige Lagen122: 1. Bau-/Sanierungkosten, 2. Ertragswerte, Erzielbare Flächen 

 

Kleine Objektgrößen:  

Sehr gute Lagen: 1. Bau-/Sanierungkosten, 2. Ertragswerte, 3. Erzielbare Flächen 

Gute Lagen122: 1. Bau-/Sanierungkosten, 2. Ertragswerte, 3. Erzielbare Flächen 

Mäßige Lagen122: 1. Bau-/Sanierungkosten, 2. Ertragswerte, 3. Erzielbare Flächen 

Conclusio 

Der Betrachtungsfokus sollte je nach Objektart bei größeren Objekten in guten 

Lagen auf die Ertragswerte, bei kleineren Objekten in mäßigen Lagen auf die 

Kosten (Sanierung, Bau) gelegt werden. Mit entsprechendem Datenmaterial 

hinterlegt können die Verkehrswerte marktnahe ermittelt werden. 

 

 

                                            
122 Teilweise negative Bewertungsergebnisse, zusätzliche Finanzierung – etwa Förderungen – für 

Projektrealisierung erforderlich 
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7. ABSTRACT 

Der Wohnbaubestand stellt einen erheblichen volkswirtschaftlichen Wert dar, 

der im Zusammenhang mit der Bevölkerungs- und Wohnbauentwicklung in 

Wien zu einer Aufwertung erfahren hat. Das Bauen im Bestand setzt dabei 

im Allgemeinen eine umfangreiche Befassung mit der Materie voraus, da 

eine große Anzahl an rechtlichen, technischen und wirtschaftlichen Fragen 

zu klären sind. 

Die sich daraus ergebende Fragestellung nach der Werthaltigkeit 

unentwickelter Flächen im Bestand wie etwa Rohdachböden ist 

Aufgabenstellung der vorliegenden Arbeit. Es gilt hierbei die wichtigsten 

Stellgrößen herauszufiltern, die je nach Immobilienlage und Projektgröße von 

unterschiedlicher Relevanz für den Bewertungsablauf und das 

Bewertungsergebnis sind.  

Die folgenden sich daraus ergebenden Fragestellungen werden dabei 

analysiert:  

- Bewertungsablauf: Wie kann eine derartige Bewertung erfolgen? 

- Bewertungsumfang: Welcher Untersuchungsumfang ist hierfür 

erforderlich? 

- Bewertungsrelevante Daten: Welche Daten sind relevant für das 

Ergebnis? 

Folgende Punkte werden in der Arbeit untersucht:  

- Erhebung aller rechtlichen, technischen und wirtschaftlichen 

Grundlagen  

- Bestimmung der erforderlichen Daten zur Bewertung, Ermittlung der 

Entscheidungskriterien bzw. allfälliger KO-Kriterien (Deal-Breaker), 

Ermittlung der wertbeeinflussenden Faktoren  

- Prüfung von möglichen Bewertungsverfahren, Erhebung von aktuellen 

Vergleichswerten, Prüfung der Bewertungsverfahren anhand von 

Beispielen (Dachgeschossausbau, Dachgeschosseinbau, 

anonymisiert)  

- Prüfung der Bewertungsverfahren hinsichtlich Sensitivität gegenüber 

den Eingangsparametern 

 

 

 



 86 

ANHANG A: RECHTSGRUNDLAGEN WIEN 

A1: Baurecht 

Die baurechtlichen Vorschriften in Wien werden in folgenden Gesetzen und 

Richtlinien geregelt:  

- BO für Wien: Wiener Bauordnung 

- WBTV: Wiener Bautechnikverordnung 

- WGarG: Wiener Garagengesetz 

- WAZG: Wiener Aufzugsgesetz 

- OIB-RL: OIB-Richtlinien 1-6 

Alle baurechtlichen Verfahren im Wohn- und Bürobau werden abgesehen 

von Denkmalschutzauflagen123 in einem konzentrierten Verfahren durch die 

MA37/ Baupolizei abgehandelt.  

Widmung bzw. zulässige Nutzung von Dachböden und Dachausbauten 

Die i.d.R. bestehende Widmung der Dachbodenfläche kann nur für 

untergeordnete Lagerzwecke genutzt werden. Zur Nutzung als 

Aufenthaltsräume (Wohn- und Schlafräume, Arbeitsräume, 

Unterrichtsräume) sind entsprechende Widmungsänderungen vorzunehmen 

und die Räume entsprechend den Bestimmungen der BO zu adaptieren.  

Die zulässige Nutzung ist aus den Flächenwidmungsplänen zu entnehmen. 

Sofern die allgemeinen (lt. Plandokument) und besonderen 

(Liegenschaftsbezogen) Bebauungsbestimmungen keine gegensätzlichen 

Aussagen darstellen sind folgende Nutzungen für Dachausbauten zulässig:  

- Wohnen: generell zulässig in Wohngebiet und gemischtem Baugebiet. In 

Wohnzonen können keine Widmungsänderungen auf andere - nicht zu 

Wohnzwecken gedachten - Nutzungen vorgenommen werden124. In 

Gebäuden, in denen das Flächenausmaß der Wohnungen überwiegt, 

können im Dachgeschoss nur Wohnungen, Hauswaschküchen und die 

dazugehörigen Nebenräume sowie Triebwerksräume vorgesehen werden. 

- Ausnahmen sind auf Antrag möglich, sofern 80% der Flächen der 

Hauptgeschosse exkl. EG für Wohnzwecke verwendet werden.125. 

                                            
123 Bewilligung kumulativ d.h. zusätzlich einzuholen, Zuständige Behörde BDA-

Bundesdenkmalamt 
124 ausgenommen zusätzliche Nutzungen in Verbindung mit einer Wohnnutzung, die 

üblicherweise in Wohnungen ausgeübt werden wie Arztordinationen, Tätigkeit 

Freischaffender oder Unterrichtstätigkeiten  
125 vgl. §7a BO 
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- Büro, Beherbergungsbetrieb126: zulässig im gemischten Baugebiet, als 

Geschäftsviertel ausgewiesene Wohngebiete sowie in Wohngebieten, 

sofern sichergestellt ist, dass keine den Wohnzweck beeinträchtigende 

Belästigungen für die Nachbarschaft herbeigeführt werden.  

- Als „Aufenthaltsraum“ gewidmete Räume (Widmung vor BO 1930, sog. 

„weiße Widmung) können als Büro, und als Wohnung genutzt werden.  

Bauliche Ausnützbarkeit, Anforderung an Bebauung127 

Die Grenzen der baulichen Ausnützbarkeit werden durch die im 

Bebauungsplan festgesetzten Bauklassen und Bestimmungen festgelegt.  

- zul. Bauhöhe lt. §75 und §81 BO: Maßgebend ist der Abstand zwischen 

der Schnittlinie Außenwandfläche (an Bau-, Straßenflucht- bzw. 

Verkehrsfluchtlinie) - Oberfläche des Daches (zul. Dachneigung i.d.R. 45 

bzw. 25°, lt. Bebauungsplan) und der Geländeoberkante. Nicht 

raumbildende Dachaufbauten und raumbildende Dachaufbauten wie 

Gauben sowie Aufzugsschächte oder Treppenhäuser im unbedingt 

notwendigen Ausmaß bleiben außer Betracht. Bei veränderlichen Höhen 

(Traufenkante oder Geländeoberkante schräg) ist die mittlere 

Gebäudehöhe einzuhalten, lokal kann die Höhe um 1,5m überschritten 

werden, sofern ein Flächenausgleich an derselben Front erfolgt. Bei 

Eckgebäuden mit unterschiedlichen Bauklassen gilt gem. §75 (5) BO die 

höhere Bauklasse bis auf einen Abstand von 15m ab der Ecke 

(Schnittlinie Baufluchtlinien).  

 

Abbildung 18: zulässige Gebäudehöhe lt. Bebauungsplan (Quelle: 

Dachgeschossausbau in Wien) 

                                            
126 ferner Versammlungsstätten, Lagerräumen und Werkstätten 
127 vgl. §1 WBTV, als technischen Richtlinien im Zusammenhang mit der BO gelten die OIB-

RL 
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- Die absolute Höhe (oberster Abschluss des Daches, First) ist mit 7,5m 

über der zulässigen Gebäudehöhe beschränkt, sofern der Bebauungsplan 

nicht anderes bestimmt (innerstädtisch oft auf 4,5m beschränkt). Daneben 

wird die Firsthöhe für unmaßgebliche Ausbauten (Dachausbau) durch die 

MA37S auf 6m über fertige FOK beschränkt 

- zul. Bauweise lt. §76 BO: offene (o), gekuppelte (gk), offene oder 

gekuppelte (ogk),  geschlossene (g) Bauweise, Gruppenbauweise (gr). In 

der geschlossenen und gekuppelten Bauweise sind die Giebelflächen bis 

an die Grundgrenze heranzuziehen.  

- Erforderliche Belichtung der neu geschaffenen Aufenthaltsräume gem. 

OIB-RL 3: Die Lichteintrittsfläche muss 10% der Bodenfläche eines 

Raumes betragen, dieser Betrag erhöht sich bei Raumtiefen von mehr als 

5m um 1% je zusätzlicher m Raumtiefe. Als freier Lichteinfall gilt, sofern 

keine Bebauung innerhalb 45°, bezogen auf die Unterkante der Öffnung, 

besteht. Eine horizontale Verschwenkung um 30° ist zulässig. Es gilt 

hierfür aber nur die nach dem geltenden Bebauungsplan zulässige 

Bebauung. Für die Flächen im neu geschaffenen Dachausbau ist die 

Einhaltung diese Bestimmung aufgrund der hohen Lage i.d.R. ohne 

weiteres möglich. Die Problematik entsteht allerdings hinsichtlich der 

Belichtung von bestehenden Aufenthaltsräumen auf der eigenen 

Liegenschaft, insbesondere bei H-Traktern, die relativ knapp aneinander 

gebaut wurden. Da die Belichtungsverhältnisse der zum Innenhof 

gerichteten Aufenthaltsräume oft bereits im Bestand nicht den 

Bestimmungen der BO bzw. der OIB-RL entsprechen, kommt es bei einer 

Erhöhung der Traufenkante im Zuge eines Ausbaus zu einer 

Verschlechterung der Belichtungsverhältnisse. In diesem Fall sind die 

betroffenen Räume umzuwidmen (etwa von Aufenthaltsraum/Zimmer auf 

Abstellraum128), was in Wohnzonen allerdings nicht zulässig ist129. 

Andernfalls ist die Traufenkante hofseitig beizubehalten (Staffelgeschoss 

oder Aufklappung der Dachfläche).  

- Freie Sichtverbindung von Aufenthaltsräumen nach Außen gem. OIB-RL 

3: Alle zur Belichtung notwendigen Fenster müssen eine freie Sicht von 

mindestens 2 m aufweisen. Zumindest eines der Fenster muss in der 

Höhe von 1,2m eine freie waagrechte Sicht nach außen von mindestens 

6m, normal zur Fassade, ermöglichen. Die Vorschrift zur freien 

waagrechten Sicht gestaltet sich oft schwierig, da bei repräsentativen 

Altbauten oft straßenseitig Kniestöcke mit einer Höhe von über 1,5m 

angetroffen werden. Mögliche Maßnahmen hierfür wäre die Anhebung des 

                                            
128 Mieter haben keine Parteienstellung im Bewilligungsverfahren, können aber eine 

Mietzinsminderung geltend machen 
129 vgl. §7a (3) BO 
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fertigen Fußbodenniveaus (geht i.d.R. mit Verlust von Flächen im 2.DG 

einher) oder die Herstellung neuer Fensteröffnungen im Kniestock 

(problematisch hinsichtlich Bewilligung in Schutzzonen seitens der MA19 

bzw. bei denkmalgeschützen Objekten seitens des 

Bundesdenkmalamtes).  

- Raumhöhen gem. OIB-RL 3: Die Mindestraumhöhe für Aufenthaltsräume 

ist mit 2,5m festgelegt. Diese muss bei Dachgeschossen nur über die 

Hälfte der Fußbodenfläche eingehalten werden, Flächen unter 1,5m 

bleiben dabei unberücksichtigt. Bei Nebenräumen ist eine Raumhöhe von 

2,1m ausreichend, die aber keinesfalls unterschritten werden darf. 

Aufgrund der oft auftretenden Einschränkungen aus dem Bebauungsplan 

(oberster Abschluss/First max. 4,5m über zulässiger Gebäudehöhe) sind 

adäquate Raumhöhen in beiden Geschossen nicht erzielbar, d.h. die 

Nutzung des 2.DG wird eingeschränkt (Nebenflächen wie Terrassen oder 

Terrassenausgang o.dgl.) bzw. generell nicht möglich.  

- Wohnungsgrößen, Sanitärräume gem. §119: Die Nutzfläche muss 

mindestens 30m²130 betragen und ein Bad/WC im Wohnungsverband 

aufweisen. Bei mehr als 2 Aufenthaltsräumen ist mindestens eine Toilette 

in einem separaten Raum unterzubringen.  

- Anforderung an die Haupttreppe ins oberste Geschoss gem. §87 (10) + 

(11) BO i.V.m. OIB-RL 4: Die Durchgangsbreite ist mit mind. 1,2m, die 

Durchgangslichte mit mind. 2,1m vorzusehen, bei über 20 Stufenhöhen ist 

ein Zwischenpodest vorzusehen. Bei gekrümmter Gehlinie muss im 

Abstand von 20cm vom inneren Rand der Treppenlaufbreite eine 

Auftrittstiefe von mind. 15cm betragen, bei Wohnungstreppen sind mind. 

12cm ausreichend. Sofern ein Aufzug vorhanden ist oder eingebaut wird, 

ist ein maximales Stiegenverhältnis von h/b=18cm/27cm erforderlich, 

andernfalls (etwa bei Einbau von Wohnungen in den bestehenden Umriss) 

h/b=16cm/30cm. Bei wohnungsinternen Treppen ist ein Stiegenverhältnis 

von h/b=20cm/24cm zulässig.  

- Da die bestehenden Stiegen - insbesondere in einfachen 

Arbeiterzinshäusern - den Vorschriften oft nicht entsprechen, sind die 

Stiegen abzubrechen und neu herzustellen. Sofern das 

Steigungsverhältnis entspricht und nur eine Verbreiterung erforderlich ist 

kann diese u.U. adaptiert werden, sofern die Stufen nicht als ins 

Außenmauerwerk eingespannte Keilstufen ausgebildet sind. 

  

                                            
130 vgl. auch §15a (1) Zi 1 MRG, Mindestnutzfläche für Wohnungen Ausstattungskategorie A 
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Brandschutz gem. OIB-RL 2 und §88 BO131  

Die Einhaltung der Brandschutzvorschriften ist für den Bereich über der 

obersten Abschlussdecke erforderlich. Der Umfang ist abhängig von der 

Anzahl der neu zu schaffenden Ebenen und vom Fluchtniveau des obersten 

oberirdischen Geschoss über dem anschließenden Gelände nach 

Fertigstellung.  

Gebäude mit einem Fluchtniveau unter 22m, bis max. 2 Geschosse: 

- Umfassungsbauteile REI 60132 (von Innen- bzw. Unterseite), Trennwände 

und Trenndecken REI 60/EI 60, im Bereich der brandabschnittbildenden 

Feuermauern ist ein Hochzug in EI90-A2 von 15cm über die Dachhaut 

auszuführen. Alternativ ist ein 1m breiter Streifen der Dachkonstruktion in 

REI 90-A2 herzustellen (keine tragende Holzkonstruktion, zusätzliche 

Brandschutzverkleidung).  

Gebäude mit einem Fluchtniveau über 22m, eine neu zu schaffende Ebene, 

sofern der Rettungsweg mit Geräten der Feuerwehr erfolgt (Anleiterbarkeit 

mittels Drehleiter):  

- zusätzlich eine Trockensteigleitung für Wohngebäude, bei allen anderen 

Gebäuden eine Nasssteigleitung gem. TRVB F 128 

Gebäude mit einem Fluchtniveau über 22m, bis max. 2 Geschosse, 

Fluchtniveau der unteren Ebene unter 22m: 

- Ausgestaltung des Treppenhauses mit einer Druckbelüftungsanlage (DBA) 

gemäß TRVB 112 (bei überwiegender Büronutzung verpflichtend, bei 

Wohnnutzung kann diese entfallen, sofern die Wohnungen der unteren 

Nutzungsebene ist mittels Drehleiter anleiterbar und für die obere Ebene 

eine Fluchtmöglichkeit unter Umgehung der internen Treppe der 

Wohnungen in das Treppenhaus auf die untere Ebene sichergestellt ist). 

Die DBA bedingt, dass vor Auslösung der Anlage alle Fenster und Türen 

im Treppenhaus geschlossen sind, d.h. alle Türen in das Stiegenhaus sind 

in der Feuerwiderstandsklasse EI30-c (=selbstschließend) auszuführen.  

- Anordnung von rauchempfindlichen Elementen gemäß ÖNORM EN 54-7 

in jedem Geschoss zur Ansteuerung der anlagentechnischen 

Einrichtungen, sofern diese vorhanden sind  

- Errichtung eines Feuerwehraufzuges der Variante 2 gemäß ÖNORM EN 

81-72 i.V.m. TRVB A 150, sofern die Höhendifferenz zwischen der 

obersten erforderlichen Ladestelle des Feuerwehraufzuges und der 

                                            
131vgl. Erläuterung der MA 37B vom 14.07.2008 betreffend nachträglicher Dachgeschoßaus- 

und -zubau 
132 vgl. ÖNorm B 3806: R=Tragender Bauteil, E=Raumabschluss, W=Wärmedurchtritt 
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Feuerwehrangriffsebene mehr als 22 m beträgt (Eingangstüren auch im 

obersten Geschoss).  

- Errichtung einer trockenen Steigleitung bei Wohngebäuden, bei allen 

anderen Gebäuden einer nassen Steigleitung jeweils gemäß TRVB F 128 

- Die neuen Bauteile der unteren Ebene sind in der Klassifizierung REI 

90/EI 90-A2 auszuführen (keine tragende Holzkonstruktion).   

- Der Einbau einer Druckbelüftungsanlage in Verbindung mit 

Brandschutztüren und –fenster in den unteren Geschossen, das Vorsehen 

eines Feuerwehraufzuges und einer Meldeanlage verursachen Kosten, die 

nur bei Projekten in sehr guter Lage und hohen erzielbaren Nutzflächen 

wirtschaftlich vertretbar sind. 

- Gebäude mit einem Fluchtniveau über 22m, bis max. 2 Geschosse, 

Fluchtniveau der unteren Ebene über 22m: 

- Die kompletten Bestimmungen der ON-Regel ONR 22000 sind 

einzuhalten. Abweichungsmöglichkeiten i.S.d. §2 WBTV mittels 

Brandschutzgutachten sind möglich. In diesem Fall ist für die Bewertung 

der Baukosten ein entsprechendes Gutachten auszuarbeiten.  

Erfordernisse zu Erschließung und Nebenflächen  

Neben den Bestimmungen der WBO und der OIB-RL sind folgende 

Verpflichtungen zu erfüllen:  

- Stellplatzverpflichtung gem. §48 (1) WGarG: Errichtung von 

Pflichtstellplätzen, diese sind entweder als Naturalleistung (Herstellung) 

oder durch Entrichtung einer Ausgleichszulage an die Stadt Wien zu 

erfüllen. Erforderlicher Umfang je nach Zweck der Ausbaunutzung: 1 

Stellplatz/Wohnung bzw. 80m² Fläche/Büro133 bzw. 5 

Zimmer/Beherbergungsbetrieb. Wohnungszusammen-legungen in den 

unteren Geschossen, die im selben Verfahren eingereicht werden, können 

gegengerechnet werden  

- Errichtung von Einlagerungsräumen gem. §119 (4) BO: Ein 

Einlagerungsraum außerhalb des Wohnungsverbandes je neu 

geschaffene Wohnung ist zu schaffen. I.d.R. wird dieser im KG 

vorgesehen.  

- Errichtung von allgemeinen Räumen gem. §119 (5) BO: „Auf jedem 

Bauplatz mit mehr als zwei Wohnungen ist in dem der Anzahl der 

Wohnungen entsprechenden Ausmaß ein Raum zum Abstellen von 

Kinderwagen und Fahrrädern vorzusehen...“. Dieser ist neben allfällig 

freiwillig errichteten Gemeinschaftsräumen wie Müllräumen134 barrierefrei 
                                            
133 Anzahl wird abgerundet 
134 barrierefreie Ausgestaltung freiwillig geschaffener Räume kann ggf. lt. §68 (1) in 

Absprache mit der Behörde entfallen 
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zu erschließen. Die Verpflichtung gilt nur für Ausbauten, sofern die neu 

geschaffenen Wohneinheiten die Anzahl der bestehenden Wohnungen 

übersteigen 

- Barrierefreie Erschließung gem. §115 (1) BO: Die Erschließung hat durch 

entsprechende behindertengerechte Rampen sowie insbesondere 

Aufzüge zu erfolgen. Aufzüge müssen dabei alle Geschosse erschließen, 

in denen Zugänge zu Wohnungen bzw. zu Räumen der täglichen 

Nutzung135 liegen. Dachgeschossausbauten als Einbauten i.S.d. §60 (1) 

lit. c BO sind von dieser Verpflichtung nicht betroffen136! Für die 

nachträgliche Herstellung des Aufzuges darf die Baulinie (mit Zustimmung 

des Eigentümers der Verkehrsfläche) und Baufluchtlinie um 1,5m 

überschritten werden. Zum Nachbarn ist ein Mindestabstand von 3 m 

einzuhalten (auch geringer, sofern Zustimmung desselben erfolgt)137.   

Baurechtliche Einordnung von Dachausbauten  

Umbauten und Ausbauten von Dachböden werden je nach Art und Umfang 

der Bauführung i.S.d. §60 (1) BO als Zubau, Umbau oder bloße Änderung 

eines Gebäudes qualifiziert. Für diese ist eine Baubewilligung zu erwirken.  

Dachgeschossausbauten, die eine Vergrößerung des Gebäudes138 zu Folge 

haben, sind Zubauten, als Umbauten werden jene Bauführungen angesehen, 

die den Bestand durch Änderung der Raumwidmung und Raumeinteilung 

derart verändern, dass das Gebäude als ein anderes angesehen werden 

kann139.  

Der Einbau von Wohnungen (nicht Büros!) in das Dachgeschoss140 im 

bestehenden Umriss wird als bloße bauliche Änderung eingeordnet. Daraus 

folgt, das Bestimmungen des Bebauungsplanes gem. §60 (3) BO nicht 

zwingend einzuhalten sind, d.h. beispielsweise, dass Einbauten auch in 

Häuser bewilligungsfähig sind, die sich in nicht für Bauzwecke gewidmeten 

Flächen befinden (etwa gärtnerisch auszugestaltende Flächen „G“).  

Für Bauführungen, die keine Änderungen der äußeren Gestaltung des 

Bauwerkes bewirken, keine Umwidmung von Wohnungen betreffen und 

keine Stellplatzverpflichtung auslösen, ist eine Bauanzeige gem. §62 (1) lit. 4 

BO ausreichend. Darunter fallen etwa Auswechslungsplanungen, sofern die 

                                            
135 vgl. §87 (3) BO bzw. OIB-RL 4: Aufenthaltsräume, Einlagerungsräume, Kinderwagen- 

und Fahrradabstell-räume, Waschküchen,R 
136 vgl. §115 (4) Einhaltung nur für Zu- und Umbauten 
137 vgl. §83 (2) lit. f + §84 (2) lit. a 
138einschließlich Dachaufklappungen 
139 vgl. §60 (1) lit. a, etwa auch Umwidmungen in Büros 
140 vgl. §60 (1) lit. a +lit. c, auch mit Dachgauben 



 93 

Widmung und die äußere Erscheinung des Hauses nicht geändert werden 

und sich die Wohnungsanzahl nicht verändert.  

Ausnahmen von Vorschriften der BO und des Bebauungsplan 

Ausnahmen von den gesetzlich festgelegten Bauvorschriften §68 BO 

Baumaßnahmen an bestehenden Gebäuden i.S.d. §68 BO sind auch zu 

bewilligen, wenn sie eine  

- Abweichung des Baubestandes von den Bestimmungen der BO mindern 

(Annäherung an die aktuelle Rechtslage � Bestand wird nicht 

verschlechtert) oder  

- die Einhaltung dieser Bestimmungen einen unverhältnismäßigen Aufwand 

erforderte (sowohl in technischer als auch in wirtschaftlicher Hinsicht).  

Davon betroffen sind Bestimmungen hinsichtlich des barrierefreien Bauens, 

des Lichteinfalls für einzelne Hauptfenster, Fahrkorbabmessungen von 

Aufzügen, Verbindung aller Geschoße, Bewegungsflächen (Wendekreise für 

Rollstuhlfahrer) vor Aufzugstüren, Belichtungs- und Belüftungsverhältnisse 

von Wohnungen.  

Die Ausnahmen werden restriktiv gehandhabt. Als unverhältnismäßiger 

Aufwand wird etwa Kosten für die Verlängerung des Aufzuges ins KG mit 5% 

der Gesamtprojektkosten angesehen141.   

Abweichung von den Vorschriften des Bebauungsplanes §69 BO:  

Abweichungen von den Bebauungsvorschriften im Rahmen des §69 kann die 

Behörde unter gewissen Voraussetzungen zulassen. Die Zielrichtung des 

Flächenwidmungs- und Bebauungsplanes darf nicht unterlaufen werden. 

Dies betrifft im Zusammenhang mit dem Ausbau von Dachböden i.d.R. 

Regelungen des §5 BO zur zulässigen Gebäudehöhe, Ausbildung der 

Dächer bzw. der Dachneigung oder Herstellung von Vorbauten. Der 

Nachweis der Einhaltung der Vorschriften des §69 und die schlüssige 

Begründung der Abweichung sind durch den Antragsteller darzulegen, bei 

Vorliegen der gesetzlichen Voraussetzungen besteht ein Rechtsanspruch auf 

Bewilligung der Abweichung. Der Antrag wird hierfür seitens der MA37 und je 

nach Zuständigkeit durch die MA 19 (Stadtbild, Architektur) und MA 21 + MA 

64 (Flächenwidmung, Bebauung) sowie in weiterer Folge durch den 

Bauausschuss der Bezirksvertretung geprüft142.  

                                            
141 vgl. Richtlinie der MA 37 bezüglich nachträglicher Aufzugseinbau vom 7.1.2009 unter 

www.bauen.wien.at 
142 Antragsformular und Leitfaden vom 19.10.2010 zur Begründung der Abweichung kann 

unter www.bauen.wien.at abgerufen werden  
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Beide Bestimmungen weisen für die Bewertung keine erhebliche Relevanz 

auf, da sie mit einem längeren Bewilligungsverfahren verbunden sind und 

das Ergebnis i.d.R. nicht gesichert festgestellt werden kann.  

Schutzzone, Bausperre 

Die Wiener Bauordnung sieht zum Schutz des Stadtbildes sowie zur 

Verbesserung der Bausubstanz bestimmter Gebiete zur Vermeidung von 

Ghettovierteln zusätzliche Bestimmungen vor.  

Schutzzonen: In sogenannten Schutzzonen gem. §7 BO ist die Veränderung 

von Häusern nur mit Zustimmung der MA 19 zulässig, sofern öffentliches 

Interesse an dem Bauwerk infolge seiner Wirkung auf das örtliche Stadtbild 

besteht143. Der Abbruch derartiger Häuser wird i.d.R. nur bei Nachweis einer 

technischen oder wirtschaftlichen Abbruchreife genehmigt (vgl. Kap 3.2.2).  

Bausperre: Weiters können über bestimmte Stadtgebiete befristete 

Bausperren verhängt werden144. Dies tritt im Bestand insbesondere bei 

Änderungen des Flächenwidmungs- und Bebauungsplanes auf und ist 

zeitlich auf max. 3 Jahre begrenzt (Verlängerung aber möglich). Zu- und 

Umbauten sind grundsätzlich weiter möglich, allerdings sind diese durch den 

Gemeinderat auf Konformität zum Planungsziel der Änderung zu prüfen. 

Bauansuchen  

Für bewilligungs- bzw. anzeigepflichtige Bauführungen sind gem. §63 (1) BO 

folgende Unterlagen einzureichen: 

- Bauansuchen, vom Bauwerber unterfertigt 

- Baupläne die vom Bauwerber sowie vom berechtigen Planverfasser 

zu unterfertigen sind. Diese sind für Bauführungen, die unter §60 (1) 

BO fallen (Umbauten und Ausbauten von Dachgeschossen), 

außerdem von sämtlichen Eigentümern der Liegenschaft zu 

unterfertigen, sofern der Bauwerber nicht selbst Alleineigentümer ist. 

Nötigenfalls ist die Unterfertigung durch die Mehrheit (nach 

Eigentumsanteilen) der Eigentümer sowie eine gerichtliche 

Bestätigung, dass von den nicht unterfertigenden Eigentümern keine 

Ablehnung erfolgte, ausreichend145.  

- statische Vorberechnung, Ingenieurbefund, Energieausweis/ 

Bauphysikalischer Nachweis, Grundbuchauszug  

                                            
143 vgl. §60 (1) lit. d und lit. e BO 
144 vgl. §8 (2) ff BO 
145 es  wird i.d.R. ca. 6 Monate für die Erwirkung derartiger Bestätigungen benötigt 
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- Berechnung der Anliegerleistungen und Stellplatzverpflichtung inkl. 

Erfüllungsnachweis 

- ggf. Bekanntgabe der Bebauungsbestimmungen (Durchführung durch 

MA 64, auf Antrag)  

Im Baubewilligungsverfahren gem. §60 haben folgende Personen 

Parteienstellung146:  

- Antragsteller (Bauwerber) 

- (Mit-) Eigentümer, Baurechtsinhaber des bebauten Grundstückes 

- (Mit-) Eigentümer benachbarter Liegenschaften, sofern die in §134a 

BO festgelegten subjektiv-öffentlichen Rechte berührt werden und sie 

spätestens bei der mündlichen Verhandlung Einwendungen gegen die 

Bauführung erheben (andernfalls Präklusion147). Als benachbarte 

Liegenschaften gelten jene, die gemeinsame Grenzen mit dem 

Baugrundstück aufweisen bzw. durch Fahnen bis zu einer Breite von 

6m oder eine 20m breite öffentliche Verkehrsfläche von diesem 

getrennt sind.  

Als subjektiv-öffentliche Nachbarrechte können folgende Bestimmungen 

geltend gemacht werden: Abstand eines (oberirdischen) Bauwerkes zur 

Nachbargrenze, Gebäudehöhe, flächenmäßige Ausnutzbarkeit, 

Fluchtlinienbestimmungen des Bebauungsplanes, Schutz vor Immissionen 

aus widmungsgemäßer Benutzung, Emissionsrechte  

Im Bauanzeigeverfahren gem. §62 BO ist nur der Bauwerber Partei (nicht der 

Eigentümer!). Mieter haben, sofern sie nicht selbst Bauwerber sind, keine 

Parteienstellung.  

Bewilligungsverfahren, Gültigkeit der Baubewilligung 

Das Bewilligungsverfahren kann als Behördenverfahren gem. §70 BO oder 

als vereinfachtes Verfahren durch einen befugten Ziviltechniker gem. §70a 

BO148 durchgeführt werden. Eine mündliche Verhandlung erfolgt im 

Behördenverfahren sofern subjektiv-öffentliche Nachbarrechte berührt 

werden.  

Die Behörde hat hier insbesondere bei den Beilagen zum 

Bewilligungsverfahren (z. B. statische Vorberechnungen, Energieausweise, 

                                            
146 vgl. §134 (1) + (3) BO 
147 Ausgenommen Regelung „übergangener Nachbar“ lt. §134 (4) BO 
148 Ausnahmen siehe §70a (1) 
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etc.) ein Prüfrecht (keine Pflicht149) und sofern sie einen Mangel hinsichtlich 

geltendem Baurecht erkennt ein entsprechendes Rückweisungsrecht. Für 

allfällige Planungsänderungen gilt hier jeweils die zum Zeitpunkt des 

Bewilligungsverfahrens gültige gesetzliche Grundlage (Zeitpunkt der 

Rechtskraft der Bewilligung ist maßgebend).150 

Die Baubewilligung gem. §70 BO bleiben 4 Jahre ab dem Tage der 

Rechtskraft aufrecht (14Tage nach Bescheiderlass, sofern keine Rechtsmittel 

durch Dritte erfolgen), Bewilligung gem. §70a BO und Anzeigen gem. §62 

BO behalten 4 Jahre ab vollständiger Vorlage der Baupläne ihre Gültigkeit. In 

dieser Zeit ist der Baubeginn anzuzeigen, der Bau ist innerhalb von 4 Jahren 

zu vollenden. Eine Verlängerung der Bewilligung ist nicht möglich, in 

begründeten Ausnahmefällen kann aber die Bauvollendungsfrist verlängert 

werden.  

A2: Bestimmungen gem. Merkblatt der MA37S für Wien 

Von Seiten der Behörde werden Baumaßnahmen in unmaßgebende (leichte 

1- bis 2-geschossige Dachgeschossausbauten, keine Verschlechterung des 

Bestandes) und maßgebende (Aufstockungen, über 2-geschossige und/oder 

massive Aufstockungen) Bauführungen eingeteilt. Je nach Einteilung sind 

umfangreiche Sanierungsmaßnahmen im Bestand notwendig, die mit 

verhältnismäßig hohen Kosten verbunden sind und die z.T. die 

Bestandsfreiheit aller Wohnungen voraussetzen.  

Die Auslegung der Rechtslage durch die Baupolizei wurde in 

Zusammenarbeit mit den Interessensvertretern aus Baugewerbe und -

industrie entwickelt In weiterer Folge wurden noch einige zusätzliche 

Erläuterungen seitens der MA 37S bzw. der Ziviltechnikerkammer 

veröffentlicht.  

Dachausbau, unmaßgebende Änderung151 

Im Wesentlichen legt die Regelung152 fest, dass sofern eine Verbesserung 

(oder keine Verschlechterung) des Bestandes erfolgt, die Bauführung 

unmaßgebend ist und der Bestand Konsensschutz genießt. Dieser muss in 

diesem Fall den geltenden normativen und gesetzlichen Bestimmungen nicht 

entsprechen. Voraussetzung dafür ist allerdings der Nachweis, dass die 

                                            
149 vgl. WBO §67, für die technische Richtigkeit der Beilagen haftet in jedem Fall der 

jeweilige Verfasser. 
150 Ausnahme stellt hierbei nur die „Bekanntgabe der Bebauungsbestimmungen“ dar, die für 

18 Monate ab Ausstellung hinsichtlich Bebaubarkeit der Liegenschaft rechtsverbindlich sind. 
151 vormals „Dachgeschossausbau leicht“ 
152i.S.d. §68 BO - Annäherung des Bestandes an geltende Bestimmungen 
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bestehende Bausubstanz in einem technisch gebrauchstauglichen Zustand 

ist und keine relevanten Schäden oder Beeinträchtigungen aufweist.  

Eine unmaßgebliche Bauführung kann wie folgt eingegrenzt werden:  

- unmaßgebliche Volums- bzw. Nutzflächenvergrößerung  

- Bebauung nur im bestehenden Umfang (Dachbodenfläche ohne Erker 

und Auskragungen) mit Nutzung von 100% der ersten und 50% einer 

allfälligen zweiten Geschossebene. Die Nutzung von "Restflächen" 

(Terrassen, Dachschrägen etc.) der über 50% hinausgehenden 

Flächen ist zulässig, sofern ein gesonderten statischer Nachweises 

erbracht wird153 Der Nachweis ist i.d.R. problemlos möglich, zumeist 

ist hierbei aber eine Verringerung der Flächenlasten erforderlich 

(Leichtaufbauten u.dgl.). Die Firstoberkante sollte nicht wesentlich 

über 6m über FFOK 1.DG liegen154. 

 

Abbildung 19: zul. Ausbauvolumen gem. MA 37S(Quelle: Dachgeschossausbau in 

Wien) 

                                            
153 Momentennachweis gem. Erläuterung Nr. 02 der Kammer für Architekten und 

Ingenieurkonsulenten vom Mai 2008, anlehnend an den EC 8 
154 gem. MA 37S, Erläuterungen zum Merkblatt, Sept. 2008 
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- Überbauungen der Lichthöfe und durch Balkone sind bis zu einer 

maximalen Zusatzfläche von 5% der BGF möglich, diese sind in die 

Flächenberechnungen einzubeziehen. 

- unmaßgebliche Lasterhöhung, maximal 720 kg/m² zusätzlich oberhalb 

der letzten Bestandsdecke (in Form einer Lastbilanz nachzuweisen) 

- Herstellung in Leichtbauweise, Ausführung als Stahl/Holz- oder 

Holz/Holz-Konstruktionen, geringfügige Aufmauerungen in 

Massivbauweise möglich  

Weitere Regelungen sind wie folgt festgelegt:  

- Bestandsgebäude entspricht "typischen Wiener Gründerzeithaus" 

(Holzbalkendecken in den Obergeschossen, alle Zwischenwände von 

oben bis zur Decke über dem Kellergeschoss durchgehend 

vorhanden)  

- Ausbildung der obersten Bestandsdecke als liegende Scheibe in 

Deckenebene („schubsteife Deckenscheibe“, direkt unterhalb des 

Dachgeschossausbaues). Selbsttragende Stahlbetondecken können 

aufgrund ihres hohen Eigengewichts und der Einschränkung der 

zusätzlichen Flächenlasten (max. + 720kg/m²) nur bei 

eingeschossigen Dachausbauten vorgesehen werden. I.d.R. wird die 

Decke bei 2-geschossiger Ausführung als Holzbetonverbunddecke 

ausgebildet (Holzbalken tragen in Verbindung mit der 

Aufbetonschicht).  

- Mörteldruckfestigkeit des tragenden Mauerwerks von mind. 1 N/mm² 

(bei sehr schlechter Substanz Mauerwerksprüfung mit einer 

repräsentativen Probenanzahl erforderlich). 

- Feuermauern mind. 30 cm dick und bis zum tragfähigen Untergrund 

durchgehend vorhanden 

- Ausbaufähiger Dachboden/Dachgeschoss ist vorhanden (Flachdach 

genügt nicht). 

Werden sämtliche Regelungen eingehalten ist nur die Gebrauchstauglichkeit 

und Tragsicherheit folgender Bauteile nachzuweisen:  

- die vertikal beanspruchten Bauteile (Träger, Wände, Stützen, 

Fundierung) bis in den tragfähigen Untergrund 

- die Kompensationsmaßnahmen für die zusätzliche Masse bzw. wenn 

am Bestand Veränderungen vorgenommen wurden oder werden 

(etwa Abbrüche in den Geschossen)  

- alle neuen Bauteile  
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Ein Nachweis der seismischen Einwirkungen (Erdbebennachweis) und ggf. 

Verstärkung des Bestandes ist in diesem Fall nicht erforderlich.  

Weiters ist als Grundlage der „Statischen Vorbemessung“ als Beilage zur 

Baueinreichung eine Erhebung bzw. Dokumentation des IST-Zustandes des 

Gebäudes erforderlich. Dies ist in Form eines Ingenieurbefundes zu 

dokumentieren und als Ergänzung der Vorstatik anzufügen (s. Exkurs: 

Ingenieurbefund Wien).  

Aufstockung, maßgebende Änderung155  

Sofern die Baumaßnahmen eine unmaßgebende Änderung überschreiten, ist 

eine Adaptierung des Bestandes auf einen Neubaustandard erforderlich. 

Dies schließt die Ertüchtigung der tragenden Wänden und Decken in allen 

Geschossen ein, was mit erheblichen Kosten verbunden ist und ein 

leerstehendes Gebäude voraussetzt. In diesem Fall ist der Abbruch und 

Neubau als wirtschaftliche Alternative zu prüfen, sofern das Gebäude nicht 

aus Bestimmungen für Schutzzonen lt. §7 BO geschützt ist oder 

Denkmalschutz besteht. Sofern diese Option möglich ist, sind weiterführende 

Untersuchungen hinsichtlich einer best-use Verwertung erforderlich.  

Exkurs: Ingenieurbefund Wien, KO-Kriterien für Ausbau 

Für die Bewilligung von Baumassnahmen im Bestand ist je nach deren 

Umfang der Hauszustand zu prüfen und mittels Ingenieurbefund zu 

dokumentieren.  

Folgende Punkte sind für einen Dachgeschossausbau mittels 

Ingenieurbefund zu prüfen156:  

- Erhebung der Altbestandspläne � planlicher Konsens (Bestand inkl. 

aller Umbauten, speziell Abbrüche tragender oder aussteifender 

Bauteile sowie Wiederherstellungen) 

- Prüfung des Bestandes, i.d.R. durch Begehung � Vergleich des Ist-

Zustandes mit dem Planstand  

- Bewertung der Fundierung (ggf. mit Bodengutachtens) 

- Bewertung des Mauerwerks (ggf. mit Mauerwerksgutachten) 

- Beurteilung der tragende Wände DG bis KG (v. a. im Hinblick auf die 

vertikale Lastableitung unter Berücksichtigung der Kamine, 

Kamingruppen, Kaminverzüge, Rauchkammern, Türöffnungen), 

                                            
155 vormals „Dachgeschossausbau schwer“ 
156 vgl. Merkblatt der MA 37S vom 31.3.2008 bezüglich statischer Vorbemessung 
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Ausblühungen, angestemmte Gurtbögen, geschwächt tragende Pfeiler 

Kamingruppen  

- Aussteifungssituation (Zwischenwände, Auswechslungen, 

Verschließungen) 

- Querschnittsschwächungen (z. B. infolge Leitungsführungen, 

Installationen,...) 

- Decken, im Besonderen die Decke zum Dachgeschoss 

(Deckenkonstruktion geöffnet, mit Lageskizze) 

- Dachstuhl (Gespärre, Dacheindeckung) und Gesimse (Form, 

Auskragung, Höhe, Zustand), soweit diese erhalten bleiben sollen 

- Allgemein: Schäden, statisch beachtenswerte Risse, Abplatzungen, 

Salzausblühungen und Durchfeuchtung, Bäder, Schäden an Stiegen 

etc. 

Der Ingenieurbefund hat eine schematisch-konstruktive Darstellung des 

Bestandes sowie eine zusammenfassende gutachterliche Feststellung zu 

beinhalten, ob das Gebäude in einem gebrauchstauglichen Zustand ist, und 

ob die maßgeblichen Bauteile (Träger, Wände, Stützen) tragsicher sind.  

Bei erheblichen Abweichungen des Ist- bzw. geplanten Status gegenüber 

dem Errichtungsstatus wie bspw. Fehlen oder Entfernen von tragenden bzw. 

der Horizontalaussteifung dienenden Bauteilen sind entsprechende 

Nachweise oder Kompensationsmaßnahmen festzulegen, die zum Teil in 

Bestandsverhältnisse (Miet- oder Pachtverträge) eingreifen. Dies kann u.U. 

zu einem sogenannten KO-Kriterium führen, d.h. dass die Maßnahme nicht 

durchführbar und ein Ausbau somit nicht bewilligungsfähig bzw. aufgrund der 

zusätzlichen Kosten nicht wirtschaftlich ist. Dies ist mit den Fachplanern 

abzuklären.  

Als KO-Kriterium im Sinne eines erforderlichen Zustandes des Hauses für 

einen Dachgeschossausbau sind folgende Punkte zu prüfen:  

- Widmung: als Bauland 

- Konsensmässigkeit: Gebäude entspricht im Wesentlichen dem 

bewilligten Konsens. Bei Änderungen, insbesondere an der 

Queraussteifung durch Abbrüche oder größere Schwächungen - 

gegenüber dem bewilligten Konsens geht der Konsensschutz i.S.d. 

§68 (1) verloren. Entsprechende Ersatzmaßnahmen („Kompensation“) 

sind vorzunehmen, was bei vermieteten oder genutzten Objekten - 

insbesondere bei nachträglich geänderten oder eingebauten 

Geschäftslokalen im EG - zu Problemen führen kann.  
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- Queraussteifungsgrad: Gebäude weist einen vertretbaren 

Queraussteifungsgrad auf (etwa „typisches“ Gründerzeithaus): 

andernfalls statischer Nachweis erforderlich 

- Verbesserungsreserven (bspw. Decke gegen Dachboden im Bestand 

nicht schubsteif): Für zusätzlich aufgebrachte Masse muss ein 

Ausgleich erfolgen157. Die schubsteife Ausbildung der Decke führt zu 

einer „Schachtelwirkung“ bzw. Lastumlagerung von Erdbebenlasten 

von stark belasteten bzw. überlasteten auf nicht ausgelasteten 

Querwänden 

- Zustand Mauerwerk: Eine Mindest-Mauerwerksfestigkeit ist 

einzuhalten (mind. Mörtelfestigkeit 1 N/mm²) 

- Zustand Fundierung: Fundierung ist zu prüfen und ggf. zu sanieren, 

eine Zugänglichkeit ist dafür erforderlich 

Sofern eines der Kriterien nicht behebbar ist, kann nur ein lastneutraler158 

Dachgeschosseinbau im bestehenden Umriss erfolgen.  

Für ein Bewertung eines Rohdachboden i.S.d. des LBG bzw. der ÖNorm 

B1802 erscheint eine technische Beurteilung in dieser Richtung 

unumgänglich.   

  

                                            
157 Bedingung für Ausnahmen von den Bauvorschriften i.S.d. §68 (1) BO ist, dass eine 

Verbesserung oder zumindest keine Verschlechterung des Status Quo erfolgt 
158 Lasten alt > Lasten neu 
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Abbildung 20: Untersuchungsumfang Ingenieurbefund für Dachausbauten 

(Quelle: eigene Darstellung) 

1. Gesimse: System, 

Standfestigkeit, 

allgemeiner Zustand, 

Schäden  

2. Dach: Dachdeckung, 

Dach- tragwerk, 

Entwässerung 

3. Oberste 

Abschlußdecke: 

System, Zustand, 

Tragfähigkeit, 

Schädigungen 

4. Mittelmauer, 

Kamingruppe, 

tragendes MWK: 

Zustand Mauerwerk, 

Querschnitts-

schwächung/Einbauten 

(HKLS, Elektro), statisch 

relevante Risse, 

Kamintüren im DG 

5. Zwischenwände in den 

Wohngeschossen: 

Typus/Funktion, Überein-

stimmung mit Konsens, 

Zustand, 

Auswechslungen   

6. Fundierung und Kanal: 

Einbindetiefe, Breite, 

Material, Grundwasser, 

Setzungsrisse im 

Bereich der 

Kanalführung (ggf. 

Kanalvideo). 

Zusätzlich: Sockel 

(Zustand, aufsteigende 

Feuchtigkeit, 

Ausblühungen), Keller 

(Zustand des 

Mauerwerkes, 

Querlüftung, 

Salzausblühungen ange-

stemmte Gurtbögen, 

Stahlteile der 

Platzldecken). 
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A3: Förderungsrecht 

Die Förderungsrichtlinien in Wien sind gem. WWFSG 1989 i.V.m. 

Sanierungsverordnung 2008 festgelegt. Eine Rechtsanspruch auf 

Förderungen ausgenommen Wohnbeihilfe gem. §20 WWFSG besteht erst 

nach Erteilung einer Förderungszusage159, eine Berücksichtigung von 

Fördergeldern im Rahmen einer Bewertung ist somit nur eingeschränkt 

möglich (schwer quantifizierbarer, spekulativer Ansatz). 

Die Ziele der Sanierungsverordnung 2008 sind im Wesentlichen eine 

Reduktion der Emissionen, Senkung des Energieverbrauchs, Förderung 

leistbaren Wohnens und Schaffung von Konjunkturimpulsen. So wurden etwa 

für besonders effiziente Bauweisen höhere Anreize geschaffen. Folgende 

Voraussetzungen sind einzuhalten:  

Förderungsvoraussetzungen im Altbau 

an das Objekt gem. §36 WWFSG:  

- Baubewilligung älter als 20 Jahre 

- Bestand vereinbar mit Flächenwidmungs- und –bebauungsplan160 

- Wohnhaus (mind. 50% Wohnfläche nach Sanierung‘) 

- Wohnungsgrößen 22-150m² 

- Sanierung wirtschaftlich vertretbar (Prognoserechnung 5-10 Jahre)  

- Förderung von Erhaltungsarbeiten und Sockelsanierung nur bei 

Objekten mit überwiegendem Bestand an Wohnungen der Kategorie C + D, 

Anhebung mindestens 20-25% der Wohnnutzfläche 

- Mieteinnahmen reichen nicht aus (Bewertung der Ertragslage und des 

Selbstbehaltes161) 

an die Nutzer gem. §11 bzw. §54 WWFSG:  

- Befriedigung eines dringenden Wohnbedürfnisses 

- Jährliches (Familien-) Einkommen überschreitet gewisse Grenzen 

nicht162 

                                            
159 vgl. §1 (3) bzw. §33 (2) WWFSG 
160 andernfalls Kommissionsentscheidung (MA21, MA37, Wohnfonds Wien) mit oder ohne 

Auflagen erforderlich 
161 MRG-Objekte: gem. §20 (Richtwert MZ) bzw. mind. §45 (Kategorie MZ), WEG-Objekte: 

Richtwert MZ ohne Zu- und Abschläge, Anrechenbar sind jeweils 80% der Einnahmen 
162 Werte 2007: 1 Person – €37.110, 2 Personen – €55.300, 3 Personen – €62.580, 4 

Personen – ca. €70.000, jeweils netto, 1,4facher Grundwert  
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Der Nachweis erfolgt nur jeweils bei Übergabe der Wohnungen. Im 

Verkaufsfall im Förderungszeitraum kann es zu einer Förderungsreduktion 

oder –rückzahlung kommen. 

Gefördert werden reine Baukosten (RBK) sowie Baunebenkosten bis zu 30% 

der RBK (Bauverwaltung max. 10% RBK, Planungskosten, Planungs- und 

Baustellenkoordinator, ggf. Um-/Ab-/Rücksiedlungskosten, u.dgl.).  

Die Förderung erfolgt neben allfälliger Subjektförderungen163 durch 

Gewährung von Landesdarlehen (LD), Baukosten-, Zins- bzw. 

Annuitätenzuschüssen (AZ) oder nichtrückzahlbaren (nrzb.) Beträgen. Bei 

Überschreitung der Schwellenwerte (dzt. €300.000 RBK) ist eine öffentliche 

Ausschreibung der Bauleistungen unter Anwendung der ÖNorm A2050 

verpflichtend. Die Kosten verstehen sich jeweils netto (excl. USt). Die 

Restfinanzierung ggf. durch befristete Mietzinserhöhung gem. §18 MRG 

möglich, abgestimmt auf den Förderungszeitraum164. 

Förderungen Dachgeschossausbau gem. §12 SanVO 

Gefördert werden Herstellungskosten für Wohnungen im Dachgeschoss in 

Verbindung mit einer Sockelsanierung. Die Gesamtbaukosten dürfen 

€1660/m² nicht überschreiten, weiter ist eine Anbotsverpflichtung gegenüber 

der Förderstelle gegeben (Vergabe der 2. und jede weitere 4. Wohnung 

durch den Wohnfond).  

Förderungsform:  

€660/m² Landesdarlehen + 2,5% Annuitätenzuschuss für Restbetrag + ggf. 

nichtrückzahlbaren Beiträgen für thermisch-energetische Maßnahmen (je 

nach HWB-Reduktion, Einsatz innovativer klimarelevanter System wie Solar- 

und Lüftungsanlagen u.dgl.) 

Förderungshöhe:  

maximal förderbare Gesamtbaukosten (GBK) €1660 (€1720 bei Passivhaus), 

mittels Landesdarlehen gefördert wird bis zu einer Höhe von €59.400 je 

Wohneinheit (entspricht 90m²) 

Förderungen Dachgeschossausbau i.V.m. Sockelsanierung im 

Sanierungszielgebiet und bei Blocksanierung 

Förderungshöhe: wie zuvor, Förderungsform: analog zu Sockelsanierung 

Förderungsform: 25% LD + 5% (statt 6%) AZ  

                                            
163 Wohnbeihilfen, Eigenmittelersatzdarlehen, Mietzinsbeihilfe u.dgl. für Wohnungskäufer/-

mieter 
164 vgl. §18b MRG 
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Förderung einer Sockelsanierung (SOS) gem. §11 SanVO  

Unter Sockelsanierung versteht man eine durchgreifende Sanierung mit 

Sanierungskonzept, wobei hausseitige Maßnahmen, 

Wohnungsverbesserungsmaßnahmen und ggf. Stellplätze (dzt. keine 

Förderung) bzw. Strukturverbesserungmaßnahmen getroffen werden. Die 

Wohnungsverbesserungen müssen dabei mind. 20% der vorhandenen WNFl 

umfassen (Kategorieaufwertung, Dachgeschossausbau gilt hierbei als 

Wohnungsverbesserung). 

Förderungsform:  

25% LD + 6% AZ + ggf. nichtrückzahlbaren Beiträgen für thermisch-

energetischer Maßnahmen (je nach HWB-Reduktion u.dgl.) 

Förderungshöhe:  

maximal förderbare Gesamtbaukosten (GBK): €1660/m² (€660 hausseitig + 

€120 Hausverbesserung + €620 wohnungsseitig + €260 Erschwernisse)  

Förderung von Einzelmaßnahmen gem. §5-§10 SanVO  

Im Zusammenhang mit hausseitigen Maßnahmen wie thermisch-

energetische Sanierung, Sanierung der Heizungsanlagen, 

Einzelbauteilsanierungen (Deltaförderung, Erhaltungsmaßnahmen) bzw. 

Einzelverbesserungsmaßnahmen (bspw. Aufzüge), soweit sie nicht im 

Rahmen einer SOS nach §11 SanVO behandelt werden, sind Förderungen 

möglich.  

Förderung einer Totalsanierung (TOS) bzw. Maßnahmen zur 

städtebaulicher Strukturverbesserung gem. §13 + §14 SanVO  

Die Totalsanierung entspricht im Wesentlichen einer weitergehenden SOS, 

wobei das Gebäude bestandsfrei ist, jedoch eine Bestandserhaltung von 

über 50% vorausgesetzt wird. In Sanierungszielgebieten und bei 

Blocksanierungen kann dieser Bestandswert unterschritten werden.  

Förderung von Dachgeschossausbauten für den Eigenbedarf 

Bei Errichtung von Dachgeschossausbauten für den Eigenbedarf kann eine 

Förderung im Rahmen des §11 Neubauverordnung des WWFSG beantragt 

werden (Förderungsform: €365/m² Nutzfläche als Landesdarlehen). 
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